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VERORDNUNGEN 

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2018/480 DER KOMMISSION 

vom 4. Dezember 2017 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2015/760 des Europäischen Parlaments und des Rates durch 
technische Regulierungsstandards im Hinblick auf einzig und allein der Absicherung dienende 
Finanzderivate, die ausreichende Länge der Laufzeit europäischer langfristiger Investmentfonds, 
die Kriterien für die Einschätzung des potenziellen Käufermarkts und die Bewertung der zu 
veräußernden Vermögenswerte sowie die Arten und Merkmale der den Kleinanlegern zur 

Verfügung stehenden Einrichtungen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2015/760 des Europäischen Parlaments und des Rates über europäische langfristige 
Investmentfonds (1), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 3, Artikel 18 Absatz 7, Artikel 21 Absatz 3 und Artikel 26 
Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Um ein einheitliches Vorgehen bei der Anwendung der Verordnung (EU) 2015/760 sicherzustellen, muss geregelt 
werden, unter welchen Umständen der Gebrauch von Finanzderivaten einzig und allein der Absicherung dient, 
unter welchen Umständen die Laufzeit eines europäischen langfristigen Investmentfonds (im Folgenden „ELTIF“) 
als lang genug gilt, welche Kriterien auf bestimmte Elemente des nach Vermögenswerten aufgeschlüsselten 
Zeitplans für die geordnete Veräußerung der Vermögenswerte des ELTIF anzuwenden und welche Einrichtungen 
den Kleinanlegern zur Verfügung zu stellen sind. 

(2)  Um die Kohärenz zwischen diesen Bestimmungen, die gleichzeitig in Kraft treten sollten, zu gewährleisten und 
einen umfassenden Überblick über diese Bestimmungen und einen einfachen Zugang dazu zu erleichtern, ist es 
angemessen, die betreffenden technischen Regulierungsstandards in einer einzigen Verordnung zusammen­
zufassen. 

(3)  Was die Umstände angeht, unter denen der Gebrauch von Finanzderivaten einzig und allein der Absicherung der 
mit den Anlagen eines ELTIF verbundenen Risiken dient, so müssen sowohl Finanzderivate berücksichtigt werden, 
deren Basiswert mit den Vermögenswerten übereinstimmt, in die der ELTIF investiert hat und deren Risiken 
abgesichert werden sollen, als auch Geschäfte über Vermögenswerte, die zwar nicht mit den Anlagewerten des 
ELTIF identisch sind, aber zur selben Anlageklasse gehören. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn ein 
Finanzderivat zur Absicherung einer Risikoposition in einem bestimmten Wert nicht als eigene Derivateart 
verfügbar ist, sondern nur als einer unter mehreren Werten in einem Index, auf den das Finanzderivat bezogen 
ist. Hinzu kommt, dass der Gebrauch von Finanzderivaten in einigen Fällen nur dann eine Absicherungsstrategie 
darstellen könnte, wenn er mit Geschäften über bestimmte Vermögenswerte kombiniert wird, wodurch diese Art 
von Strategie nicht untersagt werden sollte. Um sicherzustellen, dass der Gebrauch von Finanzderivativen einzig 
und allein der Absicherung der mit den Anlagen eines ELTIF verbundenen Risiken dient, sollte der Verwalter des 
ELTIF mit allen angemessenen Maßnahmen dafür sorgen, dass die genutzten Finanzderivate das betreffende Risiko 
auf der Ebene des ELTIF effektiv verringern und dass sie auch bei angespannten Marktbedingungen effizient sind. 
Die Verringerung des Risikos sollte durch den Einsatz angemessener Risikomanagement-Systeme — mit denen 
sich das zu verringernde Risiko und die Art und Weise, wie das Derivat dieses Risiko verringern würde, feststellen 
lassen — nachprüfbar sein. 
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(4)  Investiert ein ELTIF in Vermögenswerte mit unterschiedlichen Laufzeiten, sollte die Laufzeit des ELTIF unter 
Bezugnahme auf den Einzelwert mit dem längsten Anlagehorizont im Portfolio des ELTIF festgesetzt werden, 
wobei die Liquidität dieses Vermögenswerts zu berücksichtigen ist. 

(5)  Bei der Einschätzung des potenziellen Käufermarkts, die der Zeitplan für die geordnete Veräußerung der ELTIF- 
Vermögenswerte enthalten muss, sollten Marktrisiken berücksichtigt werden, insbesondere auch, ob die 
potenziellen Käufer auf Darlehen Dritter angewiesen sind, ob das Risiko besteht, dass die Vermögenswerte vor der 
Veräußerung illiquide werden, ob Risiken im Zusammenhang mit Gesetzesänderungen, wie etwa Fiskalreformen, 
oder Risiken im Zusammenhang mit politischen Veränderungen vorhanden sind oder ob das Risiko besteht, dass 
sich die Wirtschaftslage an dem für die ELTIF-Vermögenswerte relevanten Markt verschlechtert. Bei anderen als 
den zulässigen Anlagewerten sollte im Rahmen dieser Verordnung keine besondere Bewertung dieser Risiken 
vorgeschrieben werden, da die in Artikel 50 Absatz 1 der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates (1) genannten Anlagen als naturgemäß liquide gelten. 

(6)  Die Bewertung der Vermögenswerte, die der Zeitplan für die geordnete Veräußerung der ELTIF-Vermögenswerte 
enthalten muss, sollte in ausreichender zeitlicher Nähe zum Beginn der Veräußerung der Vermögensgegenstände 
erfolgen. Hat der ELTIF jedoch in ausreichender zeitlicher Nähe zum Beginn der Veräußerung der Vermögensge­
genstände eine Bewertung nach der Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (2) 
durchgeführt, sollte keine zusätzliche Bewertung vorgeschrieben sein. Dessen ungeachtet sollte der Zeitplan für 
die geordnete Veräußerung der Vermögenswerte des ELTIF so früh wie möglich und rechtzeitig, bevor die Frist für 
die Unterrichtung der für den ELTIF zuständigen Behörde abläuft, aufgestellt werden. 

(7)  Die Einrichtungen, die Kleinanlegern in jedem Mitgliedstaat, in dem der Verwalter des ELTIF vertriebsmäßig tätig 
wird, zur Verfügung zu stellen sind, können von einem oder mehreren Unternehmen persönlich, telefonisch oder 
elektronisch bereitgestellt werden, wobei es sich um den Verwalter des ELTIF oder ein anderes Unternehmen 
handeln kann, das den geltenden Regularien für die vom Verwalter des ELTIF übernommenen Aufgaben 
unterliegt. 

(8)  Um mögliche Verwerfungen am Markt zu vermeiden, muss den ELTIF, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung 
zugelassen wurden, sowie ihren Verwaltern und den für sie zuständigen Behörden genügend Zeit eingeräumt 
werden, um sich an die Anforderungen dieser Verordnung anzupassen. 

(9)  Die Bestimmungen über die ausreichende Länge der Laufzeit eines ELTIF sollten nur für ELTIF gelten, die nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung eine Zulassung beantragen, da die Länge der Laufzeit eines ELTIF gemäß der 
Verordnung (EU) 2015/760 zum Zeitpunkt des Antrags auf Zulassung als ELTIF bei der für den ELTIF zuständige 
Behörde bereits festgelegt sein muss. 

(10)  Damit sich die zuständigen Behörden und die Verwalter der nach der Verordnung (EU) 2015/760 zugelassenen 
ELTIF vor Inkrafttreten dieser Verordnung an die darin enthaltenen neuen Anforderungen anpassen können, sollte 
der Geltungsbeginn dieser Verordnung ein Jahr nach ihrem Inkrafttreten angesetzt werden. Die Anforderung 
hinsichtlich der ausreichenden Länge der Laufzeit eines ELTIF gilt bei ELTIF, die im Rahmen der Verordnung (EU) 
2015/760 bereits vor Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung zugelassen wurden, als erfüllt. 

(11)  Die vorliegende Verordnung stützt sich auf die technischen Regulierungsstandards, die der Kommission von der 
Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde (ESMA) vorgelegt wurden. 

(12)  Die ESMA hat zu dem Entwurf technischer Regulierungsstandards offene öffentliche Konsultationen durchgeführt, 
die damit verbundenen potenziellen Kosten- und Nutzeneffekte analysiert und die Stellungnahme der gemäß 
Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates (3) eingesetzten 
Interessengruppe Wertpapiere und Wertpapiermärkte eingeholt — 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Sicherungsderivate 

(1) Die Umstände, unter denen davon ausgegangen wird, dass der Gebrauch von Finanzderivaten im Sinne von 
Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) 2015/760 einzig und allein der Absicherung der mit anderen 
Anlagen des europäischen langfristigen Investmentfonds (im Folgenden „ELTIF“) verbundenen Risiken dient, liegen vor, 
wenn alle in den Absätzen 2, 3 und 4 genannten Kriterien erfüllt sind. 

(2) Von einem Finanzderivat wird einzig und allein Gebrauch gemacht, um Risiken aus Positionen in den in Artikel 9 
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/760 genannten Vermögenswerten abzusichern. 

Der in Unterabsatz 1 genannte Zweck der Absicherung von Risiken aus Positionen in Vermögenswerten gilt nur dann 
als erfüllt, wenn der Gebrauch des betreffenden Finanzderivats eine nachprüfbare und objektiv messbare Verringerung 
der betreffenden Risiken auf der Ebene des ELTIF zur Folge hat. 

Sind Finanzderivate zur Absicherung gegen die Risiken aus Positionen in den in Unterabsatz 1 genannten 
Vermögenswerten nicht verfügbar, kann von Finanzderivaten Gebrauch gemacht werden, deren Basiswert zur selben 
Anlageklasse gehört. 

(3) Der Gebrauch von Finanzderivaten zur Erzielung eines Ertrags für den ELTIF gilt nicht als der Absicherung der 
Risiken dienend. 

(4) Der Verwalter des ELTIF trifft alle angemessenen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Finanzderivate, von 
denen zur Absicherung der mit anderen Anlagen des ELTIF verbundenen Risiken Gebrauch gemacht wird, die Risiken 
auf der Ebene des ELTIF gemäß Absatz 2, auch unter angespannten Marktbedingungen, verringern. 

Artikel 2 

Hinreichende Länge der Laufzeit des ELTIF 

Für die Zwecke des Artikels 18 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2015/760 gilt die Laufzeit eines ELTIF als lang genug, um 
die Laufzeit eines jeden seiner Vermögenswerte abzudecken, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

a)  Der ELTIF stimmt das Ende seiner Laufzeit auf das Ende des Anlagehorizonts desjenigen Einzelwerts im Portfolio des 
ELTIF ab, der zum Zeitpunkt des Antrags auf Zulassung als ELTIF bei der für den ELTIF zuständigen Behörde den 
längsten Anlagehorizont aufweist; 

b)  keine Anlage, die der ELTIF nach seiner Zulassung als ELTIF tätigt, weist noch einen längeren Anlagehorizont auf, als 
die Restlaufzeit des ELTIF zum Zeitpunkt der Anlage. 

Artikel 3 

Kriterien für die Einschätzung des potenziellen Käufermarkts 

Für die Zwecke des Artikels 21 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2015/760 schätzt der Verwalter eines ELTIF 
für jeden einzelnen Vermögenswert, in den der ELTIF investiert, alle folgenden Elemente ein: 

a)  ob auf dem Markt ein oder mehrere potenzielle Käufer vorhanden sind; 

b)  ob der Verwalter des ELTIF auf Basis einer zum Zeitpunkt der Erstellung des Zeitplans mit der gebührenden 
Sachkenntnis, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit ausgeführten Einschätzung erwartet, dass die potenziellen Käufer für 
den Erwerb des betreffenden Vermögenswerts auf externe Finanzierung angewiesen sein werden; 

c)  falls keine potenziellen Käufer für einen Vermögenswert vorhanden sind, die Zeit, die vermutlich benötigt wird, um 
einen oder mehrere Käufer für diesen Vermögenswert zu finden; 

d)  das spezifische Laufzeitprofil des Vermögenswerts; 
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e)  ob der Verwalter des ELTIF auf Basis einer zum Zeitpunkt der Erstellung des Zeitplans mit der gebührenden 
Sachkenntnis, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit ausgeführten Einschätzung erwartet, dass die folgenden Risiken 
eintreten: 

i)  ein Risiko im Zusammenhang mit Gesetzesänderungen, die sich auf den potenziellen Käufermarkt auswirken 
könnten; 

ii)  ein politisches Risiko, das sich auf den potenziellen Käufermarkt auswirken könnte; 

f)  die Einschätzung des Verwalters, ob die unter den Buchstaben a und b genannten Elemente während des 
Veräußerungszeitraums durch die allgemeinen wirtschaftlichen Bedingungen an dem für den Vermögenswert 
relevanten Markt bzw. den für den Vermögenswert relevanten Märkte nachteilig beeinflusst werden könnten. 

Artikel 4 

Kriterien für die Bewertung der zu veräußernden Vermögenswerte 

(1) Für die Zwecke des Artikels 21 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EU) 2015/760 erfüllt die Bewertung der zu 
veräußernden Vermögenswerte alle folgenden Kriterien: 

a)  Sie beginnt so früh wie möglich und rechtzeitig, bevor die Frist für die Unterrichtung der für den ELTIF zuständigen 
Behörde über den nach Vermögenswerten aufgeschlüsselten Zeitplan für die geordnete Veräußerung der 
Vermögenswerte des ELTIF abläuft; 

b)  sie wird nicht mehr als sechs Monate vor Ablauf der unter Buchstabe a genannten Frist abgeschlossen. 

(2) Bewertungen gemäß Artikel 19 der Richtlinie 2011/61/EU können berücksichtigt werden, wenn eine Bewertung 
nicht mehr als sechs Monate vor Ablauf der in Absatz 1 genannten Frist abgeschlossen wurde. 

Artikel 5 

Einzelheiten zu den für Kleinanleger zur Verfügung stehenden Einrichtungen 

(1) Für die Zwecke des Artikels 26 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/760 stellt der Verwalter eines ELTIF 
Einrichtungen zwecks Erfüllung der folgenden Aufgaben zur Verfügung: 

a)  Verarbeitung der Zeichnungs-, Zahlungs-, Rückkauf- und Rücknahmeaufträge von Kleinanlegern für Anteile des ELTIF 
nach Maßgabe der in den Vertriebsunterlagen des ELTIF festgelegten Bedingungen; 

b)  Information der Kleinanleger darüber, wie die unter Buchstabe a genannten Aufträge erteilt werden können und wie 
Rückkaufs- und Rücknahmeerlöse ausgezahlt werden; 

c)  Erleichterung der Handhabung von Informationen über die Wahrnehmung von Kleinanlegerrechten aus Anlagen in 
ELTIF in dem Mitgliedstaat, in dem der ELTIF vertrieben wird; 

d)  Versorgung der Kleinanleger mit folgenden Unterlagen — zur Ansicht und zur Anfertigung von Kopien: 

i)  Vertragsbedingungen oder Satzung des ELTIF; 

ii)  letzter Jahresbericht des ELTIF; 

e)  Versorgung der Anleger mit relevanten Informationen in Bezug auf die Aufgaben, die sie mit einem dauerhaften 
Datenträger im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe m der Richtlinie 2009/65/EG erfüllen. 

(2) Der Verwalter des ELTIF stellt sicher, dass die in Artikel 26 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/760 genannten 
Einrichtungen die folgende technische Infrastruktur aufweisen: 

a)  Sie erfüllen ihre Aufgaben in der Amtssprache bzw. den Amtssprachen des Mitgliedstaats, in dem der ELTIF 
vertrieben wird; 

b)  sie erfüllen ihre Aufgaben persönlich, telefonisch oder elektronisch. 

(3) Der Verwalter eines ELTIF stellt sicher, dass die in Artikel 26 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/760 genannten 
Einrichtungen folgender Art sind und die folgenden Merkmale aufweisen: 

a)  Sie werden von einem oder mehreren Unternehmen bereitgestellt, bei denen es sich entweder um den Verwalter des 
ELTIF oder ein Drittunternehmen handelt, das den für die wahrzunehmenden Aufgaben geltenden Regularien 
unterliegt; 
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b)  falls die Einrichtungen von einem Drittunternehmen bereitgestellt werden, erhält Letzteres vom Verwalter des ELTIF 
sämtliche einschlägigen Informationen und Unterlagen; 

c)  falls die Einrichtungen von einem Drittunternehmen bereitgestellt werden, wird die Beauftragung des Unternehmens 
durch einen schriftlichen Vertrag bezeugt. In dem schriftlichen Vertrag wird festgelegt, welche der in Absatz 1 
genannten Aufgaben nicht vom Verwalter des ELTIF wahrgenommen werden. 

Artikel 6 

Übergangsbestimmungen 

Ein ELTIF, der vor Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung gemäß der Verordnung (EU) 2015/760 zugelassen wurde, 
gilt als ELTIF, der die in Artikel 2 der vorliegenden Verordnung festgelegten Anforderungen erfüllt. 

Ein ELTIF, der vor Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung gemäß der Verordnung (EU) 2015/760 zugelassen wurde, 
erfüllt die Artikel 1, 3, 4 und 5 der vorliegenden Verordnung ab dem 1. Mai 2019. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 4. Dezember 2017 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/481 DER KOMMISSION 

vom 21. März 2018 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 in Bezug auf die Festsetzung der repräsentativen 
Preise in den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), insbesondere auf 
Artikel 183 Buchstabe b, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 510/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über 
die Handelsregelung für bestimmte aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte Waren und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EG) Nr. 1216/2009 und (EG) Nr. 614/2009 des Rates (2), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 6 
Buchstabe a, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 der Kommission (3) wurden Durchführungsbestimmungen zur Regelung 
der zusätzlichen Einfuhrzölle in den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin festgelegt und die 
diesbezüglichen repräsentativen Preise festgesetzt. 

(2)  Aus der regelmäßig durchgeführten Kontrolle der Angaben, auf die sich die Festsetzung der repräsentativen Preise 
für Erzeugnisse der Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin stützt, geht hervor, dass die 
repräsentativen Preise für die Einfuhren bestimmter Erzeugnisse unter Berücksichtigung der von ihrem Ursprung 
abhängigen Preisschwankungen zu ändern sind. 

(3)  Die Verordnung (EG) Nr. 1484/95 ist daher entsprechend zu ändern. 

(4)  Da sicherzustellen ist, dass diese Maßnahme so bald wie möglich, nachdem die aktualisierten Angaben vorliegen, 
Anwendung findet, sollte diese Verordnung am Tag ihrer Veröffentlichung in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 erhält die Fassung des Anhangs der vorliegenden Verordnung. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 21. März 2018 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor 

Generaldirektion Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671. 
(2) ABl. L 150 vom 20.5.2014, S. 1. 
(3) Verordnung (EG) Nr. 1484/95 der Kommission vom 28. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur Regelung der zusätzlichen 

Einfuhrzölle und zur Festsetzung der repräsentativen Preise in den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin und zur 
Aufhebung der Verordnung Nr. 163/67/EWG (ABl. L 145 vom 29.6.1995, S. 47). 



ANHANG 

„ANHANG I 

KN-Code Warenbezeichnung Repräsentativer Preis 
(EUR/100 kg) 

Sicherheit gemäß  
Artikel 3 

(EUR/100 kg) 
Ursprung (1) 

0207 12 10 Schlachtkörper von Hühnern, ge­
nannt „Hühner 70 v. H.“, gefroren 

103,6 0 AR 

0207 12 90 Schlachtkörper von Hühnern, ge­
nannt „Hühner 65 v. H.“, gefroren 

127,4 0 AR 
154,1 0 BR 

0207 14 10 Teile von Hühnern, ohne Knochen, 
gefroren 

244,2 17 AR 
225,0 23 BR 
320,2 0 CL 
233,5 20 TH 

0207 27 10 Teile von Truthühnern, ohne Kno­
chen, gefroren 

327,6 0 BR 
303,4 0 CL 

0408 91 80 Eier, nicht in der Schale, getrocknet 368,4 0 AR 

1602 32 11 Nicht gegarte Zubereitungen von 
Hühnern 

240,9 14 BR 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7).“    
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/482 DER KOMMISSION 

vom 22. März 2018 

über den Höchstankaufspreis für Magermilchpulver für die erste Einzelausschreibung im Rahmen 
der Ausschreibung nach der Durchführungsverordnung (EU) 2018/154 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1370/2013 des Rates vom 16. Dezember 2013 mit Maßnahmen zur Festsetzung 
bestimmter Beihilfen und Erstattungen im Zusammenhang mit der gemeinsamen Marktorganisation für landwirt­
schaftliche Erzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2018/154 der Kommission (2) wurde in Übereinstimmung mit den 
Bedingungen gemäß der Durchführungsverordnung (EU) 2016/1240 der Kommission (3) eine Ausschreibung zum 
Zweck des Ankaufs von Magermilchpulver im Rahmen der öffentlichen Intervention im Zeitraum vom 1. März 
bis zum 30. September 2018 eröffnet. 

(2)  Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2016/1240 setzt die Kommission auf der 
Grundlage der im Rahmen der Einzelausschreibung eingegangenen Angebote einen Höchstankaufspreis fest oder 
entscheidet, keinen Höchstankaufspreis festzusetzen. 

(3)  Unter Berücksichtigung der für die erste Einzelausschreibung erhaltenen Angebote sollte kein Höchstankaufspreis 
festgesetzt werden. 

(4)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die 
gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die im Rahmen der Ausschreibung nach der Durchführungsverordnung (EU) 2018/154 durchgeführte erste 
Einzelausschreibung für den Ankauf von Magermilchpulver, für die die Frist zur Einreichung von Angeboten am 
20. März 2018 abgelaufen ist, wird kein Höchstankaufspreis festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 22. März 2018 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor 

Generaldirektion Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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(1) ABl. L 346 vom 20.12.2013, S. 12. 
(2) Durchführungsverordnung (EU) 2018/154 der Kommission vom 30. Januar 2018 zur Eröffnung einer Ausschreibung für den Ankauf 

von Magermilchpulver im Rahmen der öffentlichen Intervention im Zeitraum vom 1. März bis zum 30. September 2018 (ABl. L 29 vom 
1.2.2018, S. 6). 

(3) Durchführungsverordnung (EU) 2016/1240 der Kommission vom 18. Mai 2016 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung 
(EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die öffentliche Intervention und die Beihilfe und für die 
private Lagerhaltung (ABl. L 206 vom 30.7.2016, S. 71). 



DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/483 DER KOMMISSION 

vom 22. März 2018 

zur Festsetzung des Mindestverkaufspreises für Magermilchpulver für die 18. Teilausschreibung im 
Rahmen der Ausschreibung gemäß der Durchführungsverordnung (EU) 2016/2080 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) 2016/1240 der Kommission vom 18. Mai 2016 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die 
öffentliche Intervention und die Beihilfe für die private Lagerhaltung (2), insbesondere auf Artikel 32, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2016/2080 der Kommission (3) wurde der Verkauf von Magermilchpulver 
im Wege eines Ausschreibungsverfahrens eröffnet. 

(2)  Unter Berücksichtigung der für die 18. Teilausschreibung eingegangenen Angebote sollte ein Mindestverkaufspreis 
festgesetzt werden. 

(3)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die 
gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die 18. Teilausschreibung für den Verkauf von Magermilchpulver im Rahmen des mit der Durchführungsverordnung 
(EU) 2016/2080 eröffneten Ausschreibungsverfahrens, für die die Frist zur Einreichung der Angebote am 20. März 2018 
endete, beläuft sich der Mindestverkaufspreis auf 105,00 EUR/100 kg. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 22. März 2018 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor 

Generaldirektion Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671. 
(2) ABl. L 206 vom 30.7.2016, S. 71. 
(3) Durchführungsverordnung (EU) 2016/2080 der Kommission vom 25. November 2016 zur Eröffnung des Verkaufs von 

Magermilchpulver im Wege eines Ausschreibungsverfahrens (ABl. L 321 vom 29.11.2016, S. 45). 



RICHTLINIEN 

DURCHFÜHRUNGSRICHTLINIE (EU) 2018/484 DER KOMMISSION 

vom 21. März 2018 

zur Änderung der Richtlinie 93/49/EWG hinsichtlich der Anforderungen an Vermehrungsmaterial 
bestimmter Gattungen oder Arten von Palmae im Hinblick auf Rhynchophorus ferrugineus (Olivier) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 98/56/EG des Rates vom 20. Juli 1998 über das Inverkehrbringen von Vermehrungsmaterial 
von Zierpflanzen (1), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 5, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Rhynchophorus ferrugineus (Olivier) wurde in den meisten gefährdeten Gebieten der Union nachgewiesen, und es 
wurde der Schluss gezogen, dass dieser Schadorganismus nun in einem beträchtlichen Teil des Unionsgebiets 
vorkommt. Die Entscheidung 2007/365/EG der Kommission (2) über Dringlichkeitsmaßnahmen zum Schutz der 
Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Rhynchophorus ferrugineus (Olivier) wurde daher 
durch den Durchführungsbeschluss (EU) 2018/490 der Kommission (3) aufgehoben. 

(2)  Rhynchophorus ferrugineus (Olivier) führt zu schweren Schäden an Pflanzen der Wirtsspezies, die zur Familie der 
Palmae gehören, mit Ausnahme der Pflanzen mit einem Durchmesser von weniger als 5 cm an der Basis des 
Stammes. 

(3)  Diese Pflanzen kommen in vielen Teilen der Union vor, wo sie in großer Zahl zu Zierzwecken angepflanzt 
werden und von großer Bedeutung für Umwelt und Wirtschaft sind. 

(4)  Daher ist es angezeigt, spezifische Anforderungen festzulegen, um die Qualität des Vermehrungsmaterials 
bestimmter Gattungen und Arten von Palmae sicherzustellen, die in der Union am häufigsten in Verkehr gebracht 
werden und von diesem Schadorganismus befallen werden könnten, wenn diese Anforderungen nicht erfüllt 
werden. Sie sollten spezifische Anbau- oder Behandlungsbedingungen für dieses Material sowie die Bedingung 
beinhalten, dass es frei von Rhynchophorus ferrugineus (Olivier) ist. 

(5)  Die Richtlinie 93/49/EWG der Kommission (4) sollte daher entsprechend geändert werden. 

(6)  Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Änderung der Richtlinie 93/49/EWG 

Die Richtlinie 93/49/EWG wird wie folgt geändert:  

1. Folgender Artikel 3a wird eingefügt: 

„Artikel 3a 

Vermehrungsmaterial von Palmae, das zu den im Anhang aufgeführten Gattungen und Arten gehört und einen 
Durchmesser von mehr als 5 cm an der Basis des Stammes hat, muss eine der nachstehenden Anforderungen 
erfüllen: 

a)  Das Material wurde während seiner gesamten Lebensdauer in einem Gebiet angebaut, das von der zuständigen 
amtlichen Stelle gemäß den einschlägigen Internationalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als 
frei von Rhynchophorus ferrugineus(Olivier) anerkannt wurde; 
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(1) ABl. L 226 vom 13.8.1998, S. 16. 
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(4) Richtlinie 93/49/EWG der Kommission vom 23. Juni 1993 zur Festlegung der Tabelle mit den Anforderungen an Vermehrungsmaterial 
und Pflanzen von Zierpflanzenarten gemäß der Richtlinie 91/682/EWG des Rates (ABl. L 250 vom 7.10.1993, S. 9). 



b)  das Material wurde während der letzten beiden Jahre vor seinem Inverkehrbringen an einem Erzeugungsort in der 
Union angebaut, der gegen die Einschleppung von Rhynchophorus ferrugineus (Olivier) vollständig physisch 
geschützt ist, oder an einem Erzeugungsort in der Union, an dem geeignete präventive Behandlungen in Bezug auf 
diesen Schadorganismus durchgeführt wurden. Das Material wird mindestens alle vier Monate Sichtkontrollen 
unterzogen, die bestätigen, dass es frei von Rhynchophorus ferrugineus (Olivier) ist. 

Dieser Artikel gilt unbeschadet der gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe h und Artikel 5 Absatz 3 der Richtlinie 
2000/29/EG erlassenen Vorschriften über Schutzgebiete.“  

2. Der Anhang wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen spätestens am 30. September 2018 die Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den 
Wortlaut dieser Vorschriften mit und übermitteln ihr eine Tabelle der Entsprechungen zwischen ihren Vorschriften und 
den Bestimmungen dieser Richtlinie. 

Sie wenden diese Rechtsvorschriften ab dem 1. Oktober 2018 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser 
Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf 
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 4 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 21. März 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Im Anhang wird nach dem Eintrag „Narcissus L.“ in der Tabelle folgender Eintrag eingefügt: 

Gattung oder Art Spezifische Schadorganismen oder Krankheiten 

„—  Palmae, hinsichtlich folgender Gattungen und 
Arten 

—  Areca catechu L. 

—  Syagrus romanzoffiana (Cham.) Glassman 

—  Arenga pinnata (Wurmb) Merr. 

—  Bismarckia Hildebr. & H.Wendl. 

—  Borassus flabellifer L. 

—  Brahea armata S. Watson 

—  Brahea edulis H. Wendl. 

—  Butia capitata (Mart.) Becc. 

—  Calamus merrillii Becc. 

—  Caryota maxima Blume 

—  Caryota cumingii Lodd. ex Mart. 

—  Chamaerops humilis L. 

—  Cocos nucifera L. 

—  Corypha utan Lam. 

—  Copernicia Mart. 

—  Elaeis guineensis Jacq. 

—  Howea forsteriana Becc. 

—  Jubaea chilensis (Molina) Baill. 

—  Livistona australis C. Martius 

—  Livistona decora (W. Bull) Dowe 

—  Livistona rotundifolia (Lam.) Mart. 

—  Metroxylon sagu Rottb. 

—  Roystonea regia (Kunth) O.F. Cook 

—  Phoenix canariensis Chabaud 

—  Phoenix dactylifera L. 

—  Phoenix reclinata Jacq. 

—  Phoenix roebelenii O'Brien 

—  Phoenix sylvestris (L.) Roxb. 

—  Phoenix theophrasti Greuter 

—  Pritchardia Seem. & H.Wendl. 

—  Ravenea rivularis Jum. & H. Perrier 

—  Sabal palmetto (Walter) Lodd. ex Schult. & Schult.f. 

—  Trachycarpus fortunei (Hook.) H. Wendl. 

—  Washingtonia H. Wendl. 

Insekten, Milben und Nematoden in allen Entwick­
lungsstadien 
—  Rhynchophorus ferrugineus (Olivier)“   
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BESCHLÜSSE 

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2018/485 DES RATES 

vom 19. März 2018 

zur Ermächtigung Dänemarks, eine von Artikel 75 der Richtlinie 2006/112/EG über das 
gemeinsame Mehrwertsteuersystem abweichende Sondermaßnahme anzuwenden 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 291 Absatz 2, 

gestützt auf die Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersys­
tem (1), insbesondere auf Artikel 395 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit einem Schreiben, das am 21. November 2017 bei der Kommission registriert wurde, hat Dänemark gemäß 
Artikel 395 Absatz 2 der Richtlinie 2006/112/EG die Ermächtigung zur Anwendung einer von Artikel 75 der 
Richtlinie abweichenden Maßnahme im Bereich des Rechts auf Vorsteuerabzug beantragt. 

(2)  Gemäß Artikel 395 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie 2006/112/EG setzte die Kommission mit Schreiben 
vom 7. bzw. vom 8. Dezember 2017 die anderen Mitgliedstaaten von dem Antrag Dänemarks in Kenntnis und 
teilte mit Schreiben vom 11. Dezember 2017 Dänemark mit, dass sie über alle für die Beurteilung des Antrags 
erforderlichen Angaben verfügt. 

(3)  Ohne eine Ausnahmeregelung darf nach dänischem Recht der Steuerpflichtige die Vorsteuer auf den Erwerb und 
die Betriebskosten leichter Nutzfahrzeuge zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht von bis zu 
drei Tonnen vollständig abziehen, wenn das Fahrzeug in Dänemark zur rein betrieblichen Nutzung zugelassen ist. 
Wird ein solches Fahrzeug in der Folge privat genutzt, verliert der Steuerpflichtige das Recht auf den Abzug der 
Vorsteuer auf den Kaufpreis für das Fahrzeug. 

(4)  Um die Auswirkungen dieser Regelung abzumildern, hat Dänemark die Ermächtigung beantragt, eine von 
Artikel 75 der Richtlinie 2006/112/EG abweichende Sonderregelung anzuwenden. Diese Ausnahmeregelung 
wurde mit dem Durchführungsbeschluss 2012/447/EU des Rates (2) und anschließend mit dem Durchführungs­
beschluss (EU) 2015/992 des Rates (3) gewährt. Die Geltungsdauer des letztgenannten Beschlusses endete am 
31. Dezember 2017. 

(5)  Die Regelung würde es Steuerpflichtigen ermöglichen, ein Fahrzeug, das sie zur rein betrieblichen Nutzung 
angemeldet haben, auch zu privaten Zwecken zu nutzen und die Steuerbemessungsgrundlage bei der 
angenommenen Dienstleistungen gemäß Artikel 75 der Richtlinie 2006/112/EG anhand einer Tagespauschale zu 
berechnen, anstatt das Recht auf den Abzug der Vorsteuer auf den Kaufpreis für das Fahrzeug zu verlieren. 

(6)  Diese vereinfachte Berechnungsmethode sollte jedoch auf 20 Tage je Kalenderjahr begrenzt werden, an denen das 
Fahrzeug zu privaten Zwecken genutzt werden darf, und der zu entrichtende MwSt.-Pauschalbetrag sollte für 
jeden Tag der privaten Nutzung auf 40 DKK festgelegt werden. Dieser Betrag wurde von der dänischen Regierung 
anhand einer Analyse nationaler Statistiken bestimmt. 

(7)  Diese Regelung für leichte Nutzfahrzeuge zur Güterbeförderung mit einem zulässigen Gesamtgewicht von bis zu 
drei Tonnen zielt darauf ab, die MwSt.-Pflichten von Steuerpflichtigen zu vereinfachen, die ein zur rein 
betrieblichen Nutzung angemeldetes Fahrzeug gelegentlich zu privaten Zwecken nutzen, und damit das Verfahren 
zur MwSt.-Erhebung zu vereinfachen. Der Steuerpflichtige hätte aber nach wie vor die Möglichkeit, ein leichtes 
Nutzfahrzeug sowohl zur betrieblichen als auch zur privaten Nutzung anzumelden. In diesem Fall verlöre der 
Steuerpflichtige das Recht auf den Abzug der Vorsteuer auf den Erwerb des Fahrzeugs, bräuchte jedoch für die 
private Nutzung des Fahrzeugs keine Abgabe zu entrichten. 
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(8)  Die Einführung einer Regelung, wonach ein Steuerpflichtiger, der ein zur rein betrieblichen Nutzung zugelassenes 
Nutzfahrzeug gelegentlich privat nutzt, nicht in vollem Umfang das Recht auf Vorsteuerabzug für dieses Fahrzeug 
verliert, ist mit den allgemeinen Bestimmungen der Richtlinie 2006/112/EG des Rates zum Vorsteuerabzug 
vereinbar. 

(9)  Die Geltungsdauer der Ermächtigung sollte befristet sein und sollte daher am 31. Dezember 2020 enden. 

(10)  Um sicherzustellen, dass die mit der Regelung verfolgten Ziele erreicht werden, insbesondere um die 
ununterbrochene Anwendung der zuvor genehmigten Ausnahmeregelung und die Rechtssicherheit bei dem 
Steuerzeitraum zu gewährleisten, sollte dieser Beschluss ab dem 1. Januar 2018 gelten. Da Dänemark die 
Verlängerung der Genehmigung am 21. November 2017 beantragt und die Regelung nach nationalem Recht auf 
der Grundlage der zuvor gewährten Ausnahmeregelung nach dem 1. Januar 2018 weiter angewendet hat, ist der 
Vertrauensschutz der betroffenen Personen gewahrt. 

(11)  Wenn Dänemark eine weitere Verlängerung der Ausnahmeregelung über den 31. Dezember 2020 hinaus 
beantragt, sollte es der Kommission bis 31. März 2020 einen Bericht zusammen mit dem Antrag auf 
Verlängerung vorlegen. 

(12)  Es wird davon ausgegangen, dass die Ausnahmeregelung nur geringfügige Auswirkungen auf den Gesamtbetrag 
der im Stadium des Endverbrauchs erhobenen Mehrwertsteuer und keine nachteiligen Auswirkungen auf die 
MwSt.-Eigenmittel der Union hat — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Wird ein leichtes Nutzfahrzeug zur Güterbeförderung, das zur rein betrieblichen Nutzung zugelassen wurde, vom 
Steuerpflichtigen für seinen privaten Bedarf, für den Bedarf seines Personals oder allgemein für betriebsfremde Zwecke 
genutzt, ist Dänemark abweichend von Artikel 75 der Richtlinie 2006/112/EG ermächtigt, die Steuerbemessungs­
grundlage unter Zugrundelegung einer Pauschale für jeden Tag dieser Nutzung festzulegen. 

Die Tagespauschale gemäß Absatz 1 beträgt 40 DKK. 

Artikel 2 

Die Regelung nach Artikel 1 gilt nur für leichte Nutzfahrzeuge zur Güterbeförderung mit einem zulässigen 
Gesamtgewicht von bis zu drei Tonnen. 

Die Regelung gilt nicht, wenn die private Nutzung 20 Tage je Kalenderjahr übersteigt. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe wirksam. 

Dieser Beschluss gilt vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2020. 

Jeder Antrag auf Verlängerung der in diesem Beschluss vorgesehenen Regelung ist der Kommission bis zum 31. März 
2020 zusammen mit einem Bericht über die Überprüfung der Regelung vorzulegen. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss ist an das Königreich Dänemark gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 19. März 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
R. PORODZANOV  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2018/486 DES RATES 

vom 19. März 2018 

zur Ermächtigung Ungarns, eine von Artikel 193 der Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem abweichende Sondermaßnahme anzuwenden 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 291 Absatz 2, 

gestützt auf die Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersys­
tem (1), insbesondere auf Artikel 395 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Gemäß Artikel 193 der Richtlinie 2006/112/EG schuldet grundsätzlich der Steuerpflichtige, der Gegenstände 
steuerpflichtig liefert oder eine Dienstleistung steuerpflichtig erbringt, die Mehrwertsteuer. 

(2)  Zur Bekämpfung des Mehrwertsteuerbetrugs im Zeitarbeitssektor beantragte Ungarn im Jahr 2014 die 
Ermächtigung, eine von Artikel 193 der Richtlinie 2006/112/EG abweichende Sondermaßnahme einzuführen, 
damit bei der Gestellung von Personal, das andere als in Artikel 199 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 
genannte Tätigkeiten ausübt, die Mehrwertsteuer von dem Steuerpflichtigen geschuldet wird, dem das Personal 
gestellt wird (Umkehrung der Steuerschuldnerschaft — „Reverse-Charge-Verfahren“). Die Ermächtigung wurde mit 
dem Durchführungsbeschluss (EU) 2015/2349 des Rates (2) gewährt und ist am 31. Dezember 2017 ausgelaufen. 

(3)  Ungarn hat mit einem bei der Kommission am 26. Juni 2017 registrierten Schreiben die Ermächtigung beantragt, 
eine von Artikel 193 der Richtlinie 2006/112/EG abweichende Maßnahme anzuwenden, um bei der Gestellung 
von Personal die Mehrwertsteuerschuldnerschaft auf den Leistungsempfänger zu verlagern. 

(4)  Die Kommission hat gemäß Artikel 395 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie 2006/112/EG den Antrag Ungarns 
mit Schreiben vom 11. Dezember 2017 den anderen Mitgliedstaaten übermittelt. Mit Schreiben vom 
12. Dezember 2017 teilte die Kommission Ungarn mit, dass sie über alle für die Beurteilung des Antrags 
erforderlichen Angaben verfügt. 

(5)  Den von Ungarn übermittelten Informationen zufolge sind einige Agenturen im Zeitarbeitssektor in betrügerische 
Aktivitäten verwickelt, indem sie Dienstleistungen erbringen, ohne die geschuldete Mehrwertsteuer an die 
Steuerbehörden abzuführen. Da diese Art von Tätigkeit nicht notwendigerweise bedeutende Vorleistungen bzw. 
Investitionen erfordert, übersteigt die Mehrwertsteuer, die die betreffenden Agenturen erhalten, die abzugsfähige 
Mehrwertsteuer, die sie an ihre Lieferanten gezahlt haben, häufig deutlich. Einige dieser Agenturen, die kaum oder 
gar keine Vermögenswerte besitzen, verschwinden nach nur wenigen Monaten wieder, was eine Beitreibung der 
nicht abgeführten Mehrwertsteuer erschwert oder unmöglich macht. 

(6)  Wenn in solchen Fällen der Leistungsempfänger zum Mehrwertsteuerschuldner bestimmt wird, wäre die 
Gelegenheit für die beschriebene Form der Steuerhinterziehung nicht mehr gegeben. Ungarn berichtete, dass die 
Anzahl der Zeitarbeitsfirmen seit der Einführung der Umkehrung der Steuerschuldnerschaft auf die Gestellung 
von Personal zurückgegangen ist, was auf eine Marktbereinigung schließen lässt. Ungarn zufolge hat sich die 
Umkehrung der Steuerschuldnerschaft als geeignetes und wirksames Instrument zur Bekämpfung betrügerischer 
Methoden im Zeitarbeitssektor erwiesen. 

(7) Laut den von Ungarn vorgelegten Informationen wurden zahlreiche Maßnahmen zur Bekämpfung des Mehrwert­
steuerbetrugs eingeführt, und Ungarn plant weitere Betrugsbekämpfungsmaßnahmen, insbesondere gegenüber 
Zeitarbeitsfirmen. Trotz dieser Maßnahmen ist Ungarn der Ansicht, dass die Umkehrung der Steuerschuld­
nerschaft weiterhin als Schutzmaßnahme angewandt werden sollte, um den in diesem Bereich angerichteten 
Schaden weiter zu verringern. 
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(8)  Für einige in Artikel 199 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2006/112/EG angeführte Fälle ist es bereits 
möglich, bei der Gestellung von Personal vorzusehen, dass die Mehrwertsteuer vom Leistungsempfänger 
geschuldet wird. Zur Bekämpfung der Steuerhinterziehung sollte Ungarn daher ermächtigt werden, die 
Umkehrung der Steuerschuldnerschaft auf die Gestellung von Personal anzuwenden, die nicht in den 
Anwendungsbereich der Richtlinie 2006/112/EG fällt. 

(9)  Diese Ausnahmeregelung sollte zeitlich befristet sein und sollte daher am 31. Dezember 2020 auslaufen. 

(10)  Um sicherzustellen, dass die mit der Regelung verfolgten Ziele erreicht werden, insbesondere um die 
ununterbrochene Anwendung der zuvor genehmigten Ausnahmeregelung und die Rechtssicherheit für den 
Steuerzeitraum zu gewährleisten, sollte dieser Beschluss ab dem 1. Januar 2018 gelten. Da Ungarn die 
Verlängerung der Genehmigung am 26. Juni 2017 beantragt und die Regelung nach nationalem Recht auf der 
Grundlage der zuvor gewährten Ausnahmeregelung nach dem 1. Januar 2018 weiter angewendet hat, ist der 
Vertrauensschutz der betroffenen Personen gewahrt. 

(11)  Mit den von Ungarn getroffenen Maßnahmen wird der Betrug in diesem Wirtschaftszweig wahrscheinlich 
unterbunden, und daher wird wahrscheinlich keine weitere Ausnahmeregelung von Artikel 193 der Richtlinie 
2006/112/EG im Bereich der Gestellung von Personal erforderlich sein. 

(12)  Die Ausnahmeregelung hat keine negativen Auswirkungen auf die Mehrwertsteuer-Eigenmittel der Union — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Abweichend von Artikel 193 der Richtlinie 2006/112/EG wird Ungarn ermächtigt, vorzusehen, dass die Mehrwertsteuer 
von dem Steuerpflichtigen geschuldet wird, dem Personal gestellt wird, das andere als von Artikel 199 Absatz 1 
Buchstabe a der Richtlinie 2006/112/EG erfasste Tätigkeiten ausübt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe wirksam. 

Er gilt vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2020. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an Ungarn gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 19. März 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
R. PORODZANOV  
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BESCHLUSS (EU) 2018/487 DES RATES 

vom 20. März 2018 

zur Änderung des Beschlusses 1999/70/EG über die externen Rechnungsprüfer der nationalen 
Zentralbanken hinsichtlich der externen Rechnungsprüfer der Oesterreichischen Nationalbank 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf das dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union beigefügte Protokoll Nr. 4 über die Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen 
Zentralbank, insbesondere auf Artikel 27.1, 

gestützt auf die Empfehlung der Europäischen Zentralbank vom 26. Januar 2018 an den Rat der Europäischen Union zu 
den externen Rechnungsprüfern der Oesterreichischen Nationalbank (EZB/2018/1) (1), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Jahresabschlüsse der Europäischen Zentralbank (EZB) und der nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, 
deren Währung der Euro ist, werden von unabhängigen externen Rechnungsprüfern geprüft, die vom EZB-Rat 
empfohlen und vom Rat der Europäischen Union genehmigt werden. 

(2)  Nach § 37 Absatz 1 des Bundesgesetzes über die Oesterreichische Nationalbank hat die Generalversammlung der 
Oesterreichischen Nationalbank einen externen Rechnungsprüfer und einen externen Ersatzrechnungsprüfer für 
die Dauer von bis zu fünf Jahren zu wählen. Der externe Ersatzrechnungsprüfer wird nur beauftragt, wenn der 
externe Rechnungsprüfer verhindert ist, die Rechnungsprüfung durchzuführen. 

(3)  Die Mandate des derzeitigen externen Rechnungsprüfers und des derzeitigen externen Ersatzrechnungsprüfers der 
Oesterreichischen Nationalbank endeten nach der Rechnungsprüfung für das Geschäftsjahr 2017. Deshalb 
müssen ab dem Geschäftsjahr 2018 externe Rechnungsprüfer bestellt werden. 

(4)  Die Oesterreichische Nationalbank hat Ernst & Young Wirtschaftsprüfungsgesellschaft m.b.H. als externen 
Rechnungsprüfer und Deloitte Audit Wirtschaftsprüfungs GmbH als externen Ersatzrechnungsprüfer für die 
Geschäftsjahre 2018 bis 2022 ausgewählt. 

(5)  Der EZB-Rat hat empfohlen, Ernst & Young Wirtschaftsprüfungsgesellschaft m.b.H. als externen Rechnungsprüfer 
der Oesterreichischen Nationalbank und Deloitte Audit Wirtschaftsprüfungs GmbH als externen Ersatzrech­
nungsprüfer der Oesterreichischen Nationalbank für die Geschäftsjahre 2018 bis 2022 zu bestellen. 

(6)  Gemäß der Empfehlung des EZB-Rates sollte der Beschluss 1999/70/EG (2) des Rates entsprechend geändert 
werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 1 Absatz 9 des Beschlusses 1999/70/EG erhält folgende Fassung: 

„(9) Die Ernst & Young Wirtschaftsprüfungsgesellschaft m.b.H. wird als der externe Rechnungsprüfer der 
Oesterreichischen Nationalbank für die Geschäftsjahre 2018 bis 2022 anerkannt. 

Die Deloitte Audit Wirtschaftsprüfungs GmbH wird als der externe Ersatzrechnungsprüfer der Oesterreichischen 
Nationalbank für die Geschäftsjahre 2018 bis 2022 anerkannt.“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe wirksam. 
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Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an die Europäische Zentralbank gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 20. März 2018. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
E. ZAHARIEVA  
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BESCHLUSS (EU, Euratom) 2018/488 DES RATES 

vom 20. März 2018 

zur Ernennung eines vom Königreich Dänemark vorgeschlagenen Mitglieds des Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 302, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 106a, 

auf Vorschlag der dänischen Regierung, 

nach Stellungnahme der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 18. September 2015 und 1. Oktober 2015 die Beschlüsse (EU, Euratom) 2015/1600 (1) und (EU, 
Euratom) 2015/1790 (2) zur Ernennung der Mitglieder des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses für 
die Zeit vom 21. September 2015 bis zum 20. September 2020 erlassen. Am 25. Mai 2016 wurde mit dem 
Beschluss (EU, Euratom) 2016/848 des Rates (3) Herr Klaus MATTHIESEN als Nachfolger von Herrn Mikkel 
DALSGAARD zum Mitglied ernannt. 

(2)  Infolge des Ablaufs der Amtszeit von Herrn Klaus MATTHIESEN ist der Sitz eines Mitglieds des Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschusses frei geworden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Herr Thomas HOELGAARD, International Secretary in the Confederation of Professionals (FTF) in Denmark, wird für die 
verbleibende Amtszeit, d. h. bis zum 20. September 2020, zum Mitglied des Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ernannt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 20. März 2018. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
E. ZAHARIEVA  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2018/489 DER KOMMISSION 

vom 21. März 2018 

zur Änderung des Beschlusses (EU) 2017/675 über Maßnahmen zum Schutz der Union gegen die 
Einschleppung des Maul- und Klauenseuche-Virus aus Algerien und Tunesien 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2018) 1604) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 91/496/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 zur Festlegung von Grundregeln für die Veterinär­
kontrollen von aus Drittländern in die Gemeinschaft eingeführten Tieren und zur Änderung der Richtlinien 
89/662/EWG, 90/425/EWG und 90/675/EWG (1), insbesondere auf Artikel 18 Absatz 6, 

gestützt auf die Richtlinie 97/78/EG des Rates vom 18. Dezember 1997 zur Festlegung von Grundregeln für die 
Veterinärkontrollen von aus Drittländern in die Gemeinschaft eingeführten Erzeugnissen (2), insbesondere auf Artikel 22 
Absatz 6, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  In der Richtlinie 91/496/EWG sind die Grundregeln für die Veterinärkontrollen bei aus Drittländern in die Union 
eingeführten Tieren festgelegt. In der Richtlinie 97/78/EG sind die Grundregeln für die Veterinärkontrollen bei aus 
Drittländern in die Union eingeführten Erzeugnissen festgelegt. In beiden Richtlinien sind auch die Maßnahmen 
festgelegt, die die Kommission ergreifen kann, wenn es im Gebiet eines Drittlandes zum Ausbruch oder zur 
Ausbreitung einer Krankheit kommt, die eine ernsthafte Gefahr für die Gesundheit von Mensch oder Tier 
darstellen könnte. 

(2)  Nachdem Algerien und Tunesien Ausbrüche der Maul- und Klauenseuche in ihren Ländern gemeldet hatten, 
wurden mit den Durchführungsbeschlüssen (EU) 2017/675 (3) und (EU) 2017/887 (4) der Kommission 
Schutzmaßnahmen auf Unionsebene erlassen. 

(3)  Der Beschluss (EU) 2017/675 gilt bis zum 30. April 2018. 

(4)  Da die Lage in Bezug auf die Maul- und Klauenseuche in Algerien und Tunesien weiterhin ungewiss ist und aus 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union eine erhebliche Anzahl von Sendungen mit lebenden Rindern in 
diese Länder ausgeführt wird, ist es angezeigt, die Maßnahmen zu verlängern. 

(5)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen sollten für einen bestimmten Zeitraum gelten, sodass eine 
vollständige Bewertung der Entwicklung der Maul- und Klauenseuche in den betroffenen Gebieten möglich ist. 

(6)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 5 des Beschlusses (EU) 2017/675 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 5 

Dieser Beschluss gilt bis zum 30. Juni 2019.“ 

23.3.2018 L 81/20 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) ABl. L 268 vom 24.9.1991, S. 56. 
(2) ABl. L 24 vom 30.1.1998, S. 9. 
(3) Durchführungsbeschluss (EU) 2017/675 der Kommission vom 7. April 2017 über Maßnahmen zum Schutz der Union gegen die 

Einschleppung des Maul- und Klauenseuche-Virus aus Algerien (ABl. L 97 vom 8.4.2017, S. 31). 
(4) Durchführungsbeschluss (EU) 2017/887 vom 22. Mai 2017 über Maßnahmen zum Schutz der Union gegen die Einschleppung des 

Maul- und Klauenseuche-Virus aus Tunesien und zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2017/675der Kommission 
(ABl. L 135 vom 24.5.2017, S. 25). 



Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 21. März 2018 

Für die Kommission 
Vytenis ANDRIUKAITIS 

Mitglied der Kommission  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2018/490 DER KOMMISSION 

vom 21. März 2018 

zur Aufhebung der Entscheidung 2007/365/EG über Dringlichkeitsmaßnahmen zum Schutz der 
Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Rhynchophorus ferrugineus (Olivier) 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2018) 1607) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai 2000 über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft 
gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse (1), insbesondere 
auf Artikel 16 Absatz 3 Satz 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Trotz der Maßnahmen, die mit der Entscheidung 2007/365/EG der Kommission (2) zum Schutz der Union gegen 
die Einschleppung und Ausbreitung von Rhynchophorus ferrugineus (Olivier) eingeführt wurden, zeigen die von den 
Mitgliedstaaten gemäß der genannten Entscheidung durchgeführten jährlichen Untersuchungen, dass der 
Schadorganismus mittlerweile in den meisten Teilen des gefährdeten Gebiets weit verbreitet ist. 

(2)  Somit ist es für den Großteil des Hoheitsgebiets der Union nicht möglich, eine weitere Einschleppung und 
Ausbreitung zu verhindern. 

(3)  Aus diesem Grund sollte die Entscheidung 2007/365/EG aufgehoben werden. 

(4)  Der vorliegende Beschluss sollte ab demselben Zeitpunkt gelten wie die Durchführungsrichtlinie (EU) 2018/484 
der Kommission (3), damit die Kohärenz mit den Bestimmungen dieser Richtlinie gewährleistet ist. 

(5)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Entscheidung 2007/365/EG wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss gilt ab dem 1. Oktober 2018. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 21. März 2018 

Für die Kommission 
Vytenis ANDRIUKAITIS 

Mitglied der Kommission  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2018/491 DER KOMMISSION 

vom 21. März 2018 

über die Vereinbarkeit des von den beteiligten Mitgliedstaaten vorgelegten gemeinsamen 
Vorschlags einer Verlängerung des Nordsee-Mittelmeer-Schienengüterverkehrskorridors mit 

Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 913/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2018) 1634) 

(Nur der englische, der französische und der der niederländische Text sind verbindlich) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 913/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2010 
zur Schaffung eines europäischen Schienennetzes für einen wettbewerbsfähigen Güterverkehr (1), insbesondere auf 
Artikel 5 Absatz 6, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Gemäß Artikel 5 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 913/2010 übermittelten die für den Schienenverkehr 
zuständigen Ministerien Belgiens, Frankreichs, Luxemburgs, der Niederlande und des Vereinigten Königreichs der 
Kommission gemeinsam eine Absichtserklärung, die bei dieser am 14. Juni 2017 einging. Die Absichtserklärung 
wurde auch von der Schweiz unterzeichnet, die auf der Grundlage des Anhangs der Verordnung (EU) 
Nr. 913/2010 bereits als Drittland an diesem Schienengüterverkehrskorridor teilnimmt. Die Absichtserklärung 
enthält einen Vorschlag, den Nordsee-Mittelmeer-Schienengüterverkehrskorridor bis Genf zu verlängern. 

(2)  Die Kommission hat diesen Vorschlag nach Artikel 5 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 913/2010 geprüft und 
ist der Ansicht, dass er aus den nachstehend dargelegten Gründen mit Artikel 5 der Verordnung vereinbar ist. 

(3)  Der Vorschlag trägt den in Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 913/2010 festgelegten Kriterien Rechnung. An dem 
Korridor sind nach wie vor sechs Staaten beteiligt, davon sind fünf Mitgliedstaaten der Union. Die allgemeine 
Ausrichtung des Korridors am Nordsee-Mittelmeer-Kernnetzkorridor bleibt unverändert. Die vorgeschlagene 
Verlängerung steht im Einklang mit dem transeuropäischen Verkehrsnetz (TEN-V) und erfüllt die folgenden 
Anforderungen: vollständige Elektrifizierung der Bahnstrecken, mindestens 22,5 t Radsatzlast, 100 km/h Strecken­
geschwindigkeit und die Möglichkeit, dass Züge mit einer Länge von 740 m verkehren können. 

(4)  Aus der mit der Absichtserklärung vorgelegten Verkehrsmarktstudie geht hervor, dass die Verlängerung 
voraussichtlich zu einem zusätzlichen grenzüberschreitenden Schienengüterverkehrsaufkommen und einer 
Verlagerung des Verkehrs von der Straße auf die Schiene führen wird, weil sich dadurch die Strecke für die 
Beförderung von Waren und Rohstoffen zwischen französischen Mittelmeerhäfen und der Schweiz verkürzt und 
so erhebliche sozioökonomische Vorteile durch die Verringerung von CO2-Emissionen und der Überlastung der 
Straßen erzielt werden. 

(5)  Die vorgeschlagene Verlängerung steht im Einklang mit dem Ziel der Schaffung eines europäischen 
Schienennetzes für einen wettbewerbsfähigen Güterverkehr. Durch die Verlängerung werden wichtige 
Wirtschaftszweige der Region um Genf an große europäische Seehäfen wie Amsterdam, Antwerpen, Dünkirchen, 
Marseille, Rotterdam und Zeebrugge angebunden und die Einbeziehung der Schweiz, eines wichtigen Drittlandes, 
in das transeuropäische Verkehrsnetz (TEN-V) gestärkt. 

(6)  Gemäß Artikel 5 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 913/2010 wurden die betroffenen Infrastrukturbetreiber und 
Antragsteller zu dieser Verlängerung konsultiert. 

(7)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des gemäß Artikel 21 der 
Verordnung (EU) Nr. 913/2010 eingesetzten Ausschusses — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der mit der Absichtserklärung am 14. Juni 2017 eingegangene Vorschlag für eine Verlängerung des Nordsee-Mittelmeer- 
Schienengüterverkehrskorridors bis Genf, der der Kommission gemeinsam von den für den Schienenverkehr zuständigen 
Ministerien Belgiens, Frankreichs, Luxemburgs, der Niederlande, des Vereinigten Königreichs und der Schweiz übermittelt 
wurde, steht in Einklang mit Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 913/2010. 
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Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an das Königreich Belgien, die Französische Republik, das Großherzogtum Luxemburg, das 
Königreich der Niederlande, das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland und an die Schweizerische 
Eidgenossenschaft gerichtet. 

Brüssel, den 21. März 2018 

Für die Kommission 
Violeta BULC 

Mitglied der Kommission  
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BESCHLUSS (EU) 2018/492 DER KOMMISSION 

vom 22. März 2018 

zur Änderung des Anhangs der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und der 
Republik San Marino 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und der Republik San Marino vom 27. März 
2012, insbesondere auf Artikel 8 Absatz 5, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Nach Artikel 8 der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und der Republik San Marino (im 
Folgenden „die Währungsvereinbarung“) ist die Republik San Marino verpflichtet, Unionsrechtsakte mit 
Vorschriften in den Bereichen Euro-Banknoten und -Münzen, Banken- und Finanzrecht, Verhinderung von 
Geldwäsche, Betrug und Fälschung von Bargeld und bargeldlosen Zahlungsmitteln, Medaillen und Marken sowie 
statistische Berichtspflichten umzusetzen. Die betreffenden Rechtsakte und Vorschriften sind im Anhang der 
Währungsvereinbarung aufgelistet. 

(2)  Der Anhang der Währungsvereinbarung muss von der Kommission einmal im Jahr oder erforderlichenfalls öfter 
geändert werden, um neuen einschlägigen Rechtsakten und Vorschriften der Union sowie Änderungen an 
bestehenden Rechtsakten und Vorschriften Rechnung zu tragen. 

(3)  Einige neue einschlägige Rechtsakte und Vorschriften der Union sowie einige Änderungen bestehender Rechtsakte 
wurden erlassen und müssen in den Anhang aufgenommen werden. 

(4)  Der Anhang der Währungsvereinbarung sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und der Republik San Marino wird durch 
den Text im Anhang des vorliegenden Beschlusses ersetzt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 22. März 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

„ANHANG  

Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist  

Verhinderung der Geldwäsche  

1 Rahmenbeschluss 2005/212/JI des Rates vom 24. Februar 2005 über die Einzie­
hung von Erträgen, Tatwerkzeugen und Vermögensgegenständen aus Straftaten 
(ABl. L 68 vom 15.3.2005, S. 49). 

1. Oktober 2014 (1) 

2 Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Ok­
tober 2005 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung (ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 15). 

Geändert durch: 

1. September 2013 

3 Richtlinie 2007/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. No­
vember 2007 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 
97/7/EG, 2002/65/EG, 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der 
Richtlinie 97/5/EG (ABl. L 319 vom 5.12.2007, S. 1). 

4 Richtlinie 2008/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2008 zur Änderung der Richtlinie 2005/60/EG zur Verhinderung der Nutzung des 
Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung im 
Hinblick auf die der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse (ABl. L 76 
vom 19.3.2008, S. 46). 

5 Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Sep­
tember 2009 über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von 
E-Geld-Instituten, zur Änderung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG so­
wie zur Aufhebung der Richtlinie 2000/46/EG (ABl. L 267 vom 10.10.2009, S. 7). 

6 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. No­
vember 2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 
2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 2006/48/EG, 
2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäi­
sche Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, 
S. 120). 

Ergänzt durch: 

7 Beschluss 2000/642/JI des Rates vom 17. Oktober 2000 über Vereinbarungen für 
eine Zusammenarbeit zwischen den zentralen Meldestellen der Mitgliedstaaten 
beim Austausch von Informationen (ABl. L 271 vom 24.10.2000, S. 4). 

1. September 2013 

8 Rahmenbeschluss 2001/500/JI des Rates vom 26. Juni 2001 über Geldwäsche so­
wie Ermittlung, Einfrieren, Beschlagnahme und Einziehung von Tatwerkzeugen und 
Erträgen aus Straftaten (ABl. L 182 vom 5.7.2001, S. 1). 

9 Verordnung (EG) Nr. 1889/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Oktober 2005 über die Überwachung von Barmitteln, die in die Gemeinschaft 
oder aus der Gemeinschaft verbracht werden (ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 9). 

10 Richtlinie 2006/70/EG der Kommission vom 1. August 2006 mit Durchführungs­
bestimmungen für die Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates hinsichtlich der Begriffsbestimmung von politisch exponierten Personen und 
der Festlegung der technischen Kriterien für vereinfachte Sorgfaltspflichten sowie 
für die Befreiung in Fällen, in denen nur gelegentlich oder in sehr eingeschränktem 
Umfang Finanzgeschäfte getätigt werden (ABl. L 214 vom 4.8.2006, S. 29). 
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Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist 

11 Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. November 2006 über die Übermittlung von Angaben zum Auftraggeber bei 
Geldtransfers (ABl. L 345 vom 8.12.2006, S. 1). 

12 Beschluss 2007/845/JI des Rates vom 6. Dezember 2007 über die Zusammenarbeit 
zwischen den Vermögensabschöpfungsstellen der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet 
des Aufspürens und der Ermittlung von Erträgen aus Straftaten oder anderen Ver­
mögensgegenständen im Zusammenhang mit Straftaten (ABl. L 332 vom 
18.12.2007, S. 103). 

13 Richtlinie 2014/42/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 
2014 über die Sicherstellung und Einziehung von Tatwerkzeugen und Erträgen aus 
Straftaten in der Europäischen Union (ABl. L 127 vom 29.4.2014, S. 39). 

1. November 2016 (2) 

14 Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Mai 2015 über die Übermittlung von Angaben bei Geldtransfers und zur Auf­
hebung der Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 1). 

1. Oktober 2017 (3) 

15 Richtlinie (EU) 2015/849/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richt­
linie 2006/70/EG der Kommission (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 73). 

Ergänzt durch: 

1. Oktober 2017 (3) 

16 Delegierte Verordnung (EU) 2016/1675 der Kommission vom 14. Juli 2016 zur Er­
gänzung der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch Ermittlung von Drittländern mit hohem Risiko, die strategische Mängel auf­
weisen (ABl. L 254 vom 20.9.2016, S. 1). 

1. Oktober 2017 (5)  

Verhinderung von Betrug und Fälschung  

17 Rahmenbeschluss 2001/413/JI des Rates vom 28. Mai 2001 zur Bekämpfung 
von Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln 
(ABl. L 149 vom 2.6.2001, S. 1). 

1. September 2013 

18 Verordnung (EG) Nr. 1338/2001 des Rates vom 28. Juni 2001 zur Festlegung 
von zum Schutz des Euro gegen Geldfälschung erforderlichen Maßnahmen 
(ABl. L 181 vom 4.7.2001, S. 6). 

Geändert durch: 

1. September 2013 

19 Verordnung (EG) Nr. 44/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 1338/2001 zur Festlegung von zum Schutz des Euro ge­
gen Geldfälschung erforderlichen Maßnahmen (ABl. L 17 vom 22.1.2009, S. 1). 

20 Beschluss 2001/887/JI des Rates vom 6. Dezember 2001 über den Schutz des 
Euro vor Fälschungen (ABl. L 329 vom 14.12.2001, S. 1). 

1. September 2013 

21 Entscheidung 2003/861/EG des Rates vom 8. Dezember 2003 betreffend die 
Analyse und die Zusammenarbeit in Bezug auf gefälschte Euro-Münzen (ABl. L 325 
vom 12.12.2003, S. 44). 

1. September 2013 

22 Verordnung (EG) Nr. 2182/2004 des Rates vom 6. Dezember 2004 über Medail­
len und Münzstücke mit ähnlichen Merkmalen wie Euro-Münzen (ABl. L 373 vom 
21.12.2004, S. 1).  

1. September 2013 
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Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist 

Geändert durch: 

23 Verordnung (EG) Nr. 46/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 2182/2004 über Medaillen und Münzstücke mit ähnli­
chen Merkmalen wie Euro-Münzen (ABl. L 17 vom 22.1.2009, S. 5). 

24 Richtlinie 2014/62/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zum strafrechtlichen Schutz des Euro und anderer Währungen gegen Geldfäl­
schung und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2000/383/JI des Rates 
(ABl. L 151 vom 21.5.2014, S. 1). 

1. Juli 2016 (2)  

Vorschriften für Euro-Banknoten und -Münzen  

25 Verordnung (EG) Nr. 2532/98 des Rates vom 23. November 1998 über das 
Recht der Europäischen Zentralbank, Sanktionen zu verhängen (ABl. L 318 vom 
27.11.1998, S. 4). 

1. September 2013 

26 Schlussfolgerungen des Rates vom 10. Mai 1999 über ein Qualitätsmanage­
mentsystem für die Euro-Münzen 

1. September 2013 

27 Mitteilung 2001/C 318/03 der Kommission vom 22. Oktober 2001 zum urhe­
berrechtlichen Schutz des Münzbilds der gemeinsamen Seite der Euro-Münzen 
(KOM(2001) 600 endg.) (ABl. C 318 vom 13.11.2001, S. 3). 

1. September 2013 

28 Leitlinie EZB/2003/5 der Europäischen Zentralbank vom 20. März 2003 über 
die Anwendung von Maßnahmen gegen unerlaubte Reproduktionen von Euro- 
Banknoten sowie über den Umtausch und Einzug von Euro-Banknoten (ABl. L 78 
vom 25.3.2003, S. 20). 

Geändert durch: 

1. September 2013 

29 Leitlinie EZB/2013/11 der Europäischen Zentralbank vom 19. April 2013 zur Än­
derung der Leitlinie EZB/2003/5 über die Anwendung von Maßnahmen gegen un­
erlaubte Reproduktionen von Euro-Banknoten sowie über den Umtausch und Ein­
zug von Euro-Banknoten (ABl. L 118 vom 30.4.2013, S. 43). 

1. Oktober 2013 (1) 

30 Empfehlung 2009/23/EG der Kommission vom 19. Dezember 2008 zu gemein­
samen Leitlinien für die nationalen Seiten und die Ausgabe von für den Umlauf be­
stimmten Euro-Münzen (K(2008) 8625) (ABl. L 9 vom 14.1.2009, S. 52). 

1. September 2013 

31 Beschluss EZB/2010/14 der Europäischen Zentralbank vom 16. September 
2010 über die Prüfung der Echtheit und Umlauffähigkeit und über die Wiederaus­
gabe von Euro-Banknoten (ABl. L 267 vom 9.10.2010, S. 1). 

Geändert durch: 

1. September 2013 

32 Beschluss EZB/2012/19 der Europäischen Zentralbank vom 7. September 2012 
zur Änderung des Beschlusses EZB/2010/14 über die Prüfung der Echtheit und 
Umlauffähigkeit und über die Wiederausgabe von Euro-Banknoten (2012/507/EU) 
(ABl. L 253 vom 20.9.2012, S. 19). 

1. Oktober 2013 (1) 

33 Verordnung (EU) Nr. 1210/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Dezember 2010 zur Echtheitsprüfung von Euro-Münzen und zur Behand­
lung von nicht für den Umlauf geeigneten Euro-Münzen (ABl. L 339 vom 
22.12.2010, S. 1). 

1. September 2013 

34 Verordnung (EU) Nr. 1214/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. November 2011 über den gewerbsmäßigen grenzüberschreitenden 
Straßentransport von Euro-Bargeld zwischen den Mitgliedstaaten des Euroraums 
(ABl. L 316 vom 29.11.2011, S. 1). 

1. Oktober 2014 (1) 
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Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist 

35 Verordnung (EU) Nr. 651/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Juli 2012 über die Ausgabe von Euro-Münzen (ABl. L 201 vom 27.7.2012, 
S. 135). 

1. Oktober 2013 (1) 

36 Beschluss EZB/2013/10 der Europäischen Zentralbank vom 19. April 2013 über 
die Stückelung, Merkmale und Reproduktion sowie den Umtausch und Einzug von 
Euro-Banknoten (ABl. L 118 vom 30.4.2013, S. 37). 

1. Oktober 2013 (1) 

37 Verordnung (EU) Nr. 729/2014 des Rates vom 24. Juni 2014 über die Stückelun­
gen und technischen Merkmale der für den Umlauf bestimmten Euro-Münzen 
(Neufassung) (ABl. L 194 vom 2.7.2014, S. 1). 

1. Oktober 2013  

Bank- und Finanzvorschriften  

38 Richtlinie 86/635/EWG des Rates vom 8. Dezember 1986 über den Jahresab­
schluss und den konsolidierten Abschluss von Banken und anderen Finanzinstitu­
ten (ABl. L 372 vom 31.12.1986, S. 1). 

Geändert durch: 

1. September 2016 

39 Richtlinie 2001/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Sep­
tember 2001 zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG, 83/349/EWG und 
86/635/EWG des Rates im Hinblick auf die im Jahresabschluss bzw. im konsoli­
dierten Abschluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen und von Banken 
und anderen Finanzinstituten zulässigen Wertansätze (ABl. L 283 vom 
27.10.2001, S. 28). 

40 Richtlinie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 
2003 zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG, 83/349/EWG, 86/635/EWG und 
91/674/EWG über den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Ge­
sellschaften bestimmter Rechtsformen, von Banken und anderen Finanzinstituten 
sowie von Versicherungsunternehmen (ABl. L 178 vom 17.7.2003, S. 16). 

41 Richtlinie 2006/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 
2006 zur Änderung der Richtlinien des Rates 78/660/EWG über den Jahresab­
schluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen, 83/349/EWG über den kon­
solidierten Abschluss, 86/635/EWG über den Jahresabschluss und den konsolidier­
ten Abschluss von Banken und anderen Finanzinstituten und 91/674/EWG über 
den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Versicherungsunterneh­
men (ABl. L 224 vom 16.8.2006, S. 1). 

42 Richtlinie 89/117/EWG des Rates vom 13. Februar 1989 über die Pflichten der 
in einem Mitgliedstaat eingerichteten Zweigniederlassungen von Kreditinstituten 
und Finanzinstituten mit Sitz außerhalb dieses Mitgliedstaats zur Offenlegung von 
Jahresabschlussunterlagen (ABl. L 44 vom 16.2.1989, S. 40). 

1. September 2018 

43 Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. März 
1997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, 
S. 22). 

1. September 2018 

44 Richtlinie 98/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 
1998 über die Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierlie­
fer- und -abrechnungssystemen (ABl. L 166 vom 11.6.1998, S. 45). 

Geändert durch: 

1. September 2018 

45 Richtlinie 2009/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 
2009 zur Änderung der Richtlinie 98/26/EG über die Wirksamkeit von Abrech­
nungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrechnungssystemen und der 
Richtlinie 2002/47/EG über Finanzsicherheiten im Hinblick auf verbundene Sys­
teme und Kreditforderungen (ABl. L 146 vom 10.6.2009, S. 37). 
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46 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. No­
vember 2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 
2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 2006/48/EG, 
2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäi­
sche Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, 
S. 120). 

47 Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister 
(ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1). 

48 Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in 
der Europäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der Richt­
linien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 
(ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 1). 

1. September 2018 

49 Richtlinie 2001/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. April 
2001 über die Sanierung und Liquidation von Kreditinstituten (ABl. L 125 vom 
5.5.2001, S. 15). 

Geändert durch: 

1. September 2018 

50 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG 
des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190). 

51 Richtlinie 2002/47/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juni 
2002 über Finanzsicherheiten (ABl. L 168 vom 27.6.2002, S. 43). 

Geändert durch: 

1. September 2018 

52 Richtlinie 2009/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 
2009 zur Änderung der Richtlinie 98/26/EG über die Wirksamkeit von Abrech­
nungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrechnungssystemen und der 
Richtlinie 2002/47/EG über Finanzsicherheiten im Hinblick auf verbundene Sys­
teme und Kreditforderungen (ABl. L 146 vom 10.6.2009, S. 37). 

53 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG 
des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190). 

54 Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. De­
zember 2002 über die zusätzliche Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Versiche­
rungsunternehmen und Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats und zur Än­
derung der Richtlinien 73/239/EWG, 79/267/EWG, 92/49/EWG, 92/96/EWG, 
93/6/EWG und 93/22/EWG des Rates und der Richtlinien 98/78/EG und 
2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 35 vom 
11.2.2003, S. 1).  

1. September 2018 
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Geändert durch: 

55 Richtlinie 2005/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 
2005 zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG, 85/611/EWG, 91/675/EWG, 
92/49/EWG und 93/6/EWG des Rates sowie der Richtlinien 94/19/EG, 98/78/EG, 
2000/12/EG, 2001/34/EG, 2002/83/EG und 2002/87/EG des Europäischen Parla­
ments und des Rates zur Schaffung einer neuen Ausschussstruktur im Finanz­
dienstleistungsbereich (ABl. L 79 vom 24.3.2005, S. 9). 

56 Richtlinie 2008/25/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2008 zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG über die zusätzliche Beaufsichti­
gung der Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen und Wertpapierfirmen eines 
Finanzkonglomerats im Hinblick auf die der Kommission übertragenen Durchfüh­
rungsbefugnisse (ABl. L 81 vom 20.3.2008, S. 40). 

57 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. No­
vember 2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 
2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 2006/48/EG, 
2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäi­
sche Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, 
S. 120). 

58 Richtlinie 2011/89/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. No­
vember 2011 zur Änderung der Richtlinien 98/78/EG, 2002/87/EG, 2006/48/EG 
und 2009/138/EG hinsichtlich der zusätzlichen Beaufsichtigung der Finanzunter­
nehmen eines Finanzkonglomerats (ABl. L 326 vom 8.12. 2011, S. 113) 

59 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG 
(ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 

Ergänzt durch: 

60 Delegierte Verordnung (EU) 2015/2303 der Kommission vom 28. Juli 2015 zur Er­
gänzung der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Begriffsbestimmungen 
und zur Koordinierung der zusätzlichen Beaufsichtigung der Risikokonzentration 
und der gruppeninternen Transaktionen (ABl. L 326, 11.12.2015, S. 34) 

1. September 2018 (4) 

61 Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 
2004 über Märkte für Finanzinstrumente, zur Änderung der Richtlinien 
85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates und der Richtlinie 2000/12/EG des Europä­
ischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 93/22/EWG 
des Rates (ABl. L 145 vom 30.4.2004, S. 1). 

Geändert durch: 

1. September 2018 

62 Richtlinie 2006/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 
2006 zur Änderung der Richtlinie 2004/39/EG über Märkte für Finanzinstrumente 
in Bezug auf bestimmte Fristen (ABl. L 114 vom 27.4.2006, S. 60). 

63 Richtlinie 2007/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Septem­
ber 2007 zur Änderung der Richtlinie 92/49/EWG des Rates sowie der Richtlinien 
2002/83/EG, 2004/39/EG, 2005/68/EG und 2006/48/EG in Bezug auf Verfahrens­
regeln und Bewertungskriterien für die aufsichtsrechtliche Beurteilung des Erwerbs 
und der Erhöhung von Beteiligungen im Finanzsektor (ABl. L 247 vom 21.9.2007, 
S. 1). 

64 Richtlinie 2008/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2008 zur Änderung der Richtlinie 2004/39/EG über Märkte für Finanzinstrumente 
im Hinblick auf die der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse 
(ABl. L 76 vom 19.3.2008, S. 33). 
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65 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. No­
vember 2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 
2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 2006/48/EG, 
2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäi­
sche Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, 
S. 120). 

Ergänzt durch: 

66 Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 der Kommission vom 10. August 2006 zur 
Durchführung der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes betreffend die Aufzeichnungspflichten für Wertpapierfirmen, die Meldung von 
Geschäften, die Markttransparenz, die Zulassung von Finanzinstrumenten zum 
Handel und bestimmte Begriffe im Sinne dieser Richtlinie (ABl. L 241 vom 
2.9.2006, S. 1). 

1. September 2018 

67 Richtlinie 2006/73/EG der Kommission vom 10. August 2006 zur Durchführung 
der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug 
auf die organisatorischen Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingun­
gen für die Ausübung ihrer Tätigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter 
Begriffe für die Zwecke der genannten Richtlinie (ABl. L 241 vom 2.9.2006, S. 26). 

1. September 2018 

68 Richtlinie 2007/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. No­
vember 2007 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 
97/7/EG, 2002/65/EG, 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der 
Richtlinie 97/5/EG (ABl. L 319 vom 5.12.2007, S. 1). 

Geändert durch: 

1. September 2016 

69 Richtlinie 2009/111/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Sep­
tember 2009 zur Änderung der Richtlinien 2006/48/EG, 2006/49/EG und 
2007/64/EG hinsichtlich Zentralorganisationen zugeordneter Banken, bestimmter 
Eigenmittelbestandteile, Großkredite, Aufsichtsregelungen und Krisenmanagement 
(ABl. L 302 vom 17.11.2009, S. 97). 

70 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG 
(ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 

1. September 2017 (3) 

71 Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. September 2009 über grenzüberschreitende Zahlungen in der Gemeinschaft 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2560/2001 (ABl. L 266 vom 
9.10.2009, S. 11). 

Geändert durch: 

1. September 2018 

72 Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
14. März 2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der Geschäftsan­
forderungen für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 924/2009 (ABl. L 94 vom 30.3.2012, S. 22). 

1. September 2018 (1) 

73 Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Sep­
tember 2009 über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von 
E-Geld-Instituten, zur Änderung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG so­
wie zur Aufhebung der Richtlinie 2000/46/EG (ABl. L 267 vom 10.10.2009, S. 7).  

1. September 2016 
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Geändert durch: 

74 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG 
(ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 

1. September 2017 (3) 

75 Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. No­
vember 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 
2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 
23.12.2015, S. 35). 

30. September 2018 (4) 

76 Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde 
(Europäische Bankenaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses 
Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommis­
sion (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 12). 

Geändert durch: 

1. September 2016 

77 Verordnung (EU) Nr. 1022/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. Oktober 2013 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zur Errich­
tung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde) 
hinsichtlich der Übertragung besonderer Aufgaben auf die Europäische Zentralbank 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 (ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 5). 

78 Richtlinie 2014/17/ЕU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 
2014 über Wohnimmobilienkreditverträge für Verbraucher und zur Änderung 
der Richtlinien 2008/48/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 (ABl. L 60 vom 28.2.2014, S. 34). 

79 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG 
des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190). 

1. September 2018 (3) 

80 Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. No­
vember 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 
2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 
23.12.2015, S. 35). 

81 Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Eu­
ropäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses 
Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der Kommis­
sion (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 84). 

Geändert durch: 

1. September 2016 

82 Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 
2011 über die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Änderung der Richt­
linien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 
und (EU) Nr. 1095/2010 (ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 1). 

83 Verordnung (EU) Nr. 258/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
3. April 2014 zur Auflegung eines Unionsprogramms zur Unterstützung spezieller 
Tätigkeiten im Bereich Rechnungslegung und Abschlussprüfung für den Zeitraum 
2014-2020 und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG (ABl. L 105 
vom 8.4.2014, S. 1). 
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84 Richtlinie 2014/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 zur Änderung der Richtlinien 2003/71/EG und 2009/138/EG und der Ver­
ordnungen (EG) Nr. 1060/2009, (EU) Nr. 1094/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 im 
Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Auf­
sichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung) 
und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktauf­
sichtsbehörde) (ABl. L 153 vom 22.5.2014, S. 1). 

85 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 2003/41/EG, 2003/71/EG, 
2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 2006/48/EG, 2006/49/EG und 
2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen Aufsichtsbehörde 
(Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Aufsichtsbehörde (Euro­
päische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Alters­
versorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120). 

Geändert durch: 

1. September 2016 

86 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG 
(ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 

1. September 2017 (3) 

87 Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 
2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349). 

31. Dezember 2020 (3) 

88 Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
14. März 2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der Geschäftsan­
forderungen für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 924/2009 (ABl. L 94 vom 30.3.2012, S. 22). 

Geändert durch: 

1. April 2018 (2) 

89 Verordnung (EU) Nr. 248/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Februar 2014 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 in Bezug auf 
die Umstellung auf unionsweite Überweisungen und Lastschriften (ABl. L 84 vom 
20.3.2014, S. 1). 

90 Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister 
(ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1). 

Geändert durch: 

30. September 2019 (3) 

91 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfir­
men und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 
27.6.2013, S. 1). 

92 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1002/2013 der Kommission vom 12. Juli 2013 
zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister 
in Bezug auf die Liste der von ihrem Anwendungsbereich ausgenommenen Stellen 
(ABl. L 279 vom 19.10.2013, S. 2). 

93 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG 
des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190). 
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94 Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Mai 2014 mit Vorschriften zur Verhütung, Kontrolle und Tilgung bestimmter 
transmissibler spongiformer Enzephalopathien und zur Änderung von Verordnung 
(EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 84). 

95 Richtlinie (EU) 2015/849/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richt­
linie 2006/70/EG der Kommission (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 73). 

96 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1515 der Kommission vom 5. Juni 2015 zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf die Verlängerung der Übergangszeiträume für Altersver­
sorgungssysteme (ABl. L 239 vom 15.9.2015, S. 63). 

30. September 2019 (4) 

97 Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
25. November 2015 über die Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften 
und der Weiterverwendung sowie zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 (ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 1). 

Ergänzt durch: 

30. September 2019 (4) 

98 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1247/2012 der Kommission vom 19. Dezem­
ber 2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das 
Format und die Häufigkeit von Transaktionsmeldungen an Transaktionsregister ge­
mäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 352 
vom 21.12.2012, S. 20). 

99 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1248/2012 der Kommission vom 19. Dezem­
ber 2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für das Format von 
Anträgen auf Registrierung von Transaktionsregistern gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, 
zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 352 vom 21.12.2012, 
S. 30). 

100 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1249/2012 der Kommission vom 19. Dezem­
ber 2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das 
Format der gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktions­
register von zentralen Gegenparteien aufzubewahrenden Aufzeichnungen 
(ABl. L 352 vom 21.12.2012, S. 32). 

101 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 148/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktions­
register bezüglich technischer Regulierungsstandards für die Mindestangaben der 
Meldungen an Transaktionsregister (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 1). 

102 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 149/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 
Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für in­
direkte Clearingvereinbarungen, die Clearingpflicht, das öffentliche Register, den 
Zugang zu einem Handelsplatz, nichtfinanzielle Gegenparteien und Risikominde­
rungstechniken für nicht durch eine CCP geclearte OTC-Derivatekontrakte (ABl. L 52 
vom 23.2.2013, S. 11). 

103 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 150/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktions­
register durch technische Regulierungsstandards, in denen die Einzelheiten eines 
Antrags auf Registrierung als Transaktionsregister festgelegt werden (ABl. L 52 
vom 23.2.2013, S. 25). 
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104 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 151/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktions­
register im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die von Transaktions­
registern zu veröffentlichenden und zugänglich zu machenden Daten sowie 
operationelle Standards für die Zusammenstellung und den Vergleich von Daten 
sowie den Datenzugang (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 33). 

105 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 152/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Ei­
genkapitalanforderungen an zentrale Gegenparteien Text von Bedeutung für den 
EWR (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 37). 

106 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 153/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates in Bezug auf technische Regulierungsstandards für Anforde­
rungen an zentrale Gegenparteien (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 41). 

107 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 876/2013 der Kommission vom 28. Mai 2013 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards bezüglich Kollegien für 
zentrale Gegenparteien (ABl. L 244 vom 13.9.2013, S. 19). 

108 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 285/2014 der Kommission vom 13. Februar 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf un­
mittelbare, wesentliche und vorhersehbare Auswirkungen von Kontrakten innerhalb 
der Union und die Verhinderung der Umgehung von Vorschriften und Pflichten 
(ABl. L 85 vom 21.3.2014, S. 1). 

109 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 484/2014 der Kommission vom 12. Mai 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards bezüglich des hypothetischen 
Kapitals einer zentralen Gegenpartei gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 138 vom 13.5.2014, S. 57). 

110 Durchführungsverordnung (EU) 2015/880 der Kommission vom 4. Juni 2015 zur 
Verlängerung der in den Verordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) Nr. 648/2012 
des Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Übergangszeiträume in 
Bezug auf die Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegenüber zentralen 
Gegenparteien (ABl. L 143 vom 9.6.2015, S. 7). 

111 Delegierte Verordnung (EU) 2015/2205 der Kommission vom 6. August 2015 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Clearingpflicht (ABl. L 314 
vom 1.12.2015, S. 13). 

30. September 2019 (4) 

112 Delegierte Verordnung (EU) 2016/592 der Kommission vom 1. März 2016 zur Er­
gänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für die Clearingpflicht (ABl. L 103 
vom 19.4.2016, S. 5). 

30. September 2019 (4) 

113 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfir­
men und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 
27.6.2013, S. 1). 

Geändert durch: 

1. September 2017 (1) 

114 Delegierte Verordnung (EU) 2015/62 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf die Verschuldungsquote (ABl. L 11 vom 17.1.2015, 
S. 37).  
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Ergänzt durch: 

115 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1423/2013 der Kommission vom 20. Dezem­
ber 2013 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Offenlegungs­
pflichten der Institute in Bezug auf Eigenmittel gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 355 vom 
31.12.2013, S. 60). 

1. September 2017 (2) 

116 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 183/2014 der Kommission vom 20. Dezember 
2013 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpa­
pierfirmen durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Berechnung 
der spezifischen und allgemeinen Kreditrisikoanpassungen (ABl. L 57 vom 
27.2.2014, S. 3) 

1. September 2017 (2) 

117 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 241/2014 der Kommission vom 7. Januar 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmit­
telanforderungen an Institute (ABl. L 74 vom 14.3.2014, S. 8). 

Geändert durch: 

1. September 2017 (2) 

118 (1)  Delegierte Verordnung (EU) 2015/488 der Kommission vom 4. September 
2014 zur Änderung der delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 im Hin­
blick auf die Eigenmittelanforderungen für Wertpapierfirmen auf der Grundlage 
der fixen Gemeinkosten (ABl. L 78 vom 24.3.2015, S. 1) 

1. September 2017 (3) 

119 (2)  Delegierte Verordnung (EU) 2015/850 der Kommission vom 30. Januar 2015 
zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 zur Ergänzung 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforde­
rungen an Institute (ABl. L 135 vom 2.6.2015, S. 1) 

1. September 2017 (3) 

120 (3)  Delegierte Verordnung (EU) 2015/923 der Kommission vom 11. März 2015 
zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 zur Ergänzung 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforde­
rungen an Institute (ABl. L 150 vom 17.6.2015, S. 1). 

1. September 2017 (3) 

121 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 342/2014 der Kommission vom 21. Januar2014 
zur Ergänzung der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates und der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen die Bedingungen für 
die Anwendung der Methoden zur Berechnung der Eigenkapitalanforderungen für 
Finanzkonglomerate festgelegt werden (ABl. L 100 vom 3.4.2014, S. 1). 

1. September 2017 (2) 

122 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 523/2014 der Kommission vom 12. März 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, 
was eine enge Übereinstimmung zwischen dem Wert der gedeckten Schuldver­
schreibungen und dem Wert der Aktiva eines Instituts darstellt (ABl. L 148 vom 
20.5.2014, S. 4). 

1. September 2017 (2) 

123 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 525/2014 der Kommission vom 12. März 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Definition des Terminus 
‚Markt‘ (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 15). 

1. September 2017 (2) 

124 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 526/2014 der Kommission vom 12. März 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Ermittlung eines Nä­
herungswerts für die Risikoprämie und für die Bestimmung begrenzter kleinerer 
Portfolios für das Risiko einer Anpassung der Kreditbewertung (ABl. L 148 vom 
20.5.2014, S. 17). 

1. September 2017 (2) 

23.3.2018 L 81/37 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist 

125 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 528/2014 der Kommission vom 12. März 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates durch technische Regulierungsstandards für Nicht-Delta-Risiken von 
Optionen gemäß dem standardisierten Marktrisiko-Ansatz (ABl. L 148 vom 
20.5.2014, S. 29). 

1. September 2017 (2) 

126 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 529/2014 der Kommission vom 12. März 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Beurteilung der We­
sentlichkeit von Erweiterungen und Änderungen des auf internen Beurteilungen ba­
sierenden Ansatzes und des fortgeschrittenen Messansatzes (ABl. L 148 vom 
20.5.2014, S. 36). 

Geändert durch: 

1. September 2017 (2) 

127 Delegierte Verordnung (EU) 2015/942 der Kommission vom 4. März 2015 zur Än­
derung der delegierten Verordnung (EU) Nr. 529/2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch techni­
sche Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, wie bei der Berechnung der 
Eigenmittelanforderungen für das Marktrisiko die Wesentlichkeit von Erweiterun­
gen und Änderungen interner Ansätze zu beurteilen ist (ABl. L 154 vom 
19.6.2015, S. 1). 

30. September 2017 (4) 

128 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 625/2014 der Kommission vom 13. März 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Anfor­
derungen, denen Anleger, Sponsoren, ursprüngliche Kreditgeber und Originatoren 
in Bezug auf Risikopositionen aus übertragenen Kreditrisiken unterliegen (ABl. L 174 
vom 13.6.2014, S. 16). 

1. September 2017 (2) 

129 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 der Kommission vom 16. April 
2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen 
Meldungen der Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates (ABl. L 191 vom 28.6.2014, S. 1). 

Geändert durch: 

1. September 2017 (2) 

130 (1)  Durchführungsverordnung (EU) 2015/79 der Kommission vom 18. Dezember 
2014 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur 
Festlegung technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldun­
gen der Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates in Bezug auf die Belastung von Vermögenswerten, 
ein einheitliches Datenpunktmodell und Validierungsregeln (ABl. L 14 vom 
21.1.2015, S. 1). 

1. September 2017 (3) 

131 (2)  Durchführungsverordnung (EU) 2015/227 der Kommission vom 9. Januar 
2015 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur 
Festlegung technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldun­
gen der Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABl. L 48 vom 20.2.2015, S. 1). 

1. September 2017 (3) 

132 (3)  Durchführungsverordnung (EU) 2015/1278 der Kommission vom 9. Juli 2015 
zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festle­
gung technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen der 
Institute in Bezug auf die Erläuterungen, Meldebögen und Definitionen 
(ABl. L 205 vom 31.7.2015, S. 1). 

30. September 2017 (4) 

133 (4)  Durchführungsverordnung (EU) 2016/322 der Kommission vom 10. Februar 
2016 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur 
Festlegung technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldun­
gen der Institute in Bezug auf die Liquiditätsdeckungsanforderung (ABl. L 64 
vom 10.3.2016, S. 1). 

30. September 2017 (4) 
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134 (5)  Durchführungsverordnung (EU) 2016/313 der Kommission vom 1. März 2016 
zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 im Hinblick 
auf zusätzliche Parameter für die Liquiditätsüberwachung (ABl. L 60 vom 
5.3.2016, S. 5). 

30. September 2017 (4) 

135 (6)  Durchführungsverordnung (EU) 2016/428 der Kommission vom 23. März 
2016 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur 
Festlegung technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldun­
gen der Institute in Bezug auf die Meldung der Verschuldungsquote (ABl. L 83 
vom 31.3.2016, S. 1). 

30. September 2017 (4) 

136 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 602/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards zur Erleichterung der Konver­
genz der Aufsichtspraxis bezüglich der Anwendung zusätzlicher Risikogewichte ge­
mäß Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
(ABl. L 166 vom 5.6.2014, S. 22). 

1. September 2017 (2) 

137 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 945/2014 der Kommission vom 4. September 
2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf relevante 
angemessen breit gestreute Indizes gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 265 vom 5.9.2014, S. 3). 

1. September 2017 (3) 

138 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1030/2014 der Kommission vom 29. Septem­
ber 2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf einheit­
liche Formate und Daten für die Offenlegung der Werte zur Bestimmung global 
systemrelevanter Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates (ABl. L 284 vom 30.9.2014, S. 14). 

1. September 2017 (3) 

139 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1187/2014 der Kommission vom 2. Oktober 
2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parla­
ments und des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Bestimmung der 
Gesamtrisikoposition gegenüber einem Kunden oder einer Gruppe verbundener 
Kunden bei Geschäften mit zugrunde liegenden Vermögenswerten (ABl. L 324 
vom 7.11.2014, S. 1). 

1. September 2017 (3) 

140 Delegierte Verordnung (EU) 2015/61 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates in Bezug auf die Liquiditätsdeckungsanforderung an Kreditinstitute 
(ABl. L 11 vom 17.1.2015, S. 1). 

1. September 2017 (3) 

141 Delegierte Verordnung (EU) 2015/585 der Kommission vom 18. Dezember 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards zur Präzisierung 
der Nachschuss-Risikoperioden (ABl. L 98 vom 15.4.2015, S. 1). 

1. September 2017 (3) 

142 Durchführungsverordnung (EU) 2015/233 der Kommission vom 13. Februar 2015 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf Wäh­
rungen, deren Zentralbankfähigkeit äußerst eng definiert ist (ABl. L 39 vom 
14.2.2015, S. 11). 

1. September 2017 (3) 

143 Durchführungsverordnung (EU) 2015/880 der Kommission vom 4. Juni 2015 zur 
Verlängerung der in den Verordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) Nr. 648/2012 
des Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Übergangszeiträume in 
Bezug auf die Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegenüber zentralen 
Gegenparteien (ABl. L 143 vom 9.6.2015, S. 7). 

1. Oktober 2017 (3) 

144 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1555 der Kommission vom 28. Mai 2015 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Offenlegung von Infor­
mationen in Bezug auf die Einhaltung des vorgeschriebenen antizyklischen Kapital­
puffers durch die Institute im Einklang mit Artikel 440 (ABl. L 244 vom 
19.9.2015, S. 1). 

30. September 2017 (4) 
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145 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1556 der Kommission vom 11. Juni 2015 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Übergangsbehandlung 
von Beteiligungspositionen bei der Anwendung des IRB-Ansatzes (ABl. L 244 vom 
19.9.2015, S. 9). 

30. September 2017 (4) 

146 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1798 der Kommission vom 2. Juli 2015 zur Be­
richtigung der delegierten Verordnung (EU) Nr. 625/2014 zur Ergänzung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch 
technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Anforderungen, denen Anle­
ger, Sponsoren, ursprüngliche Kreditgeber und Originatoren in Bezug auf Risikopo­
sitionen aus übertragenen Kreditrisiken unterliegen (ABl. L 263 vom 8.10.2015, 
S. 12). 

30. September 2017 (4) 

147 Durchführungsverordnung (EU) 2016/100 der Kommission vom 16. Oktober 
2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards zur Spezifizierung des 
Verfahrens für gemeinsame Entscheidungen über Anträge auf bestimmte aufsichtli­
che Genehmigungen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABl. L 21 vom 28.1.2016, S. 45). 

30. September 2017 (4) 

148 Delegierte Verordnung (EU) 2016/101 der Kommission vom 26. Oktober 2015 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die vorsichtige 
Bewertung nach Artikel 105 Absatz 14 (ABl. L 21 vom 28.1.2016, S. 54). 

30. September 2017 (4) 

149 Durchführungsverordnung (EU) 2015/2197 der Kommission vom 27. November 
2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf eng verbun­
dene Währungen im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates (ABl. L 313 vom 28.11.2015, S. 30). 

30. September 2017 (4) 

150 Durchführungsverordnung (EU) 2015/2344 der Kommission vom 15. Dezember 
2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf Wäh­
rungen mit begrenzter Verfügbarkeit liquider Aktiva gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 330 vom 
16.12.2015, S. 26). 

30. September 2017 (4) 

151 Durchführungsverordnung (EU) 2016/200 der Kommission vom 15. Februar 2016 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Offenlegung der Ver­
schuldungsquote durch die Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 39 vom 16.2.2016, S. 5). 

30. September 2017 (4) 

152 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG 
(ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 

Geändert durch: 

1. September 2017 (1) 

153 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG 
des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190). 

Ergänzt durch: 

1. September 2018 (3) 

154 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 604/2014 der Kommission vom 4. März 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
im Hinblick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf qualitative und an­
gemessene quantitative Kriterien zur Ermittlung der Mitarbeiterkategorien, deren 
berufliche Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil eines Instituts auswirkt 
(ABl. L 167 vom 6.6.2014, S. 30). 

1. September 2017 (2) 
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155 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 524/2014 der Kommission vom 12. März 2014 
zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, welche In­
formationen die zuständigen Behörden von Herkunfts- und Aufnahmemitgliedstaa­
ten einander zur Verfügung stellen müssen (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 6). 

1. September 2017 (2) 

156 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 527/2014 der Kommission vom 12. März 2014 
zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards zur Bezeichnung der Klassen von In­
strumenten, die die Bonität eines Instituts unter der Annahme der Unternehmens­
fortführung angemessen widerspiegeln und die für eine Verwendung zu Zwecken 
der variablen Vergütung geeignet sind (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 21). 

1. September 2017 (2) 

157 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 530/2014 der Kommission vom 12. März 2014 
zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen für interne Ansätze zur Er­
mittlung spezifischer Risiken im Handelsbuch bedeutende Risikopositionen und 
Schwellen definiert werden (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 50). 

1. September 2017 (2) 

158 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1152/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, wie für die Be­
rechnung der Quote des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers der Bele­
genheitsort der wesentlichen Kreditrisikopositionen zu ermitteln ist (ABl. L 309 
vom 30.10.2014, S. 5). 

1. September 2017 (3) 

159 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 620/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf den Informations­
austausch zwischen den zuständigen Behörden von Herkunfts- und Aufnahmemit­
gliedstaaten gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates (ABl. L 172 vom 12.6.2014, S. 1). 

1. September 2017 (2) 

160 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 650/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für das Format, den Aufbau, 
das Inhaltsverzeichnis und den Zeitpunkt der jährlichen Veröffentlichung der von 
den zuständigen Behörden gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates zu veröffentlichenden Informationen (ABl. L 185 vom 
25.6.2014, S. 1). 

1. September 2017 (2) 

161 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 710/2014 der Kommission vom 23. Juni 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das Vorgehen 
bei der Beschlussfassung in Bezug auf gemeinsame Entscheidungen über instituts­
spezifische Aufsichtsanforderungen gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europä­
ischen Parlaments und des Rates (ABl. L 188 vom 27.6.2014, S. 19). 

1. September 2017 (2) 

162 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1222/2014 der Kommission vom 8. Oktober 
2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Methode zur 
Bestimmung global systemrelevanter Institute und zur Festlegung der Teilkategorien 
global systemrelevanter Institute (ABl. L 330 vom 15.11.2014, S. 27). 

1. September 2017 (3) 

163 Delegierte Verordnung (EU) 2016/98 der Kommission vom 16. Oktober 2015 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der allgemeinen Bedingun­
gen für die Arbeitsweise der Aufsichtskollegien (ABl. L 21 vom 28.1.2016, S. 2). 

30. September 2017 (4) 

164 Durchführungsverordnung (EU) 2016/99 der Kommission vom 16. Oktober 2015 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf die Festset­
zung der praktischen Arbeitsweise der Aufsichtskollegien gemäß der Richtlinie 
2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 21 vom 
28.1.2016, S. 21). 

30. September 2017 (4) 
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165 Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. April 2014 über Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
und der Richtlinien 2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG der Kommis­
sion (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 1) und gegebenenfalls zugehörige Maßnahmen 
der Stufe 2 

Geändert durch: 

30. September 2018 (4) 

166 Verordnung (EU) 2016/1033 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Juni 2016 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 über Märkte für 
Finanzinstrumente, der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 über Marktmissbrauch und 
der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen 
und -abrechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer 
(ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 1). 

Ergänzt durch: 

30. September 2018 (5) 

167 Durchführungsrichtlinie (EU) 2015/2392 der Kommission vom 17. Dezember 
2015 zur Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des 
Rates hinsichtlich der Meldung tatsächlicher oder möglicher Verstöße gegen diese 
Verordnung (ABl. L 332 vom 18.12.2015, S. 126). 

30. September 2018 (4) 

168 Delegierte Verordnung (EU) 2016/522 der Kommission vom 17. Dezember 2015 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich einer Ausnahme für bestimmte öffentliche Einrichtungen 
und Zentralbanken von Drittländern, der Indikatoren für Marktmanipulation, der 
Schwellen für die Offenlegung, der für die Benachrichtigung über Verzögerungen 
zuständigen Behörde, der Erlaubnis zum Handel während ‚geschlossener‘ Zeiträume 
und der meldepflichtigen Arten von Eigengeschäften (ABl. L 88 vom 5.4.2016, 
S. 1). 

30. September 2018 (4) 

169 Richtlinie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 über Einlagensicherungssysteme (Neufassung) (ABl. L 173 vom 12.6.2014, 
S. 149). 

1. September 2016 (2) 

170 Richtlinie 2014/57/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 über strafrechtliche Sanktionen bei Marktmanipulation (Marktmissbrauchs­
richtlinie) (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 179). 

30. September 2018 (4) 

171 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG 
des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190) und gegebenenfalls zugehörige Maßnah­
men der Stufe 2 

Ergänzt durch: 

1. September 2018 (2) 

172 Delegierte Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission vom 21. Oktober 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
im Hinblick auf im Voraus erhobene Beiträge zu Abwicklungsfinanzierungsmecha­
nismen (ABl. L 11 vom 17.1.2015, S. 44). 

1. September 2018 (3) 

173 Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 
2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349) und gegebe­
nenfalls zugehörige Maßnahmen der Stufe 2 

Geändert durch: 

31. Dezember 2020 (3) 

174 Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in 
der Europäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der Richt­
linien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 
(ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 1). 

31. Dezember 2020 (4) 
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175 Richtlinie (EU) 2016/1034 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Juni 2016 zur Änderung der Richtlinie 2014/65/EU über Märkte für Finanz­
instrumente (ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 8). 

31. Dezember 2021 (5) 

176 Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Mai 2014 mit Vorschriften zur Verhütung, Kontrolle und Tilgung bestimmter 
transmissibler spongiformer Enzephalopathien und zur Änderung von Verordnung 
(EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 84) und gegebenenfalls zugehö­
rige Maßnahmen der Stufe 2 

Geändert durch: 

31. Dezember 2020 (3) 

177 Verordnung (EU) 2016/1033 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Juni 2016 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 über Märkte für 
Finanzinstrumente, der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 über Marktmissbrauch und 
der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen 
und -abrechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer 
(ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 1). 

31. Dezember 2020 (5) 

178 Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in 
der Europäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der Richt­
linien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 
(ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 1). 

31. Dezember 2020 (4) 

179 Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
25. November 2015 über die Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften 
und der Weiterverwendung sowie zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 (ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 1). 

30. September 2019 (4) 

180 Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
25. November 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der 
Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 
23.12.2015, S. 35). 

30. September 2018 (4)  

Vorschriften für die Erfassung statistischer Daten  

181 Leitlinie EZB/2013/24 der Europäischen Zentralbank vom 25. Juli 2013 über 
die statistischen Berichtsanforderungen der Europäischen Zentralbank im Bereich 
der vierteljährlichen Finanzierungsrechnungen (ABl. L 2 vom 7.1.2014, S. 34). 

Geändert durch: 

1. September 2016 (2) 

182 Leitlinie (EU) 2016/66 der Europäischen Zentralbank vom 26. November 2015 
zur Änderung der Leitlinie EZB/2013/24 über die statistischen Berichts­
anforderungen der Europäischen Zentralbank im Bereich der vierteljährlichen Fi­
nanzierungsrechnungen (EZB/2015/40) (ABl. L 14 vom 21.1.2016, S. 36). 

31. März 2017 (4) 

183 Verordnung (EU) Nr. 1071/2013 der Europäischen Zentralbank vom 24. Septem­
ber 2013 über die Bilanz des Sektors der monetären Finanzinstitute (Neufassung) 
(EZB/2013/33) (ABl. L 297 vom 7.11.2013, S. 1). 

Geändert durch: 

1. September 2016 (2) 

184 Verordnung (EU) Nr. 1375/2014 der Europäischen Zentralbank vom 10. Dezember 
2014 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1071/2013 über die Bilanz des Sek­
tors der monetären Finanzinstitute (EZB/2013/33) (EZB/2014/51) (ABl. L 366 
vom 20.12.2014, S. 77). 
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185 Verordnung (EU) Nr. 1072/2013 der Europäischen Zentralbank vom 24. Septem­
ber 2013 über die Statistik über die von monetären Finanzinstituten angewandten 
Zinssätze (Neufassung) (EZB/2013/34) (ABl. L 297 vom 7.11.2013, S. 51). 

Geändert durch: 

1. September 2016 (2) 

186 Verordnung (EU) Nr. 756/2014 der Europäischen Zentralbank vom 8. Juli 2014 
zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1072/2013 (EZB/2013/34) über die Statis­
tik über die von monetären Finanzinstituten angewandten Zinssätze 
(EZB/2014/30) (ABl. L 205 vom 12.7.2014, S. 14). 

187 Leitlinie der Europäischen Zentralbank vom 4. April 2014 über die monetären 
und die Finanzstatistiken (Neufassung) (EZB/2014/15) (ABl. L 340 vom 
26.11.2014, S. 1). 

Geändert durch: 

1. September 2016 (2) 

188 Leitlinie (EU) 2015/571 der Europäischen Zentralbank vom 6. November 2014 
zur Änderung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatis­
tiken (EZB/2014/43) (ABl. L 93 vom 9.4.2015, S. 82). 

189 Leitlinie (EU) 2016/450 der Europäischen Zentralbank vom 4. Dezember 2015 zur 
Änderung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatistiken 
(EZB/2015/44) (ABl. L 86 vom 1.4.2016, S. 42). 

31. März 2017 (4) 

190 Leitlinie (EU) 2017/148 der Europäischen Zentralbank vom 16. Dezember 2016 
zur Änderung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatis­
tiken (EZB/2016/45) (ABl. L 26 vom 31.1.2017, S. 1). 

1. November 2017 (5) 

(1) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2013 gemäß Artikel 8 Absatz 5 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­
päischen Union und der Republik San Marino vom 27. März 2012 geeinigt. 

(2) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2014 gemäß Artikel 8 Absatz 5 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­
päischen Union und der Republik San Marino vom 27. März 2012 geeinigt. 

(3) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2015 gemäß Artikel 8 Absatz 5 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­
päischen Union und der Republik San Marino vom 27. März 2012 geeinigt. 

(4) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2016 gemäß Artikel 8 Absatz 5 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­
päischen Union und der Republik San Marino vom 27. März 2012 geeinigt. 

(5) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2017 gemäß Artikel 8 Absatz 5 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­
päischen Union und der Republik San Marino vom 27. März 2012 geeinigt.“    
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BESCHLUSS (EU) 2018/493 DER KOMMISSION 

vom 22. März 2018 

zur Änderung des Anhangs der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und 
dem Fürstentum Andorra 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Währungsvereinbarung vom 30. Juni 2011 zwischen der Europäischen Union und dem Fürstentum 
Andorra, insbesondere auf Artikel 8 Absatz 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Nach Artikel 8 der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und dem Fürstentum Andorra (im 
Folgenden „Währungsvereinbarung“) ist das Fürstentum Andorra verpflichtet, Rechtsakte und Vorschriften der 
Union in den Bereichen Euro-Banknoten und -Münzen, Banken- und Finanzrecht, Verhinderung von Geldwäsche, 
Betrug und Fälschung von Bargeld und bargeldlosen Zahlungsmitteln, Medaillen und Marken sowie statistischen 
Berichtspflichten umzusetzen. Die betreffenden Rechtsakte und Vorschriften sind im Anhang der Währungsver­
einbarung aufgelistet. 

(2)  Der Anhang muss von der Kommission alljährlich geändert werden, um neuen einschlägigen Rechtsakten und 
Vorschriften der Union sowie Änderungen an bestehenden Rechtsakten und Vorschriften Rechnung zu tragen. 

(3)  Einige neue einschlägige Rechtsakte und Vorschriften der Union sowie einige Änderungen bestehender Rechtsakte 
wurden erlassen und müssen in den Anhang aufgenommen werden. 

(4)  Der Anhang der Währungsvereinbarung sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und dem Fürstentum Andorra wird durch 
den Anhang des vorliegenden Beschlusses ersetzt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 22. März 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  

23.3.2018 L 81/45 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



ANHANG 

„ANHANG  

Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist  

Verhinderung der Geldwäsche  

1 Rahmenbeschluss 2005/212/JI des Rates vom 24. Februar 2005 über die Einzie­
hung von Erträgen, Tatwerkzeugen und Vermögensgegenständen aus Straftaten 
(ABl. L 68 vom 15.3.2005, S. 49). 

31. März 2015 (1) 

2 Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Okto­
ber 2005 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geld­
wäsche und der Terrorismusfinanzierung (ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 15). 

Geändert durch: 

30. September 2013 

3 Richtlinie 2007/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. No­
vember 2007 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 
97/7/EG, 2002/65/EG, 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der 
Richtlinie 97/5/EG (ABl. L 319 vom 5.12.2007, S. 1). 

4 Richtlinie 2008/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2008 zur Änderung der Richtlinie 2005/60/EG zur Verhinderung der Nutzung des 
Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung im 
Hinblick auf die der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse (ABl. L 76 
vom 19.3.2008, S. 46). 

5 Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Sep­
tember 2009 über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von 
E-Geld-Instituten, zur Änderung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG so­
wie zur Aufhebung der Richtlinie 2000/46/EG (ABl. L 267 vom 10.10.2009, S. 7). 

6 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. No­
vember 2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 
2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 2006/48/EG, 
2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäi­
sche Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, 
S. 120). 

Ergänzt durch: 

7 Beschluss 2000/642/JI des Rates vom 17. Oktober 2000 über Vereinbarungen für 
eine Zusammenarbeit zwischen den zentralen Meldestellen der Mitgliedstaaten 
beim Austausch von Informationen (ABl. L 271 vom 24.10.2000, S. 4). 

8 Rahmenbeschluss 2001/500/JI des Rates vom 26. Juni 2001 über Geldwäsche so­
wie Ermittlung, Einfrieren, Beschlagnahme und Einziehung von Tatwerkzeugen und 
Erträgen aus Straftaten (ABl. L 182 vom 5.7.2001, S. 1). 

9 Verordnung (EG) Nr. 1889/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Oktober 2005 über die Überwachung von Barmitteln, die in die Gemeinschaft 
oder aus der Gemeinschaft verbracht werden (ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 9). 

10 Richtlinie 2006/70/EG der Kommission vom 1. August 2006 mit Durchführungs­
bestimmungen für die Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates hinsichtlich der Begriffsbestimmung von politisch exponierten Personen und 
der Festlegung der technischen Kriterien für vereinfachte Sorgfaltspflichten sowie 
für die Befreiung in Fällen, in denen nur gelegentlich oder in sehr eingeschränktem 
Umfang Finanzgeschäfte getätigt werden (ABl. L 214 vom 4.8.2006, S. 29). 
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11 Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. November 2006 über die Übermittlung von Angaben zum Auftraggeber bei 
Geldtransfers (ABl. L 345 vom 8.12.2006, S. 1). 

12 Beschluss 2007/845/JI des Rates vom 6. Dezember 2007 über die Zusammenarbeit 
zwischen den Vermögensabschöpfungsstellen der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet 
des Aufspürens und der Ermittlung von Erträgen aus Straftaten oder anderen Ver­
mögensgegenständen im Zusammenhang mit Straftaten (ABl. L 332 vom 
18.12.2007, S. 103). 

13 Richtlinie 2014/42/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 
2014 über die Sicherstellung und Einziehung von Tatwerkzeugen und Erträgen aus 
Straftaten in der Europäischen Union (ABl. L 127 vom 29.4.2014, S. 39). 

1. November 2016 (2) 

14 Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Mai 2015 über die Übermittlung von Angaben bei Geldtransfers und zur Auf­
hebung der Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 1). 

1. Oktober 2017 (3) 

15 Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 
2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwä­
sche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richt­
linie 2006/70/EG der Kommission (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 73). 

Ergänzt durch: 

1. Oktober 2017 (3) 

16 Delegierte Verordnung (EU) 2016/1675 der Kommission vom 14. Juli 2016 zur Er­
gänzung der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch Ermittlung von Drittländern mit hohem Risiko, die strategische Mängel auf­
weisen (ABl. L 254 vom 20.9.2016, S. 1). 

1. Dezember 2017 (5)  

Verhinderung von Betrug und Fälschung  

17 Rahmenbeschluss 2001/413/JI des Rates vom 28. Mai 2001 zur Bekämpfung von 
Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln (ABl. L 149 
vom 2.6.2001, S. 1). 

30. September 2013 

18 Verordnung (EG) Nr. 1338/2001 des Rates vom 28. Juni 2001 zur Festlegung von 
zum Schutz des Euro gegen Geldfälschung erforderlichen Maßnahmen (ABl. L 181 
vom 4.7.2001, S. 6). 

Geändert durch: 

30. September 2013 

19 Verordnung (EG) Nr. 44/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 1338/2001 zur Festlegung von zum Schutz des Euro ge­
gen Geldfälschung erforderlichen Maßnahmen (ABl. L 17 vom 22.1.2009, S. 1). 

20 Beschluss 2001/887/JI des Rates vom 6. Dezember 2001 über den Schutz des 
Euro vor Fälschungen (ABl. L 329 vom 14.12.2001, S. 1). 

30. September 2013 

21 Entscheidung 2003/861/EG des Rates vom 8. Dezember 2003 betreffend die Ana­
lyse und die Zusammenarbeit in Bezug auf gefälschte Euro-Münzen (ABl. L 325 
vom 12.12.2003, S. 44). 

30. September 2013 

22 Verordnung (EG) Nr. 2182/2004 des Rates vom 6. Dezember 2004 über Medaillen 
und Münzstücke mit ähnlichen Merkmalen wie Euro-Münzen (ABl. L 373 vom 
21.12.2004, S. 1).  

30. September 2013 
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Geändert durch: 

23 Verordnung (EG) Nr. 46/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 2182/2004 über Medaillen und Münzstücke mit ähnli­
chen Merkmalen wie Euro-Münzen (ABl. L 17 vom 22.1.2009, S. 5). 

24 Beschluss 2009/371/JI des Rates vom 6. April 2009 zur Errichtung des Europä­
ischen Polizeiamts (Europol) (ABl. L 121 vom 15.5.2009, S. 37). 

30. September 2013 

25 Richtlinie 2014/62/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zum strafrechtlichen Schutz des Euro und anderer Währungen gegen Geldfäl­
schung und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2000/383/JI des Rates 
(ABl. L 151 vom 21.5.2014, S. 1). 

30. Juni 2016 (2)  

Vorschriften für Euro-Banknoten und -Münzen  

26 Verordnung (EG) Nr. 2532/98 des Rates vom 23. November 1998 über das Recht 
der Europäischen Zentralbank, Sanktionen zu verhängen (ABl. L 318 vom 
27.11.1998, S. 4). 

30. September 2014 (1) 

27 Schlussfolgerungen des Rates vom 10. Mai 1999 über ein Qualitätsmanagement­
system für die Euro-Münzen 

31. März 2013 

28 Mitteilung 2001/C 318/03 der Kommission vom 22. Oktober 2001 zum urheber­
rechtlichen Schutz des Münzbilds der gemeinsamen Seite der Euro-Münzen 
(K(2001) 600 endg.) (ABl. C 318 vom 13.11.2001, S. 3). 

31. März 2013 

29 Leitlinie EZB/2003/5 der Europäischen Zentralbank vom 20. März 2003 über die 
Anwendung von Maßnahmen gegen unerlaubte Reproduktionen von Euro-Bankno­
ten sowie über den Umtausch und Einzug von Euro-Banknoten (ABl. L 78 vom 
25.3.2003, S. 20). 

Geändert durch: 

31. März 2013 

30 Leitlinie EZB/2013/11 der Europäischen Zentralbank vom 19. April 2013 zur Än­
derung der Leitlinie EZB/2003/5 über die Anwendung von Maßnahmen gegen un­
erlaubte Reproduktionen von Euro-Banknoten sowie über den Umtausch und Ein­
zug von Euro-Banknoten (ABl. L 118 vom 30.4.2013, S. 43). 

30. September 2014 (1) 

31 Empfehlung 2009/23/EG der Kommission vom 19. Dezember 2008 zu gemeinsa­
men Leitlinien für die nationalen Seiten und die Ausgabe von für den Umlauf be­
stimmten Euro-Münzen (K(2008) 8625) (ABl. L 9 vom 14.1.2009, S. 52). 

31. März 2013 

32 Beschluss EZB/2010/14 der Europäischen Zentralbank vom 16. September 2010 
über die Prüfung der Echtheit und Umlauffähigkeit und über die Wiederausgabe 
von Euro-Banknoten (ABl. L 267 vom 9.10.2010, S. 1). 

Geändert durch: 

30. September 2013 

33 Beschluss EZB/2012/19 der Europäischen Zentralbank vom 7. September 2012 
zur Änderung des Beschlusses EZB/2010/14 über die Prüfung der Echtheit und 
Umlauffähigkeit und über die Wiederausgabe von Euro-Banknoten (ABl. L 253 
vom 20.9.2012, S. 19). 

30. September 2014 (1) 

34 Verordnung (EU) Nr. 1210/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Dezember 2010 zur Echtheitsprüfung von Euro-Münzen und zur Behandlung 
von nicht für den Umlauf geeigneten Euro-Münzen (ABl. L 339 vom 22.12.2010, 
S. 1). 

31. März 2013 
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35 Verordnung (EU) Nr. 1214/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. November 2011 über den gewerbsmäßigen grenzüberschreitenden Straßen­
transport von Euro-Bargeld zwischen den Mitgliedstaaten des Euroraums (ABl. L 316 
vom 29.11.2011, S. 1). 

31. März 2015 (1) 

36 Verordnung (EU) Nr. 651/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. 
Juli 2012 über die Ausgabe von Euro-Münzen (ABl. L 201 vom 27.7.2012, 
S. 135). 

30. September 2014 (1) 

37 Beschluss EZB/2013/10 der Europäischen Zentralbank vom 19. April 2013 über 
die Stückelung, Merkmale und Reproduktion sowie den Umtausch und Einzug von 
Euro-Banknoten (ABl. L 118 vom 30.4.2013, S. 37). 

30. September 2014 (1) 

38 Verordnung (EU) Nr. 729/2014 des Rates vom 24. Juni 2014 über die Stückelun­
gen und technischen Merkmale der für den Umlauf bestimmten Euro-Münzen 
(Neufassung) (ABl. L 194 vom 2.7.2014, S. 1). 

30. September 2014 (2)  

Bank- und Finanzvorschriften  

39 Richtlinie 86/635/EWG des Rates vom 8. Dezember 1986 über den Jahresab­
schluss und den konsolidierten Abschluss von Banken und anderen Finanzinstitu­
ten (ABl. L 372 vom 31.12.1986, S. 1). 

Geändert durch: 

31. März 2016 

40 Richtlinie 2001/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Sep­
tember 2001 zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG, 83/349/EWG und 
86/635/EWG des Rates im Hinblick auf die im Jahresabschluss bzw. im konsoli­
dierten Abschluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen und von Banken 
und anderen Finanzinstituten zulässigen Wertansätze (ABl. L 283 vom 
27.10.2001, S. 28). 

41 Richtlinie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 
2003 zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG, 83/349/EWG, 86/635/EWG und 
91/674/EWG über den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Ge­
sellschaften bestimmter Rechtsformen, von Banken und anderen Finanzinstituten 
sowie von Versicherungsunternehmen (ABl. L 178 vom 17.7.2003, S. 16). 

42 Richtlinie 2006/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 
2006 zur Änderung der Richtlinien des Rates 78/660/EWG über den Jahresab­
schluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen, 83/349/EWG über den kon­
solidierten Abschluss, 86/635/EWG über den Jahresabschluss und den konsolidier­
ten Abschluss von Banken und anderen Finanzinstituten und 91/674/EWG über 
den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Versicherungsunterneh­
men (ABl. L 224 vom 16.8.2006, S. 1). 

43 Richtlinie 89/117/EWG des Rates vom 13. Februar 1989 über die Pflichten der in 
einem Mitgliedstaat eingerichteten Zweigniederlassungen von Kreditinstituten und 
Finanzinstituten mit Sitz außerhalb dieses Mitgliedstaats zur Offenlegung von Jah­
resabschlussunterlagen (ABl. L 44 vom 16.2.1989, S. 40). 

31. März 2018 

44 Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. März 1997 
über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22). 

31. März 2018 

45 Richtlinie 98/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 
1998 über die Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierlie­
fer- und -abrechnungssystemen (ABl. L 166 vom 11.6.1998, S. 45).  

31. März 2018 
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Geändert durch: 

46 Richtlinie 2009/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 
2009 zur Änderung der Richtlinie 98/26/EG über die Wirksamkeit von Abrech­
nungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrechnungssystemen und der 
Richtlinie 2002/47/EG über Finanzsicherheiten im Hinblick auf verbundene Sys­
teme und Kreditforderungen (ABl. L 146 vom 10.6.2009, S. 37). 

47 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. No­
vember 2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 
2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 2006/48/EG, 
2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäi­
sche Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, 
S. 120). 

48 Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister 
(ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1). 

49 Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in 
der Europäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der Richt­
linien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 
(ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 1). 

31. März 2018 mit Aus­
nahme des Artikels 3 
Absatz 1: 1. Februar 

2023 und ab 1. Februar 
2025 (3) 

50 Richtlinie 2001/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. April 
2001 über die Sanierung und Liquidation von Kreditinstituten (ABl. L 125 vom 
5.5.2001, S. 15). 

Geändert durch: 

31. März 2018 

51 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG 
des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190). 

52 Richtlinie 2002/47/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juni 
2002 über Finanzsicherheiten (ABl. L 168 vom 27.6.2002, S. 43). 

Geändert durch: 

31. März 2018 

53 Richtlinie 2009/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 
2009 zur Änderung der Richtlinie 98/26/EG über die Wirksamkeit von Abrech­
nungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrechnungssystemen und der 
Richtlinie 2002/47/EG über Finanzsicherheiten im Hinblick auf verbundene Sys­
teme und Kreditforderungen (ABl. L 146 vom 10.6.2009, S. 37). 

54 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG 
des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190). 
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55 Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. De­
zember 2002 über die zusätzliche Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Versiche­
rungsunternehmen und Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats und zur Än­
derung der Richtlinien 73/239/EWG, 79/267/EWG, 92/49/EWG, 92/96/EWG, 
93/6/EWG und 93/22/EWG des Rates und der Richtlinien 98/78/EG und 
2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 35 vom 
11.2.2003, S. 1). 

Geändert durch: 

31. März 2018 

56 Richtlinie 2005/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 
2005 zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG, 85/611/EWG, 91/675/EWG, 
92/49/EWG und 93/6/EWG des Rates sowie der Richtlinien 94/19/EG, 98/78/EG, 
2000/12/EG, 2001/34/EG, 2002/83/EG und 2002/87/EG des Europäischen Parla­
ments und des Rates zur Schaffung einer neuen Ausschussstruktur im Finanz­
dienstleistungsbereich (ABl. L 79 vom 24.3.2005, S. 9). 

57 Richtlinie 2008/25/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2008 zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG über die zusätzliche Beaufsichti­
gung der Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen und Wertpapierfirmen eines 
Finanzkonglomerats im Hinblick auf die der Kommission übertragenen Durchfüh­
rungsbefugnisse (ABl. L 81 vom 20.3.2008, S. 40). 

58 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. No­
vember 2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 
2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 2006/48/EG, 
2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäi­
sche Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, 
S. 120). 

59 Richtlinie 2011/89/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. No­
vember 2011 zur Änderung der Richtlinien 98/78/EG, 2002/87/EG, 2006/48/EG 
und 2009/138/EG hinsichtlich der zusätzlichen Beaufsichtigung der Finanzunter­
nehmen eines Finanzkonglomerats (ABl. L 326 vom 8.12. 2011, S. 113) 

60 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG 
(ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 

Ergänzt durch: 

30. September 2017 

61 Delegierte Verordnung (EU) 2015/2303 der Kommission vom 28. Juli 2015 zur Er­
gänzung der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Begriffsbestimmungen 
und zur Koordinierung der zusätzlichen Beaufsichtigung der Risikokonzentration 
und der gruppeninternen Transaktionen (ABl. L 326, 11.12.2015, S. 34) 

31. März 2018 (4) 

62 Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 
2004 über Märkte für Finanzinstrumente, zur Änderung der Richtlinien 
85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates und der Richtlinie 2000/12/EG des Europä­
ischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 93/22/EWG 
des Rates (ABl. L 145 vom 30.4.2004, S. 1). 

Geändert durch: 

31. März 2018 

63 Richtlinie 2006/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 
2006 zur Änderung der Richtlinie 2004/39/EG über Märkte für Finanzinstrumente 
in Bezug auf bestimmte Fristen (ABl. L 114 vom 27.4.2006, S. 60). 
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64 Richtlinie 2007/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Septem­
ber 2007 zur Änderung der Richtlinie 92/49/EWG des Rates sowie der Richtlinien 
2002/83/EG, 2004/39/EG, 2005/68/EG und 2006/48/EG in Bezug auf Verfahrens­
regeln und Bewertungskriterien für die aufsichtsrechtliche Beurteilung des Erwerbs 
und der Erhöhung von Beteiligungen im Finanzsektor (ABl. L 247 vom 21.9.2007, 
S. 1). 

65 Richtlinie 2008/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2008 zur Änderung der Richtlinie 2004/39/EG über Märkte für Finanzinstrumente 
im Hinblick auf die der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse 
(ABl. L 76 vom 19.3.2008, S. 33). 

66 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. No­
vember 2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 
2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 2006/48/EG, 
2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäi­
sche Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, 
S. 120). 

Ergänzt durch: 

67 Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 der Kommission vom 10. August 2006 zur 
Durchführung der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes betreffend die Aufzeichnungspflichten für Wertpapierfirmen, die Meldung von 
Geschäften, die Markttransparenz, die Zulassung von Finanzinstrumenten zum 
Handel und bestimmte Begriffe im Sinne dieser Richtlinie (ABl. L 241 vom 
2.9.2006, S. 1). 

68 Richtlinie 2006/73/EG der Kommission vom 10. August 2006 zur Durchführung 
der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug 
auf die organisatorischen Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingun­
gen für die Ausübung ihrer Tätigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter 
Begriffe für die Zwecke der genannten Richtlinie (ABl. L 241 vom 2.9.2006, S. 26). 

69 Richtlinie 2007/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. No­
vember 2007 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 
97/7/EG, 2002/65/EG, 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der 
Richtlinie 97/5/EG (ABl. L 319 vom 5.12.2007, S. 1). 

Geändert durch: 

31. März 2016 

70 Richtlinie 2009/111/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Sep­
tember 2009 zur Änderung der Richtlinien 2006/48/EG, 2006/49/EG und 
2007/64/EG hinsichtlich Zentralorganisationen zugeordneter Banken, bestimmter 
Eigenmittelbestandteile, Großkredite, Aufsichtsregelungen und Krisenmanagement 
(ABl. L 302 vom 17.11.2009, S. 97). 

71 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG 
(ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 

30. September 2017 (3) 

72 Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. September 2009 über grenzüberschreitende Zahlungen in der Gemeinschaft 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2560/2001 (ABl. L 266 vom 
9.10.2009, S. 11). 

Geändert durch: 

31. März 2018 

73 Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
14. März 2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der Geschäftsan­
forderungen für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 924/2009 (ABl. L 94 vom 30.3.2012, S. 22). 
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74 Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Sep­
tember 2009 über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von 
E-Geld-Instituten, zur Änderung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG so­
wie zur Aufhebung der Richtlinie 2000/46/EG (ABl. L 267 vom 10.10.2009, S. 7). 

Geändert durch: 

31. März 2016 

75 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG 
(ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 

30. September 2017 (3) 

76 Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. No­
vember 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 
2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 
23.12.2015, S. 35). 

30. September 2018 (4) 

77 Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäi­
sche Bankenaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG 
und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission (ABl. L 331 
vom 15.12.2010, S. 12). 

Geändert durch: 

31. März 2016 

78 Verordnung (EU) Nr. 1022/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. Oktober 2013 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zur Errich­
tung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde) 
hinsichtlich der Übertragung besonderer Aufgaben auf die Europäische Zentralbank 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 (ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 5). 

79 Richtlinie 2014/17/ЕU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 
2014 über Wohnimmobilienkreditverträge für Verbraucher und zur Änderung 
der Richtlinien 2008/48/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 (ABl. L 60 vom 28.2.2014, S. 34). 

80 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG 
des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190). 

81 Verordnung (EU) Nr. 806/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Juli 2014 zur Festlegung einheitlicher Vorschriften und eines einheitlichen Ver­
fahrens für die Abwicklung von Kreditinstituten und bestimmten Wertpapierfirmen 
im Rahmen eines einheitlichen Abwicklungsmechanismus und eines einheitlichen 
Abwicklungsfonds sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 
(ABl. L 225 vom 30.7.2014, S. 1). 

82 Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. No­
vember 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 
2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 
23.12.2015, S. 35). 

83 Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäi­
sche Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses 
Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der Kommis­
sion (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 84).  

31. März 2016 
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Geändert durch: 

84 Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 
2011 über die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Änderung der Richt­
linien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 
und (EU) Nr. 1095/2010 (ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 1). 

85 Verordnung (EU) Nr. 258/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
3. April 2014 zur Auflegung eines Unionsprogramms zur Unterstützung spezieller 
Tätigkeiten im Bereich Rechnungslegung und Abschlussprüfung für den Zeitraum 
2014-2020 und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG (ABl. L 105 
vom 8.4.2014, S. 1). 

86 Richtlinie 2014/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 zur Änderung der Richtlinien 2003/71/EG und 2009/138/EG und der Ver­
ordnungen (EG) Nr. 1060/2009, (EU) Nr. 1094/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 im 
Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Auf­
sichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung) 
und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktauf­
sichtsbehörde) (ABl. L 153 vom 22.5.2014, S. 1). 

87 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 2003/41/EG, 2003/71/EG, 
2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 2006/48/EG, 2006/49/EG und 
2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen Aufsichtsbehörde 
(Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Aufsichtsbehörde (Euro­
päische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Alters­
versorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120). 

Geändert durch: 

31. März 2016 

88 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG 
(ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 

30. September 2017 (3) 

89 Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 
2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349). 

31. Dezember 2020 (3) 

90 Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister 
(ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1). 

Geändert durch: 

30. September 2019 (1) 

91 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfir­
men und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 
27.6.2013, S. 1). 

92 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1002/2013 der Kommission vom 12. Juli 2013 
zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister 
in Bezug auf die Liste der von ihrem Anwendungsbereich ausgenommenen Stellen 
(ABl. L 279 vom 19.10.2013, S. 2). 

93 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG 
des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190). 
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94 Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente und zur Änderung der Verord­
nung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 84). 

95 Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 
2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwä­
sche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richt­
linie 2006/70/EG der Kommission (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 73). 

96 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1515 der Kommission vom 5. Juni 2015 zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf die Verlängerung der Übergangszeiträume für Altersver­
sorgungssysteme (ABl. L 239 vom 15.9.2015, S. 63). 

30. September 2019 (4) 

97 Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
25. November 2015 über die Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften 
und der Weiterverwendung sowie zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 (ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 1). 

Ergänzt durch: 

30. September 2019 (4) 

98 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1247/2012 der Kommission vom 19. Dezem­
ber 2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das 
Format und die Häufigkeit von Transaktionsmeldungen an Transaktionsregister ge­
mäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 352 
vom 21.12.2012, S. 20). 

99 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1248/2012 der Kommission vom 19. Dezem­
ber 2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für das Format von 
Anträgen auf Registrierung von Transaktionsregistern gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, 
zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 352 vom 21.12.2012, 
S. 30). 

100 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1249/2012 der Kommission vom 19. Dezem­
ber 2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das 
Format der gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktions­
register von zentralen Gegenparteien aufzubewahrenden Aufzeichnungen 
(ABl. L 352 vom 21.12.2012, S. 32). 

101 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 148/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktions­
register bezüglich technischer Regulierungsstandards für die Mindestangaben der 
Meldungen an Transaktionsregister (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 1). 

102 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 149/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für 
indirekte Clearingvereinbarungen, die Clearingpflicht, das öffentliche Register, den 
Zugang zu einem Handelsplatz, nichtfinanzielle Gegenparteien und Risikominde­
rungstechniken für nicht durch eine CCP geclearte OTC-Derivatekontrakte (ABl. L 52 
vom 23.2.2013, S. 11). 
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103 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 150/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktions­
register durch technische Regulierungsstandards, in denen die Einzelheiten eines 
Antrags auf Registrierung als Transaktionsregister festgelegt werden (ABl. L 52 
vom 23.2.2013, S. 25). 

104 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 151/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktions­
register im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die von Transaktions­
registern zu veröffentlichenden und zugänglich zu machenden Daten sowie 
operationelle Standards für die Zusammenstellung und den Vergleich von Daten 
sowie den Datenzugang (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 33). 

105 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 152/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Ei­
genkapitalanforderungen an zentrale Gegenparteien Text von Bedeutung für den 
EWR (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 37). 

106 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 153/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates in Bezug auf technische Regulierungsstandards für Anforde­
rungen an zentrale Gegenparteien (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 41). 

107 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 876/2013 der Kommission vom 28. Mai 2013 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards bezüglich Kollegien für 
zentrale Gegenparteien (ABl. L 244 vom 13.9.2013, S. 19). 

30. September 2019 (2) 

108 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 285/2014 der Kommission vom 13. Februar 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf un­
mittelbare, wesentliche und vorhersehbare Auswirkungen von Kontrakten innerhalb 
der Union und die Verhinderung der Umgehung von Vorschriften und Pflichten 
(ABl. L 352 vom 21.3.2014, S. 1). 

30. September 2019 (2) 

109 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 484/2014 der Kommission vom 12. Mai 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards bezüglich des hypothetischen 
Kapitals einer zentralen Gegenpartei gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 138 vom 13.5.2014, S. 57). 

30. September 2019 (2) 

110 Durchführungsverordnung (EU) 2015/880 der Kommission vom 4. Juni 2015 zur 
Verlängerung der in den Verordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) Nr. 648/2012 
des Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Übergangszeiträume in 
Bezug auf die Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegenüber zentralen 
Gegenparteien (ABl. L 143 vom 9.6.2015, S. 7). 

30. September 2019 (3) 

111 Delegierte Verordnung (EU) 2015/2205 der Kommission vom 6. August 2015 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Clearingpflicht (ABl. L 314 
vom 1.12.2015, S. 13). 

30. September 2019 (4) 

112 Delegierte Verordnung (EU) 2016/592 der Kommission vom 1. März 2016 zur Er­
gänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für die Clearingpflicht (ABl. L 103 
vom 19.4.2016, S. 5). 

30. September 2019 (4) 

113 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfir­
men und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 
27.6.2013, S. 1).  

30. September 2017 (1) 
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Geändert durch: 

114 Delegierte Verordnung (EU) 2015/62 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf die Verschuldungsquote (ABl. L 11 vom 17.1.2015, 
S. 37). 

Ergänzt durch: 

115 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1423/2013 der Kommission vom 20. Dezem­
ber 2013 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Offenlegungs­
pflichten der Institute in Bezug auf Eigenmittel gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 355 vom 
31.12.2013, S. 60). 

30. September 2017 (2) 

116 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 183/2014 der Kommission vom 20. Dezember 
2013 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpa­
pierfirmen durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Berechnung 
der spezifischen und allgemeinen Kreditrisikoanpassungen (ABl. L 57 vom 
27.2.2014, S. 3). 

30. September 2017 (2) 

117 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 241/2014 der Kommission vom 7. Januar 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmit­
telanforderungen an Institute (ABl. L 74 vom 14.3.2014, S. 8). 

Geändert durch: 

30. September 2017 (2) 

118 Delegierte Verordnung (EU) 2015/488 der Kommission vom 4. September 2014 
zur Änderung der delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 im Hinblick auf die 
Eigenmittelanforderungen für Wertpapierfirmen auf der Grundlage der fixen Ge­
meinkosten (ABl. L 78 vom 24.3.2015, S. 1). 

30. September 2017 (3) 

119 Delegierte Verordnung (EU) 2015/850 der Kommission vom 30. Januar 2015 zur 
Änderung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 zur Ergänzung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hin­
blick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforderungen an In­
stitute (ABl. L 135 vom 2.6.2015, S. 1). 

30. September 2017 (3) 

120 Delegierte Verordnung (EU) 2015/923 der Kommission vom 11. März 2015 zur 
Änderung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 zur Ergänzung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hin­
blick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforderungen an In­
stitute (ABl. L 150 vom 17.6.2015, S. 1). 

30. September 2017 (3) 

121 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 342/2014 der Kommission vom 21. Januar 2014 
zur Ergänzung der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates und der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen die Bedingungen für 
die Anwendung der Methoden zur Berechnung der Eigenkapitalanforderungen für 
Finanzkonglomerate festgelegt werden (ABl. L 100 vom 3.4.2014, S. 1). 

30. September 2017 (2) 

122 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 523/2014 der Kommission vom 12. März 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, 
was eine enge Übereinstimmung zwischen dem Wert der gedeckten Schuldver­
schreibungen und dem Wert der Aktiva eines Instituts darstellt (ABl. L 148 vom 
20.5.2014, S. 4). 

30. September 2017 (2) 

123 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 525/2014 der Kommission vom 12. März 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Definition des Terminus 
„Markt“ (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 15). 

30. September 2017 (2) 
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124 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 526/2014 der Kommission vom 12. März 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Ermittlung eines Nä­
herungswerts für die Risikoprämie und für die Bestimmung begrenzter kleinerer 
Portfolios für das Risiko einer Anpassung der Kreditbewertung (ABl. L 148 vom 
20.5.2014, S. 17). 

30. September 2017 (2) 

125 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 528/2014 der Kommission vom 12. März 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates durch technische Regulierungsstandards für Nicht-Delta-Risiken von 
Optionen gemäß dem standardisierten Marktrisiko-Ansatz (ABl. L 148 vom 
20.5.2014, S. 29). 

30. September 2017 (2) 

126 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 529/2014 der Kommission vom 12. März 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Beurteilung der We­
sentlichkeit von Erweiterungen und Änderungen des auf internen Beurteilungen ba­
sierenden Ansatzes und des fortgeschrittenen Messansatzes (ABl. L 148 vom 
20.5.2014, S. 36). 

Geändert durch: 

30. September 2017 (2) 

127 Delegierte Verordnung (EU) 2015/942 der Kommission vom 4. März 2015 zur Än­
derung der delegierten Verordnung (EU) Nr. 529/2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch techni­
sche Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, wie bei der Berechnung der 
Eigenmittelanforderungen für das Marktrisiko die Wesentlichkeit von Erweiterun­
gen und Änderungen interner Ansätze zu beurteilen ist (ABl. L 154 vom 
19.6.2015, S. 1). 

30. September 2017 (4) 

128 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 625/2014 der Kommission vom 13. März 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Anfor­
derungen, denen Anleger, Sponsoren, ursprüngliche Kreditgeber und Originatoren 
in Bezug auf Risikopositionen aus übertragenen Kreditrisiken unterliegen (ABl. L 174 
vom 13.6.2014, S. 16). 

30. September 2017 (2) 

129 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 der Kommission vom 16. April 
2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen 
Meldungen der Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates (ABl. L 191 vom 28.6.2014, S. 1). 

30. September 2017 (2) 

130 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 602/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards zur Erleichterung der Konver­
genz der Aufsichtspraxis bezüglich der Anwendung zusätzlicher Risikogewichte ge­
mäß Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
(ABl. L 166 vom 5.6.2014, S. 22). 

30. September 2017 (2) 

131 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 945/2014 der Kommission vom 4. September 
2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf relevante 
angemessen breit gestreute Indizes gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 265 vom 5.9.2014, S. 3). 

30. September 2017 (3) 

132 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1030/2014 der Kommission vom 29. Septem­
ber 2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf einheit­
liche Formate und Daten für die Offenlegung der Werte zur Bestimmung global 
systemrelevanter Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates (ABl. L 284 vom 30.9.2014, S. 14). 

30. September 2017 (3) 

133 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1187/2014 der Kommission vom 2. Oktober 
2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parla­
ments und des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Bestimmung der 
Gesamtrisikoposition gegenüber einem Kunden oder einer Gruppe verbundener 
Kunden bei Geschäften mit zugrunde liegenden Vermögenswerten (ABl. L 324 
vom 7.11.2014, S. 1). 

30. September 2017 (3) 
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134 Delegierte Verordnung (EU) 2015/61 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates in Bezug auf die Liquiditätsdeckungsanforderung an Kreditinstitute 
(ABl. L 11 vom 17.1.2015, S. 1). 

30. September 2017 (3) 

135 Durchführungsverordnung (EU) 2015/79 der Kommission vom 18. Dezember 
2014 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festle­
gung technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen der In­
stitute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates in Bezug auf die Belastung von Vermögenswerten, ein einheitliches 
Datenpunktmodell und Validierungsregeln (ABl. L 14 vom 21.1.2015, S. 1). 

30. September 2017 (3) 

136 Delegierte Verordnung (EU) 2015/585 der Kommission vom 18. Dezember 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards zur Präzisierung 
der Nachschuss-Risikoperioden (ABl. L 98 vom 15.4.2015, S. 1). 

30. September 2017 (3) 

137 Durchführungsverordnung (EU) 2015/227 der Kommission vom 9. Januar 2015 
zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung 
technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen der Institute 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 48 vom 20.2.2015, S. 1). 

30. September 2017 (3) 

138 Durchführungsverordnung (EU) 2015/233 der Kommission vom 13. Februar 2015 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf Wäh­
rungen, deren Zentralbankfähigkeit äußerst eng definiert ist (ABl. L 39 vom 
14.2.2015, S. 11). 

30. September 2017 (3) 

139 Delegierte Verordnung (EU) 2015/923 der Kommission vom 11. März 2015 zur 
Änderung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 zur Ergänzung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hin­
blick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforderungen an In­
stitute (ABl. L 150 vom 17.6.2015, S. 1). 

30. September 2017 (3) 

140 Durchführungsverordnung (EU) 2015/880 der Kommission vom 4. Juni 2015 zur 
Verlängerung der in den Verordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) Nr. 648/2012 
des Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Übergangszeiträume in 
Bezug auf die Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegenüber zentralen 
Gegenparteien (ABl. L 143 vom 9.6.2015, S. 7). 

30. September 2017 (3) 

141 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1555 der Kommission vom 28. Mai 2015 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Offenlegung von Infor­
mationen in Bezug auf die Einhaltung des vorgeschriebenen antizyklischen Kapital­
puffers durch die Institute im Einklang mit Artikel 440 (ABl. L 244 vom 
19.9.2015, S. 1). 

30. September 2017 (4) 

142 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1556 der Kommission vom 11. Juni 2015 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Übergangsbehandlung 
von Beteiligungspositionen bei der Anwendung des IRB-Ansatzes (ABl. L 244 vom 
19.9.2015, S. 9). 

30. September 2017 (4) 

143 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1798 der Kommission vom 2. Juli 2015 zur Be­
richtigung der delegierten Verordnung (EU) Nr. 625/2014 zur Ergänzung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch 
technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Anforderungen, denen Anle­
ger, Sponsoren, ursprüngliche Kreditgeber und Originatoren in Bezug auf Risikopo­
sitionen aus übertragenen Kreditrisiken unterliegen (ABl. L 263 vom 8.10.2015, 
S. 12). 

30. September 2017 (4) 
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144 Durchführungsverordnung (EU) 2015/1278 der Kommission vom 9. Juli 2015 zur 
Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung techni­
scher Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen der Institute in Be­
zug auf die Erläuterungen, Meldebögen und Definitionen (ABl. L 205 vom 
31.7.2015, S. 1). 

30. September 2017 (4) 

145 Durchführungsverordnung (EU) 2016/100 der Kommission vom 16. Oktober 
2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards zur Spezifizierung des 
Verfahrens für gemeinsame Entscheidungen über Anträge auf bestimmte aufsichtli­
che Genehmigungen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABl. L 21 vom 28.1.2016, S. 45). 

30. September 2017 (4) 

146 Delegierte Verordnung (EU) 2016/101 der Kommission vom 26. Oktober 2015 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die vorsichtige 
Bewertung nach Artikel 105 Absatz 14 (ABl. L 21 vom 28.1.2016, S. 54). 

30. September 2017 (4) 

147 Durchführungsverordnung (EU) 2015/2197 der Kommission vom 27. November 
2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf eng verbun­
dene Währungen im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates (ABl. L 313 vom 28.11.2015, S. 30). 

30. September 2017 (4) 

148 Durchführungsverordnung (EU) 2015/2344 der Kommission vom 15. Dezember 
2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf Wäh­
rungen mit begrenzter Verfügbarkeit liquider Aktiva gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 330 vom 
16.12.2015, S. 26). 

30. September 2017 (4) 

149 Durchführungsverordnung (EU) 2016/322 der Kommission vom 10. Februar 2016 
zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung 
technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen der Institute 
in Bezug auf die Liquiditätsdeckungsanforderung (ABl. L 64 vom 10.3.2016, S. 1). 

30. September 2017 (4) 

150 Durchführungsverordnung (EU) 2016/200 der Kommission vom 15. Februar 2016 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Offenlegung der Ver­
schuldungsquote durch die Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 39 vom 16.2.2016, S. 5). 

30. September 2017 (4) 

151 Durchführungsverordnung (EU) 2016/313 der Kommission vom 1. März 2016 zur 
Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 im Hinblick auf zu­
sätzliche Parameter für die Liquiditätsüberwachung (ABl. L 60 vom 5.3.2016, S. 5). 

30. September 2017 (4) 

152 Durchführungsverordnung (EU) 2016/428 der Kommission vom 23. März 2016 
zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung 
technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen der Institute 
in Bezug auf die Meldung der Verschuldungsquote (ABl. L 83 vom 31.3.2016, 
S. 1). 

30. September 2017 (4) 

153 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG 
(ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 

Geändert durch: 

30. September 2017 (1) 

154 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG 
des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190).  
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Ergänzt durch: 

155 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 604/2014 der Kommission vom 4. März 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
im Hinblick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf qualitative und an­
gemessene quantitative Kriterien zur Ermittlung der Mitarbeiterkategorien, deren 
berufliche Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil eines Instituts auswirkt 
(ABl. L 167 vom 6.6.2014, S. 30). 

30. September 2017 (2) 

156 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 524/2014 der Kommission vom 12. März 2014 
zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, welche In­
formationen die zuständigen Behörden von Herkunfts- und Aufnahmemitgliedstaa­
ten einander zur Verfügung stellen müssen (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 6). 

30. September 2017 (2) 

157 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 527/2014 der Kommission vom 12. März 2014 
zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards zur Bezeichnung der Klassen von In­
strumenten, die die Bonität eines Instituts unter der Annahme der Unternehmens­
fortführung angemessen widerspiegeln und die für eine Verwendung zu Zwecken 
der variablen Vergütung geeignet sind (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 21). 

30. September 2017 (2) 

158 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 530/2014 der Kommission vom 12. März 2014 
zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen für interne Ansätze zur Er­
mittlung spezifischer Risiken im Handelsbuch bedeutende Risikopositionen und 
Schwellen definiert werden (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 50). 

30. September 2017 (2) 

159 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1152/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, wie für die Be­
rechnung der Quote des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers der Bele­
genheitsort der wesentlichen Kreditrisikopositionen zu ermitteln ist (ABl. L 309 
vom 30.10.2014, S. 5). 

30. September 2017 (3) 

160 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 620/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf den Informations­
austausch zwischen den zuständigen Behörden von Herkunfts- und Aufnahmemit­
gliedstaaten gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates (ABl. L 172 vom 12.6.2014, S. 1). 

30. September 2017 (2) 

161 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 650/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für das Format, den Aufbau, 
das Inhaltsverzeichnis und den Zeitpunkt der jährlichen Veröffentlichung der von 
den zuständigen Behörden gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates zu veröffentlichenden Informationen (ABl. L 185 vom 
25.6.2014, S. 1). 

30. September 2017 (2) 

162 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 710/2014 der Kommission vom 23. Juni 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das Vorgehen 
bei der Beschlussfassung in Bezug auf gemeinsame Entscheidungen über instituts­
spezifische Aufsichtsanforderungen gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europä­
ischen Parlaments und des Rates (ABl. L 188 vom 27.6.2014, S. 19). 

30. September 2017 (2) 

163 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1222/2014 der Kommission vom 8. Oktober 
2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Methode zur 
Bestimmung global systemrelevanter Institute und zur Festlegung der Teilkategorien 
global systemrelevanter Institute (ABl. L 330 vom 15.11.2014, S. 27). 

30. September 2017 (3) 
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164 Delegierte Verordnung (EU) 2016/98 der Kommission vom 16. Oktober 2015 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der allgemeinen Bedingun­
gen für die Arbeitsweise der Aufsichtskollegien (ABl. L 21 vom 28.1.2016, S. 2). 

30. September 2017 (4) 

165 Durchführungsverordnung (EU) 2016/99 der Kommission vom 16. Oktober 2015 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf die Festset­
zung der praktischen Arbeitsweise der Aufsichtskollegien gemäß der Richtlinie 
2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 21 vom 
28.1.2016, S. 21). 

30. September 2017 (4) 

166 Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. April 2014 über Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
und der Richtlinien 2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG der Kommis­
sion (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 1) und gegebenenfalls der damit verbundenen 
Stufe 2-Maßnahmen 

Geändert durch: 

30. September 2018 (4) 

167 Verordnung (EU) 2016/1033 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Juni 2016 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 über Märkte für 
Finanzinstrumente, der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 über Marktmissbrauch und 
der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen 
und -abrechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer 
(ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 1). 

Ergänzt durch: 

30. September 2018 (5) 

168 Durchführungsrichtlinie (EU) 2015/2392 der Kommission vom 17. Dezember 
2015 zur Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des 
Rates hinsichtlich der Meldung tatsächlicher oder möglicher Verstöße gegen diese 
Verordnung (ABl. L 332 vom 18.12.2015, S. 126). 

30. September 2018 (4) 

169 Delegierte Verordnung (EU) 2016/522 der Kommission vom 17. Dezember 2015 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich einer Ausnahme für bestimmte öffentliche Einrichtungen 
und Zentralbanken von Drittländern, der Indikatoren für Marktmanipulation, der 
Schwellen für die Offenlegung, der für die Benachrichtigung über Verzögerungen 
zuständigen Behörde, der Erlaubnis zum Handel während „geschlossener“ Zeiträu­
me und der meldepflichtigen Arten von Eigengeschäften (ABl. L 88 vom 5.4.2016, 
S. 1). 

30. September 2018 (4) 

170 Richtlinie 2014/57/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 über strafrechtliche Sanktionen bei Marktmanipulation (Marktmissbrauchs­
richtlinie) (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 179). 

30. September 2018 (4) 

171 Richtlinie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 über Einlagensicherungssysteme (Neufassung) (ABl. L 173 vom 12.6.2014, 
S. 149). 

31. März 2016 (2) 

172 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG 
des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190) und gegebenenfalls der damit verbunde­
nen Stufe 2-Maßnahmen 

Ergänzt durch: 

31. März 2018 (2) 

173 Delegierte Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission vom 21. Oktober 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
im Hinblick auf im Voraus erhobene Beiträge zu Abwicklungsfinanzierungsmecha­
nismen (ABl. L 11 vom 17.1.2015, S. 44). 

31. März 2018 (3) 
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174 Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 
2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349) und gegebe­
nenfalls der damit verbundenen Stufe 2-Maßnahmen 

Geändert durch: 

31. Dezember 2020 (3) 

175 Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in 
der Europäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der Richt­
linien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 
(ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 1). 

31. Dezember 2020 (4) 

176 Richtlinie (EU) 2016/1034 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Juni 2016 zur Änderung der Richtlinie 2014/65/EU über Märkte für Finanz­
instrumente (ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 8). 

31. Dezember 2021 (5) 

177 Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente und zur Änderung der Verord­
nung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 84)und gegebenenfalls 
der damit verbundenen Stufe 2-Maßnahmen 

Geändert durch: 

31. Dezember 2020 (3) 

178 Verordnung (EU) 2016/1033 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Juni 2016 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 über Märkte für 
Finanzinstrumente, der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 über Marktmissbrauch und 
der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen 
und -abrechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer 
(ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 1). 

31. Dezember 2020 (5) 

179 Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in 
der Europäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der Richt­
linien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 
(ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 1). 

31. Dezember 2020 (4) 

180 Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
25. November 2015 über die Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften 
und der Weiterverwendung sowie zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 (ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 1). 

30. September 2019 (4) 

181 Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. No­
vember 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 
2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 
23.12.2015, S. 35). 

30. September 2018 (4)  

Vorschriften für die Erfassung statistischer Daten (*)  

182 Leitlinie EZB/2013/24 der Europäischen Zentralbank vom 25. Juli 2013 über die 
statistischen Berichtsanforderungen der Europäischen Zentralbank im Bereich der 
vierteljährlichen Finanzierungsrechnungen (ABl. L 2 vom 7.1.2014, S. 34). 

Geändert durch: 

31. März 2016 (2) 

183 Leitlinie (EU) 2016/66 der Europäischen Zentralbank vom 26. November 2015 
zur Änderung der Leitlinie EZB/2013/24 über die statistischen Berichts­
anforderungen der Europäischen Zentralbank im Bereich der vierteljährlichen Fi­
nanzierungsrechnungen (EZB/2015/40) (ABl. L 14 vom 21.1.2016, S. 36). 

31. März 2017 (4) 
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184 Verordnung (EU) Nr. 1071/2013 der Europäischen Zentralbank vom 24. Septem­
ber 2013 über die Bilanz des Sektors der monetären Finanzinstitute (Neufassung) 
(EZB/2013/33) (ABl. L 297 vom 7.11.2013, S. 1). 

Geändert durch: 

31. März 2016 (2) 

185 Verordnung (EU) Nr. 1375/2014 der Europäischen Zentralbank vom 10. Dezember 
2014 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1071/2013 über die Bilanz des Sek­
tors der monetären Finanzinstitute (EZB/2013/33) (EZB/2014/51) (ABl. L 366 
vom 20.12.2014, S. 77). 

186 Verordnung (EU) Nr. 1072/2013 der Europäischen Zentralbank vom 24. Septem­
ber 2013 über die Statistik über die von monetären Finanzinstituten angewandten 
Zinssätze (Neufassung) (EZB/2013/34) (ABl. L 297 vom 7.11.2013, S. 51). 

Geändert durch: 

31. März 2016 (2) 

187 Verordnung (EU) Nr. 756/2014 der Europäischen Zentralbank vom 8. Juli 2014 
zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1072/2013 (EZB/2013/34) über die 
Statistik über die von monetären Finanzinstituten angewandten Zinssätze 
(EZB/2014/30) (ABl. L 205 vom 12.7.2014, S. 14). 

188 Leitlinie EZB/2014/15 der Europäischen Zentralbank vom 4. April 2014 über die 
monetären und die Finanzstatistiken (Neufassung) (ABl. L 340 vom 26.11.2014, 
S. 1). 

Geändert durch: 

31. März 2016 (2) 

189 Leitlinie (EU) 2015/571 der Europäischen Zentralbank vom 6. November 2014 
zur Änderung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatis­
tiken (EZB/2014/43) (ABl. L 93 vom 9.4.2015, S. 82). 

190 Leitlinie (EU) 2016/450 der Europäischen Zentralbank vom 4. Dezember 2015 zur 
Änderung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatistiken 
(EZB/2015/44) (ABl. L 86 vom 1.4.2016, S. 42). 

31. März 2017 (4) 

191 Leitlinie (EU) 2017/148 der Europäischen Zentralbank vom 16. Dezember 2016 
zur Änderung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatis­
tiken (EZB/2016/45) (ABl. L 26 vom 31.1.2017, S. 1). 

1. Dezember 2017 (5) 

(1) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2013 gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­
päischen Union und dem Fürstentum Andorra vom 30. Juni 2011 geeinigt. 

(2) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2014 gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­
päischen Union und dem Fürstentum Andorra vom 30. Juni 2011 geeinigt. 

(3) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2015 gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­
päischen Union und dem Fürstentum Andorra vom 30. Juni 2011 geeinigt. 

(4) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2016 gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­
päischen Union und dem Fürstentum Andorra vom 30. Juni 2011 geeinigt. 

(5) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2017 gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­
päischen Union und dem Fürstentum Andorra vom 30. Juni 2011 geeinigt. 

(*)  Wie vereinbart gemäß dem Muster für die vereinfachte statistische Berichterstattung.“    
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BESCHLUSS (EU) 2018/494 DER KOMMISSION 

vom 22. März 2018 

zur Änderung des Anhangs A der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und 
dem Fürstentum Monaco 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Währungsvereinbarung vom 29. November 2011 zwischen der Europäischen Union und dem 
Fürstentum Monaco, insbesondere auf Artikel 11 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Artikel 11 Absatz 2 der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und dem Fürstentum Monaco 
(im Folgenden „die Währungsvereinbarung“) verpflichtet das Fürstentum Monaco, die von Frankreich für die 
Umsetzung von EU-Rechtsakten über die Tätigkeit und Beaufsichtigung von Kreditinstituten und die Vorbeugung 
gegen Systemrisiken in den Zahlungssystemen und den Wertpapierliefer- und Abrechnungssystemen in Anhang A 
erlassenen Rechtsvorschriften anzuwenden. 

(2) Die Aktualisierung des Anhangs A erfolgt in Übereinstimmung mit Artikel 11 Absatz 3 der Währungsver­
einbarung, wonach Anhang A bei jeder Änderung der betreffenden Rechtsvorschriften und bei Erlass neuer 
Rechtsvorschriften durch die Europäische Union von der Kommission anzupassen ist. 

(3) Die Europäische Union hat neue Rechtsvorschriften erlassen und in Anhang A bereits enthaltene Rechtsvor­
schriften geändert. 

(4)  Anhang A der Währungsvereinbarung sollte deshalb entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Anhang A der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und dem Fürstentum Monaco wird durch den 
Anhang des vorliegenden Beschlusses ersetzt. 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 22. März 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

„ANHANG A  

Banken- und Finanzmarktrecht 

1 In Bezug auf die für Kreditinstitute geltenden Bestimmungen: 

Richtlinie 86/635/EWG des Rates vom 8. Dezember 1986 über den Jahresabschluss und den konsolidierten 
Abschluss von Banken und anderen Finanzinstituten (ABl. L 372 vom 31.12.1986, S. 1). 

Geändert durch: 

2 Richtlinie 2001/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. September 2001 zur Änderung 
der Richtlinien 78/660/EWG, 83/349/EWG und 86/635/EWG des Rates im Hinblick auf die im Jahresabschluss 
bzw. im konsolidierten Abschluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen und von Banken und anderen 
Finanzinstituten zulässigen Wertansätze (ABl. L 283 vom 27.10.2001, S. 28). 

3 Richtlinie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2003 zur Änderung der 
Richtlinien 78/660/EWG, 83/349/EWG, 86/635/EWG und 91/674/EWG über den Jahresabschluss und den 
konsolidierten Abschluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen, von Banken und anderen Finanzinstitu­
ten sowie von Versicherungsunternehmen (ABl. L 178 vom 17.7.2003, S. 16). 

4 Richtlinie 2006/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2006 zur Änderung der 
Richtlinien des Rates 78/660/EWG über den Jahresabschluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen, 
83/349/EWG über den konsolidierten Abschluss, 86/635/EWG über den Jahresabschluss und den konsolidier­
ten Abschluss von Banken und anderen Finanzinstituten und 91/674/EWG über den Jahresabschluss und den 
konsolidierten Abschluss von Versicherungsunternehmen (ABl. L 224 vom 16.8.2006, S. 1). 

5 Richtlinie 89/117/EWG des Rates vom 13. Februar 1989 über die Pflichten der in einem Mitgliedstaat einge­
richteten Zweigniederlassungen von Kreditinstituten und Finanzinstituten mit Sitz außerhalb dieses Mitglied­
staats zur Offenlegung von Jahresabschlussunterlagen (ABl. L 44 vom 16.2.1989, S. 40). 

6 Richtlinie 98/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 1998 über die Wirksamkeit von 
Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrechnungssystemen (ABl. L 166 vom 11.6.1998, 
S. 45). 

Geändert durch: 

7 Richtlinie 2009/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 zur Änderung der Richt­
linie 98/26/EG über die Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrech­
nungssystemen und der Richtlinie 2002/47/EG über Finanzsicherheiten im Hinblick auf verbundene Systeme 
und Kreditforderungen (ABl. L 146 vom 10.6.2009, S. 37). 

8 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Änderung 
der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 
2005/60/EG, 2006/48/EG, 2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Auf­
sichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung) und der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120). 

9 Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 über OTC-Deri­
vate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1). 

10 Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 zur Verbesse­
rung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer so­
wie zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 
(ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 1). 

11 Richtlinie 2001/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. April 2001 über die Sanierung und 
Liquidation von Kreditinstituten (ABl. L 125 vom 5. 5. 2001, S. 15) 

Geändert durch: 

12 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung eines 
Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der 
Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und 
(EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190). 

23.3.2018 L 81/66 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Banken- und Finanzmarktrecht 

13 Richtlinie 2002/47/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juni 2002 über Finanzsicherheiten 
(ABl. L 168 vom 27.6.2002, S. 43). 

Geändert durch: 

14 Richtlinie 2009/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 zur Änderung der Richt­
linie 98/26/EG über die Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrech­
nungssystemen und der Richtlinie 2002/47/EG über Finanzsicherheiten im Hinblick auf verbundene Systeme 
und Kreditforderungen (ABl. L 146 vom 10.6.2009, S. 37). 

15 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung eines 
Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der 
Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und 
(EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190). 

16 Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2002 über die zusätzli­
che Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen und Wertpapierfirmen eines Finanzkonglo­
merats und zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG, 79/267/EWG, 92/49/EWG, 92/96/EWG, 93/6/EWG 
und 93/22/EWG des Rates und der Richtlinien 98/78/EG und 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates (ABl. L 35 vom 11.2.2003, S. 1). 

Geändert durch: 

17 Richtlinie 2005/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2005 zur Änderung der Richtli­
nien 73/239/EWG, 85/611/EWG, 91/675/EWG, 92/49/EWG und 93/6/EWG des Rates sowie der Richtlinien 
94/19/EG, 98/78/EG, 2000/12/EG, 2001/34/EG, 2002/83/EG und 2002/87/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates zur Schaffung einer neuen Ausschussstruktur im Finanzdienstleistungsbereich (ABl. L 79 vom 
24.3.2005, S. 9). 

18 Richtlinie 2008/25/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2008 zur Änderung der 
Richtlinie 2002/87/EG über die zusätzliche Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen und 
Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats im Hinblick auf die der Kommission übertragenen Durchführungs­
befugnisse (ABl. L 81 vom 20.3.2008, S. 40). 

19 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Änderung 
der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 
2005/60/EG, 2006/48/EG, 2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Auf­
sichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung) und der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120). 

20 Richtlinie 2011/89/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. November 2011 zur Änderung 
der Richtlinien 98/78/EG, 2002/87/EG, 2006/48/EG und 2009/138/EG hinsichtlich der zusätzlichen Beaufsich­
tigung der Finanzunternehmen eines Finanzkonglomerats (ABl. L 326 vom 8.12.2011, S. 113). 

21 Mit Ausnahme des Titels V: 

Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang zur 
Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Ände­
rung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 
vom 27.6.2013, S. 338). 

Ergänzt und durchgeführt durch: 

22 Delegierte Verordnung (EU) 2015/2303 der Kommission vom 28. Juli 2015 zur Ergänzung der Richtlinie 
2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Präzisie­
rung der Begriffsbestimmungen und zur Koordinierung der zusätzlichen Beaufsichtigung der Risikokonzentra­
tion und der gruppeninternen Transaktionen (ABl. L 326, 11.12.2015, S. 34) 

23 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 342/2014 der Kommission vom 21. Januar 2014 zur Ergänzung der Richtlinie 
2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen die Bedingungen für die An­
wendung der Methoden zur Berechnung der Eigenkapitalanforderungen für Finanzkonglomerate festgelegt wer­
den (ABl. L 100 vom 3.4.2014, S. 1). 
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24 In Bezug auf die für Kreditinstitute geltenden Bestimmungen mit Ausnahme der Artikel 15 und 31 bis 33 so­
wie des Titels III: 

Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 über Märkte für 
Finanzinstrumente, zur Änderung der Richtlinien 85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates und der Richtlinie 
2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 93/22/EWG des Ra­
tes (ABl. L 145 vom 30.4.2004, S. 1). 

Geändert durch: 

25 Richtlinie 2006/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2006 zur Änderung der Richt­
linie 2004/39/EG über Märkte für Finanzinstrumente in Bezug auf bestimmte Fristen (ABl. L 114 vom 
27.4.2006, S. 60). 

26 Richtlinie 2007/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. September 2007 zur Änderung der 
Richtlinie 92/49/EWG des Rates sowie der Richtlinien 2002/83/EG, 2004/39/EG, 2005/68/EG und 
2006/48/EG in Bezug auf Verfahrensregeln und Bewertungskriterien für die aufsichtsrechtliche Beurteilung des 
Erwerbs und der Erhöhung von Beteiligungen im Finanzsektor (ABl. L 247 vom 21.9.2007, S. 1). 

27 Richtlinie 2008/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2008 zur Änderung der 
Richtlinie 2004/39/EG über Märkte für Finanzinstrumente im Hinblick auf die der Kommission übertragenen 
Durchführungsbefugnisse (ABl. L 76 vom 19.3.2008, S. 33). 

28 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Änderung 
der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 
2005/60/EG, 2006/48/EG, 2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Auf­
sichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung) und der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120). 

Ergänzt und durchgeführt durch: 

29 Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 der Kommission vom 10. August 2006 zur Durchführung der Richtlinie 
2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufzeichnungspflichten für Wertpapier­
firmen, die Meldung von Geschäften, die Markttransparenz, die Zulassung von Finanzinstrumenten zum Handel 
und bestimmte Begriffe im Sinne dieser Richtlinie (ABl. L 241 vom 2.9.2006, S. 1). 

30 Richtlinie 2006/73/EG der Kommission vom 10. August 2006 zur Durchführung der Richtlinie 2004/39/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die organisatorischen Anforderungen an Wertpapier­
firmen und die Bedingungen für die Ausübung ihrer Tätigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter Be­
griffe für die Zwecke der genannten Richtlinie (ABl. L 241 vom 2.9.2006, S. 26). 

31 In Bezug auf die Bestimmungen der Titel I und II: 

Richtlinie 2007/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. November 2007 über Zahlungs­
dienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 97/7/EG, 2002/65/EG, 2005/60/EG und 2006/48/EG 
sowie zur Aufhebung der Richtlinie 97/5/EG (ABl. L 319 vom 5.12.2007, S. 1). 

Geändert durch: 

32 Richtlinie 2009/111/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 zur Änderung 
der Richtlinien 2006/48/EG, 2006/49/EG und 2007/64/EG hinsichtlich Zentralorganisationen zugeordneter 
Banken, bestimmter Eigenmittelbestandteile, Großkredite, Aufsichtsregelungen und Krisenmanagement 
(ABl. L 302 vom 17.11.2009, S. 97). 

33 Mit Ausnahme des Titels V: 

Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang zur 
Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Ände­
rung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 
vom 27.6.2013, S. 338). 

34 Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 über die Auf­
nahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von E-Geld-Instituten, zur Änderung der Richtlinien 
2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2000/46/EG (ABl. L 267 vom 10.10.2009, 
S. 7).  
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Geändert durch: 

35 Mit Ausnahme des Titels V: 

Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang zur 
Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Ände­
rung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 
vom 27.6.2013, S. 338). 

36 Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über Zah­
lungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und 
der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 
23.12.2015, S. 35). 

37 Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Er­
richtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), zur Änderung des Be­
schlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 
15.12.2010, S. 12). 

Geändert durch: 

38 Verordnung (EU) Nr. 1022/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2013 zur Än­
derung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Bankenaufsichtsbehörde) hinsichtlich der Übertragung besonderer Aufgaben auf die Europäische Zentralbank 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 (ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 5). 

39 Richtlinie 2014/17/ЕU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 2014 über Wohnimmobi­
lienkreditverträge für Verbraucher und zur Änderung der Richtlinien 2008/48/EG und 2013/36/EU und der 
Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 (ABl. L 60 vom 28.2.2014, S. 34). 

40 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung eines 
Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der 
Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und 
(EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190). 

41 Verordnung (EU) Nr. 806/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2014 zur Festlegung 
einheitlicher Vorschriften und eines einheitlichen Verfahrens für die Abwicklung von Kreditinstituten und be­
stimmten Wertpapierfirmen im Rahmen eines einheitlichen Abwicklungsmechanismus und eines einheitlichen 
Abwicklungsfonds sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 (ABl. L 225 vom 30.7.2014, 
S. 1). 

42 Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über Zah­
lungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und 
der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 
23.12.2015, S. 35). 

43 Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 über OTC-Deri­
vate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1). 

Geändert durch: 

44 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über Aufsichts­
anforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 
(ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 1). 

45 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1002/2013 der Kommission vom 12. Juli 2013 zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 
Transaktionsregister in Bezug auf die Liste der von ihrem Anwendungsbereich ausgenommenen Stellen 
(ABl. L 279 vom 19.10.2013, S. 2). 

46 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung eines 
Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der 
Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und 
(EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190). 
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47 Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte 
für Finanzinstrumente und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, 
S. 84) und gegebenenfalls zugehörige Maßnahmen der Stufe 2. 

Geändert durch: 

48 Verordnung (EU) 2016/1033 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juni 2016 zur Änderung 
der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 über Märkte für Finanzinstrumente, der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 
über Marktmissbrauch und der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen 
und -abrechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer (ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 1). 

49 Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Verhinderung der 
Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 
2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission 
(ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 73). 

50 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1515 der Kommission vom 5. Juni 2015 zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Verlängerung der Übergangszei­
träume für Altersversorgungssysteme (ABl. L 239 vom 15.9.2015, S. 63). 

51 Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über die 
Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften und der Weiterverwendung sowie zur Änderung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 1). 

Ergänzt und durchgeführt durch: 

52 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1247/2012 der Kommission vom 19. Dezember 2012 zur Festlegung tech­
nischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das Format und die Häufigkeit von Transaktionsmeldungen 
an Transaktionsregister gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates 
über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 352 vom 21.12.2012, S. 20). 

53 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1248/2012 der Kommission vom 19. Dezember 2012 zur Festlegung tech­
nischer Durchführungsstandards für das Format von Anträgen auf Registrierung von Transaktionsregistern ge­
mäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zent­
rale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 352 vom 21.12.2012, S. 30). 

54 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1249/2012 der Kommission vom 19. Dezember 2012 zur Festlegung tech­
nischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das Format der gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 
des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregis­
ter von zentralen Gegenparteien aufzubewahrenden Aufzeichnungen (ABl. L 352 vom 21.12.2012, S. 32). 

55 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 876/2013 der Kommission vom 28. Mai 2013 zur Ergänzung der Verordnung 
(EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstan­
dards bezüglich Kollegien für zentrale Gegenparteien (ABl. L 244 vom 13.9.2013, S. 19). 

56 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 148/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 zur Ergänzung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegen­
parteien und Transaktionsregister bezüglich technischer Regulierungsstandards für die Mindestangaben der Mel­
dungen an Transaktionsregister (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 1). 

57 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 149/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 zur Ergänzung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulie­
rungsstandards für indirekte Clearingvereinbarungen, die Clearingpflicht, das öffentliche Register, den Zugang 
zu einem Handelsplatz, nichtfinanzielle Gegenparteien und Risikominderungstechniken für nicht durch eine 
CCP geclearte OTC-Derivatekontrakte (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 11). 

58 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 150/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 zur Ergänzung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegen­
parteien und Transaktionsregister durch technische Regulierungsstandards, in denen die Einzelheiten eines An­
trags auf Registrierung als Transaktionsregister festgelegt werden (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 25). 
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59 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 151/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 zur Ergänzung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegen­
parteien und Transaktionsregister im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die von Transaktionsre­
gistern zu veröffentlichenden und zugänglich zu machenden Daten sowie operationelle Standards für die 
Zusammenstellung und den Vergleich von Daten sowie den Datenzugang (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 33). 

60 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 152/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 zur Ergänzung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulie­
rungsstandards für die Eigenkapitalanforderungen an zentrale Gegenparteien (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 37). 

61 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 153/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 zur Ergänzung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulie­
rungsstandards für Anforderungen an zentrale Gegenparteien (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 41). 

62 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 285/2014 der Kommission vom 13. Februar 2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungs­
standards in Bezug auf unmittelbare, wesentliche und vorhersehbare Auswirkungen von Kontrakten innerhalb 
der Union und die Verhinderung der Umgehung von Vorschriften und Pflichten (ABl. L 85 vom 21.3.2014, 
S. 1). 

63 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 484/2014 der Kommission vom 12. Mai 2014 zur Festlegung technischer 
Durchführungsstandards bezüglich des hypothetischen Kapitals einer zentralen Gegenpartei gemäß der Verord­
nung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 138 vom 13.5.2014, S. 57). 

64 Durchführungsverordnung (EU) 2015/880 der Kommission vom 4. Juni 2015 zur Verlängerung der in den Ver­
ordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehe­
nen Übergangszeiträume in Bezug auf die Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegenüber zentralen 
Gegenparteien (ABl. L 143 vom 9.6.2015, S. 7). 

65 Delegierte Verordnung (EU) 2015/2205 der Kommission vom 6. August 2015 zur Ergänzung der Verordnung 
(EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards für die 
Clearingpflicht (ABl. L 314 vom 1.12.2015, S. 13). 

66 Delegierte Verordnung (EU) 2016/592 der Kommission vom 1. März 2016 zur Ergänzung der Verordnung 
(EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards für die 
Clearingpflicht (ABl. L 103 vom 19.4.2016, S. 5). 

67 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über Aufsichts­
anforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 
(ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 1). 

Geändert durch: 

68 Delegierte Verordnung (EU) 2015/62 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Verschuldungsquote 
(ABl. L 11 vom 17.1.2015, S. 37). 

69 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1555 der Kommission vom 28. Mai 2015 zur Ergänzung der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards für die 
Offenlegung von Informationen in Bezug auf die Einhaltung des vorgeschriebenen antizyklischen Kapitalpuffers 
durch die Institute im Einklang mit Artikel 440 (ABl. L 244 vom 19.9.2015, S. 1). 

70 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1556 der Kommission vom 11. Juni 2015 zur Ergänzung der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards für die 
Übergangsbehandlung von Beteiligungspositionen bei der Anwendung des IRB-Ansatzes (ABl. L 244 vom 
19.9.2015, S. 9). 

Ergänzt und durchgeführt durch: 

71 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1423/2013 der Kommission vom 20. Dezember 2013 zur Festlegung tech­
nischer Durchführungsstandards für die Offenlegungspflichten der Institute in Bezug auf Eigenmittel gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 355 vom 31.12.2013, 
S. 60). 

72 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 183/2014 der Kommission vom 20. Dezember 2013 zur Ergänzung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates über Aufsichtsanforderungen an Kre­
ditinstitute und Wertpapierfirmen durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Berechnung der 
spezifischen und allgemeinen Kreditrisikoanpassungen (ABl. L 57 vom 27.2.2014, S. 3). 
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73 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 241/2014 der Kommission vom 7. Januar 2014 zur Ergänzung der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstan­
dards für die Eigenmittelanforderungen an Institute (ABl. L 74 vom 14.3.2014, S. 8). 

Geändert durch: 

74 Delegierte Verordnung (EU) 2015/488 der Kommission vom 4. September 2014 zur Änderung der delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 241/2014 im Hinblick auf die Eigenmittelanforderungen für Wertpapierfirmen auf der 
Grundlage der fixen Gemeinkosten (ABl. L 78 vom 24.3.2015, S. 1). 

75 Delegierte Verordnung (EU) 2015/850 der Kommission vom 30. Januar 2015 zur Änderung der Delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 241/2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parla­
ments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforderungen an In­
stitute (ABl. L 135 vom 2.6.2015, S. 1). 

76 Delegierte Verordnung (EU) 2015/923 der Kommission vom 11. März 2015 zur Änderung der Delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 241/2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parla­
ments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforderungen an In­
stitute (ABl. L 150 vom 17.6.2015, S. 1). 

77 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 342/2014 der Kommission vom 21. Januar2014 zur Ergänzung der Richtlinie 
2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen die Bedingungen für die An­
wendung der Methoden zur Berechnung der Eigenkapitalanforderungen für Finanzkonglomerate festgelegt wer­
den (ABl. L 100 vom 3.4.2014, S. 1). 

78 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 523/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards, 
in denen festgelegt wird, was eine enge Übereinstimmung zwischen dem Wert der gedeckten Schuldverschrei­
bungen und dem Wert der Aktiva eines Instituts darstellt (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 4). 

79 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 525/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards 
zur Definition des Terminus ‚Markt‘ (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 15). 

80 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 526/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards 
für die Ermittlung eines Näherungswerts für die Risikoprämie und für die Bestimmung begrenzter kleinerer 
Portfolios für das Risiko einer Anpassung der Kreditbewertung (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 17). 

81 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 528/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards 
für Nicht-Delta-Risiken von Optionen gemäß dem standardisierten Marktrisiko-Ansatz (ABl. L 148 vom 
20.5.2014, S. 29). 

82 Delegierte Verordnung (EU) 2016/861 der Kommission vom 18. Februar 2016 zur Berichtigung der Delegier­
ten Verordnung (EU) Nr. 528/2014 der Kommission zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards für Nicht-Delta-Risiken von Op­
tionen gemäß dem standardisierten Marktrisiko-Ansatz und zur Berichtigung der Delegierten Verordnung (EU) 
Nr. 604/2014 der Kommission zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf qualitative und angemessene quantitative 
Kriterien zur Ermittlung der Mitarbeiterkategorien, deren berufliche Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikopro­
fil eines Instituts auswirkt (ABl. L 144 vom 1.6.2016, S. 21). 

83 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 529/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards 
für die Beurteilung der Wesentlichkeit von Erweiterungen und Änderungen des auf internen Beurteilungen ba­
sierenden Ansatzes und des fortgeschrittenen Messansatzes (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 36). 

Geändert durch: 

84 Delegierte Verordnung (EU) 2015/942 der Kommission vom 4. März 2015 zur Änderung der delegierten Ver­
ordnung (EU) Nr. 529/2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, wie bei der Berechnung der Ei­
genmittelanforderungen für das Marktrisiko die Wesentlichkeit von Erweiterungen und Änderungen interner 
Ansätze zu beurteilen ist (ABl. L 154 vom 19.6.2015, S. 1). 

85 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 625/2014 der Kommission vom 13. März 2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards 
zur Präzisierung der Anforderungen, denen Anleger, Sponsoren, ursprüngliche Kreditgeber und Originatoren in 
Bezug auf Risikopositionen aus übertragenen Kreditrisiken unterliegen (ABl. L 174 vom 13.6.2014, S. 16). 
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86 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 der Kommission vom 16. April 2014 zur Festlegung technischer 
Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen der Institute gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 191 vom 28.6.2014, S. 1). 

87 Durchführungsverordnung (EU) 2015/227 der Kommission vom 9. Januar 2015 zur Änderung der Durchfüh­
rungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen 
Meldungen der Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
(ABl. L 48 vom 20.2.2015, S. 1). 

88 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 602/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 zur Festlegung technischer 
Durchführungsstandards zur Erleichterung der Konvergenz der Aufsichtspraxis bezüglich der Anwendung zu­
sätzlicher Risikogewichte gemäß Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
(ABl. L 166 vom 5.6.2014, S. 22). 

89 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 945/2014 der Kommission vom 4. September 2014 zur Festlegung techni­
scher Durchführungsstandards in Bezug auf relevante angemessen breit gestreute Indizes gemäß der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 265 vom 5.9.2014, S. 3). 

90 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1030/2014 der Kommission vom 29. September 2014 zur Festlegung 
technischer Durchführungsstandards in Bezug auf einheitliche Formate und Daten für die Offenlegung der 
Werte zur Bestimmung global systemrelevanter Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates (ABl. L 284 vom 30.9.2014, S. 14). 

91 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1187/2014 der Kommission vom 2. Oktober 2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards 
zur Bestimmung der Gesamtrisikoposition gegenüber einem Kunden oder einer Gruppe verbundener Kunden 
bei Geschäften mit zugrunde liegenden Vermögenswerten (ABl. L 324 vom 7.11.2014, S. 1). 

92 Delegierte Verordnung (EU) 2015/61 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur Ergänzung der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Liquiditätsdeckungsanforde­
rung an Kreditinstitute (ABl. L 11 vom 17.1.2015, S. 1). 

93 Durchführungsverordnung (EU) 2015/79 der Kommission vom 18. Dezember 2014 zur Änderung der Durch­
führungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die aufsichtli­
chen Meldungen der Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates in Bezug auf die Belastung von Vermögenswerten, ein einheitliches Datenpunktmodell und Validierungs­
regeln (ABl. L 14 vom 21.1.2015, S. 1). 

94 Delegierte Verordnung (EU) 2015/585 der Kommission vom 18. Dezember 2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungs­
standards zur Präzisierung der Nachschuss-Risikoperioden (ABl. L 98 vom 15.4.2015, S. 1). 

95 Durchführungsverordnung (EU) 2015/233 der Kommission vom 13. Februar 2015 zur Festlegung technischer 
Durchführungsstandards gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes im Hinblick auf Währungen, deren Zentralbankfähigkeit äußerst eng definiert ist (ABl. L 39 vom 
14.2.2015, S. 11). 

96 Durchführungsverordnung (EU) 2015/880 der Kommission vom 4. Juni 2015 zur Verlängerung der in den Ver­
ordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehe­
nen Übergangszeiträume in Bezug auf die Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegenüber zentralen 
Gegenparteien (ABl. L 143 vom 9.6.2015, S. 7). 

97 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1798 der Kommission vom 2. Juli 2015 zur Berichtigung der delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 625/2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parla­
ments und des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Anforderungen, denen Anle­
ger, Sponsoren, ursprüngliche Kreditgeber und Originatoren in Bezug auf Risikopositionen aus übertragenen 
Kreditrisiken unterliegen (ABl. L 263 vom 8.10.2015, S. 12). 

98 Durchführungsverordnung (EU) 2015/1278 der Kommission vom 9. Juli 2015 zur Änderung der Durchfüh­
rungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen 
Meldungen der Institute in Bezug auf die Erläuterungen, Meldebögen und Definitionen (ABl. L 205 vom 
31.7.2015, S. 1). 

99 Durchführungsverordnung (EU) 2016/100 der Kommission vom 16. Oktober 2015 zur Festlegung technischer 
Durchführungsstandards zur Spezifizierung des Verfahrens für gemeinsame Entscheidungen über Anträge auf 
bestimmte aufsichtliche Genehmigungen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parla­
ments und des Rates (ABl. L 21 vom 28.1.2016, S. 45). 
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100 Delegierte Verordnung (EU) 2016/101 der Kommission vom 26. Oktober 2015 zur Ergänzung der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstan­
dards für die vorsichtige Bewertung nach Artikel 105 Absatz 14 (ABl. L 21 vom 28.1.2016, S. 54). 

101 Durchführungsverordnung (EU) 2015/2197 der Kommission vom 27. November 2015 zur Festlegung techni­
scher Durchführungsstandards in Bezug auf eng verbundene Währungen im Einklang mit der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 313 vom 28.11.2015, S. 30). 

102 Durchführungsverordnung (EU) 2015/2326 der Kommission vom 11. Dezember 2015 zur Verlängerung der 
in den Verordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) Nr. 648/2012233 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes vorgesehenen Übergangszeiträume in Bezug auf die Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegen­
über zentralen Gegenparteien (ABl. L 328 vom 12.12.2015, S. 108). 

103 Durchführungsverordnung (EU) 2015/2344 der Kommission vom 15. Dezember 2015 zur Festlegung techni­
scher Durchführungsstandards im Hinblick auf Währungen mit begrenzter Verfügbarkeit liquider Aktiva gemäß 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 330 vom 16.12.2015, 
S. 26). 

104 Delegierte Verordnung (EU) 2016/709 der Kommission vom 26. Januar 2016 zur Ergänzung der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards zur 
Festlegung der Voraussetzungen für die Anwendung der Ausnahmen bezüglich Währungen mit begrenzter Ver­
fügbarkeit liquider Aktiva (ABl. L 125 vom 13.5.2016, S. 1). 

105 Durchführungsverordnung (EU) 2016/322 der Kommission vom 10. Februar 2016 zur Änderung der Durch­
führungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die aufsichtli­
chen Meldungen der Institute in Bezug auf die Liquiditätsdeckungsanforderung (ABl. L 64 vom 10.3.2016, 
S. 1). 

106 Durchführungsverordnung (EU) 2016/200 der Kommission vom 15. Februar 2016 zur Festlegung technischer 
Durchführungsstandards für die Offenlegung der Verschuldungsquote durch die Institute gemäß der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 39 vom 16.2.2016, S. 5). 

107 Durchführungsverordnung (EU) 2016/313 der Kommission vom 1. März 2016 zur Änderung der Durchfüh­
rungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 im Hinblick auf zusätzliche Parameter für die Liquiditätsüberwachung 
(ABl. L 60 vom 5.3.2016, S. 5). 

108 Durchführungsverordnung (EU) 2016/428 der Kommission vom 23. März 2016 zur Änderung der Durchfüh­
rungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen 
Meldungen der Institute in Bezug auf die Meldung der Verschuldungsquote (ABl. L 83 vom 31.3.2016, S. 1). 

109 Mit Ausnahme des Titels V: 

Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang zur 
Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Ände­
rung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 
vom 27.6.2013, S. 338). 

Geändert durch: 

110 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung eines 
Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der 
Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und 
(EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190). 

Ergänzt und durchgeführt durch: 

111 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 604/2014 der Kommission vom 4. März 2014 zur Ergänzung der Richtlinie 
2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards in 
Bezug auf qualitative und angemessene quantitative Kriterien zur Ermittlung der Mitarbeiterkategorien, deren 
berufliche Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil eines Instituts auswirkt (ABl. L 167 vom 6.6.2014, 
S. 30). 

112 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 527/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur Ergänzung der Richtlinie 
2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Bezeich­
nung der Klassen von Instrumenten, die die Bonität eines Instituts unter der Annahme der Unternehmensfort­
führung angemessen widerspiegeln und die für eine Verwendung zu Zwecken der variablen Vergütung geeignet 
sind (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 21). 
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113 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 530/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur Ergänzung der Richtlinie 
2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen für 
interne Ansätze zur Ermittlung spezifischer Risiken im Handelsbuch bedeutende Risikopositionen und Schwel­
len definiert werden (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 50). 

114 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1152/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 zur Ergänzung der Richtlinie 
2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen fest­
gelegt wird, wie für die Berechnung der Quote des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers der Bele­
genheitsort der wesentlichen Kreditrisikopositionen zu ermitteln ist (ABl. L 309 vom 30.10.2014, S. 5). 

115 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 650/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 zur Festlegung technischer 
Durchführungsstandards für das Format, den Aufbau, das Inhaltsverzeichnis und den Zeitpunkt der jährlichen 
Veröffentlichung der von den zuständigen Behörden gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parla­
ments und des Rates zu veröffentlichenden Informationen (ABl. L 185 vom 25.6.2014, S. 1). 

116 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 710/2014 der Kommission vom 23. Juni 2014 zur Festlegung technischer 
Durchführungsstandards im Hinblick auf das Vorgehen bei der Beschlussfassung in Bezug auf gemeinsame Ent­
scheidungen über institutsspezifische Aufsichtsanforderungen gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europä­
ischen Parlaments und des Rates (ABl. L 188 vom 27.6.2014, S. 19). 

117 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1222/2014 der Kommission vom 8. Oktober 2014 zur Ergänzung der Richt­
linie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Fest­
legung der Methode zur Bestimmung global systemrelevanter Institute und zur Festlegung der Teilkategorien 
global systemrelevanter Institute (ABl. L 330 vom 15.11.2014, S. 27). 

118 Delegierte Verordnung (EU) 2016/98 der Kommission vom 16. Oktober 2015 zur Ergänzung der Richtlinie 
2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Festle­
gung der allgemeinen Bedingungen für die Arbeitsweise der Aufsichtskollegien (ABl. L 21 vom 28.1.2016, 
S. 2). 

119 Durchführungsverordnung (EU) 2016/99 der Kommission vom 16. Oktober 2015 zur Festlegung technischer 
Durchführungsstandards im Hinblick auf die Festsetzung der praktischen Arbeitsweise der Aufsichtskollegien 
gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 21 vom 28.1.2016, 
S. 21). 

120 Richtlinie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Einlagensiche­
rungssysteme (Neufassung) (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149). 

121 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung eines 
Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der 
Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und 
(EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190) und gege­
benenfalls zugehörige Maßnahmen der Stufe 2 

Geändert durch: 

122 Delegierte Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission vom 21. Oktober 2014 zur Ergänzung der Richtlinie 
2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf im Voraus erhobene Beiträge zu Ab­
wicklungsfinanzierungsmechanismen (ABl. L 11 vom 17.1.2015, S. 44). 

Ergänzt und durchgeführt durch: 

123 Delegierte Verordnung (EU) 2016/1075 der Kommission vom 23. März 2016 zur Ergänzung der Richtlinie 
2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen der 
Inhalt von Sanierungsplänen, Abwicklungsplänen und Gruppenabwicklungsplänen, die Mindestkriterien, an­
hand deren die zuständige Behörde Sanierungs- und Gruppensanierungspläne zu bewerten hat, die Vorausset­
zungen für gruppeninterne finanzielle Unterstützung, die Anforderungen an die Unabhängigkeit der Bewerter, 
die vertragliche Anerkennung von Herabschreibungs- und Umwandlungsbefugnissen, die Verfahren und Inhalte 
von Mitteilungen und Aussetzungsbekanntmachungen und die konkrete Arbeitsweise der Abwicklungskollegien 
festgelegt wird (ABl. L 184 vom 8.7.2016, S. 1). 

124 Delegierte Verordnung (EU) 2016/860 der Kommission vom 4. Februar 2016 zur Präzisierung der Umstände, 
unter denen ein Ausschluss aus dem Anwendungsbereich der Herabschreibungs- oder Umwandlungsbefugnisse 
gemäß Artikel 44 Absatz 3 der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festle­
gung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen erforderlich 
ist (ABl. L 144 vom 1.6.2016, S. 11). 
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125 Delegierte Verordnung (EU) 2016/778 der Kommission vom 2. Februar 2016 zur Ergänzung der Richtlinie 
2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Umstände und Bedingungen, unter 
denen die Entrichtung von außerordentlichen nachträglich erhobenen Beiträgen teilweise oder vollständig auf­
geschoben werden kann, und auf die Kriterien für die Bestimmung der Tätigkeiten, Dienstleistungen und Ge­
schäfte im Zusammenhang mit ‚kritischen Funktionen‘ und zur Präzisierung der Kriterien für die Bestimmung 
der Geschäftsbereiche und damit verbundenen Dienste im Zusammenhang mit den Kerngeschäftsbereichen 
(ABl. L 131 vom 20.5.2016, S. 41). 

126 In Bezug auf die für Kreditinstitute geltenden Bestimmungen mit Ausnahme der Artikel 34 bis 36 sowie des Ti­
tels III: 

Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanz­
instrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (Neufassung) (ABl. L 173 vom 
12.6.2014, S. 349) und gegebenenfalls zugehörige Maßnahmen der Stufe 2 

Geändert durch: 
127 Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 zur Verbesse­

rung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer so­
wie zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 
(ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 1). 

128 Richtlinie 2016/1034/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juni 2016 zur Änderung der 
Richtlinie 2014/65/EG über Märkte für Finanzinstrumente (ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 8). 

129 Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 zur Verbesse­
rung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer so­
wie zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 
(ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 1). 

130 In Bezug auf die für Kreditinstitute geltenden Bestimmungen: 

Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte 
für Finanzinstrumente und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, 
S. 84). 

131 Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über die 
Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften und der Weiterverwendung sowie zur Änderung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 1). 

132 Mit Ausnahme der Titel III und IV: 

Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über Zah­
lungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und 
der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 
23.12.2015, S. 35).“    
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BESCHLUSS (EU) 2018/495 DER KOMMISSION 

vom 22. März 2018 

zur Änderung des Anhangs der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und 
dem Staat Vatikanstadt 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Währungsvereinbarung vom 17. Dezember 2009 zwischen der Europäischen Union und dem Staat 
Vatikanstadt, insbesondere auf Artikel 8 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Nach Artikel 8 Absatz 1 der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und dem Staat 
Vatikanstadt (im Folgenden „Währungsvereinbarung“) ist der Staat Vatikanstadt verpflichtet, Rechtsakte und 
Vorschriften der Union in den Bereichen Euro-Banknoten und -Münzen, Verhinderung von Geldwäsche, Betrug 
und Fälschung von Bargeld und bargeldlosen Zahlungsmitteln, Medaillen und Marken sowie statistische Berichts­
pflichten umzusetzen. Die betreffenden Rechtsakte und Vorschriften sind im Anhang der Währungsvereinbarung 
aufgelistet. 

(2)  Der Anhang der Währungsvereinbarung muss von der Kommission alljährlich geändert werden, um neuen 
einschlägigen Rechtsakten und Vorschriften der Union sowie Änderungen an bestehenden Rechtsakten und 
Vorschriften Rechnung zu tragen. 

(3)  Einige neue einschlägige Rechtsakte und Vorschriften der Union sowie einige Änderungen bestehender Rechtsakte 
wurden erlassen und müssen in den Anhang aufgenommen werden. 

(4)  Der Anhang der Währungsvereinbarung sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und dem Staat Vatikanstadt wird durch den 
Anhang des vorliegenden Beschlusses ersetzt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 22. März 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

„ANHANG  

Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist   

Verhinderung der Geldwäsche  

1 Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Okto­
ber 2005 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geld­
wäsche und der Terrorismusfinanzierung (ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 15) (*) 

Geändert durch: 

31. Dezember 2010 

2 Richtlinie 2008/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2008 zur Änderung der Richtlinie 2005/60/EG zur Verhinderung der Nutzung des 
Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung im 
Hinblick auf die der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse (ABl. L 76 
vom 19.3.2008, S. 46). 

Ergänzt durch: 

3 Rahmenbeschluss 2001/500/JI des Rates vom 26. Juni 2001 über Geldwäsche so­
wie Ermittlung, Einfrieren, Beschlagnahme und Einziehung von Tatwerkzeugen und 
Erträgen aus Straftaten (ABl. L 182 vom 5.7.2001, S. 1). 

4 Verordnung (EG) Nr. 1889/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Oktober 2005 über die Überwachung von Barmitteln, die in die Gemeinschaft 
oder aus der Gemeinschaft verbracht werden (ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 9). 

5 Richtlinie 2006/70/EG der Kommission vom 1. August 2006 mit Durchführungs­
bestimmungen für die Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates hinsichtlich der Begriffsbestimmung von politisch exponierten Personen und 
der Festlegung der technischen Kriterien für vereinfachte Sorgfaltspflichten sowie 
für die Befreiung in Fällen, in denen nur gelegentlich oder in sehr eingeschränktem 
Umfang Finanzgeschäfte getätigt werden (ABl. L 214 vom 4.8.2006, S. 29) (**) 

6 Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. November 2006 über die Übermittlung von Angaben zum Auftraggeber bei 
Geldtransfers (ABl. L 345 vom 8.12.2006, S. 1). 

7 Richtlinie 2014/42/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 
2014 über die Sicherstellung und Einziehung von Tatwerkzeugen und Erträgen aus 
Straftaten in der Europäischen Union (ABl. L 127 vom 29.4.2014, S. 39). 

31. Dezember 2016 (2) 

8 Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Mai 2015 über die Übermittlung von Angaben bei Geldtransfers und zur Auf­
hebung der Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 1). 

31. Dezember 2017 (3) 

9 Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 
2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwä­
sche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richt­
linie 2006/70/EG der Kommission (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 73). 

Ergänzt durch: 

31. Dezember 2017 (3) 

10 Delegierte Verordnung (EU) 2016/1675 der Kommission vom 14. Juli 2016 zur Er­
gänzung der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch Ermittlung von Drittländern mit hohem Risiko, die strategische Mängel auf­
weisen (ABl. L 254 vom 20.9.2016, S. 1). 

31. Dezember 2017 (5) 
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Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist   

Verhinderung von Betrug und Fälschung  

11 Rahmenbeschluss 2001/413/JI des Rates vom 28. Mai 2001 zur Bekämpfung von 
Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln (ABl. L 149 
vom 2.6.2001, S. 1). 

31. Dezember 2010 

12 Verordnung (EG) Nr. 1338/2001 des Rates vom 28. Juni 2001 zur Festlegung von 
zum Schutz des Euro gegen Geldfälschung erforderlichen Maßnahmen (ABl. L 181 
vom 4.7.2001, S. 6). 

Geändert durch: 

31. Dezember 2010 

13 Verordnung (EG) Nr. 44/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 1338/2001 zur Festlegung von zum Schutz des Euro ge­
gen Geldfälschung erforderlichen Maßnahmen (ABl. L 17 vom 22.1.2009, S. 1). 

14 Verordnung (EG) Nr. 2182/2004 des Rates vom 6. Dezember 2004 über Medaillen 
und Münzstücke mit ähnlichen Merkmalen wie Euro-Münzen (ABl. L 373 vom 
21.12.2004, S. 1). 

Geändert durch: 

31. Dezember 2010 

15 Verordnung (EG) Nr. 46/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 2182/2004 über Medaillen und Münzstücke mit ähnli­
chen Merkmalen wie Euro-Münzen (ABl. L 17 vom 22.1.2009, S. 5). 

16 Richtlinie 2014/62/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zum strafrechtlichen Schutz des Euro und anderer Währungen gegen Geldfäl­
schung und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2000/383/JI des Rates 
(ABl. L 151 vom 21.5.2014, S. 1). 

31. Dezember 2016 (2)  

Vorschriften für Euro-Banknoten und -Münzen  

17 Schlussfolgerungen des Rates vom 10. Mai 1999 über ein Qualitätsmanagement­
system für die Euro-Münzen 

31. Dezember 2010 

18 Mitteilung 2001/C 318/03 der Kommission vom 22. Oktober 2001 zum urheber­
rechtlichen Schutz des Münzbilds der gemeinsamen Seite der Euro-Münzen 
(KOM(2001) 600 endg.) (ABl. C 318 vom 13.11.2001, S. 3). 

31. Dezember 2010 

19 Leitlinie EZB/2003/5 der Europäischen Zentralbank vom 20. März 2003 über die 
Anwendung von Maßnahmen gegen unerlaubte Reproduktionen von Euro-Bankno­
ten sowie über den Umtausch und Einzug von Euro-Banknoten (ABl. L 78 vom 
25.3.2003, S. 20). 

Geändert durch: 

31. Dezember 2010 

20 Leitlinie EZB/2013/11 der Europäischen Zentralbank vom 19. April 2013 zur Än­
derung der Leitlinie EZB/2003/5 über die Anwendung von Maßnahmen gegen un­
erlaubte Reproduktionen von Euro-Banknoten sowie über den Umtausch und Ein­
zug von Euro-Banknoten (ABl. L 118 vom 30.4.2013, S. 43). 

31. Dezember 2014 (1) 

21 Beschluss EZB/2010/14 der Europäischen Zentralbank vom 16. September 2010 
über die Prüfung der Echtheit und Umlauffähigkeit und über die Wiederausgabe 
von Euro-Banknoten (ABl. L 267 vom 9.10.2010, S. 1). 

Geändert durch: 

31. Dezember 2012 

22 Beschluss EZB/2012/19 der Europäischen Zentralbank vom 7. September 2012 
(ABl. L 253 vom 20.9.2012, S. 19). 

31. Dezember 2013 (1) 
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Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist 

23 Verordnung (EU) Nr. 1210/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Dezember 2010 zur Echtheitsprüfung von Euro-Münzen und zur Behandlung 
von nicht für den Umlauf geeigneten Euro-Münzen (ABl. L 339 vom 22.12.2010, 
S. 1). 

31. Dezember 2012 

24 Verordnung (EU) Nr. 651/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Juli 2012 über die Ausgabe von Euro-Münzen (ABl. L 201 vom 27.7.2012, 
S. 135). 

31. Dezember 2013 (1) 

25 Beschluss EZB/2013/10 der Europäischen Zentralbank vom 19. April 2013 über 
die Stückelung, Merkmale und Reproduktion sowie den Umtausch und Einzug von 
Euro-Banknoten (ABl. L 118 vom 30.4.2013, S. 37). 

31. Dezember 2014 (1) 

26 Verordnung (EU) Nr. 729/2014 des Rates vom 24. Juni 2014 über die Stückelun­
gen und technischen Merkmale der für den Umlauf bestimmten Euro-Münzen 
(Neufassung) (ABl. L 194 vom 2.7.2014, S. 1). 

31. Dezember 2013 (2)  

Abschnitt des Anhangs der Währungsvereinbarung entsprechend der auf Ersuchen des Heiligen 
Stuhls und des Staates Vatikanstadt getroffenen Ad-hoc-Vereinbarung des Gemischten Ausschusses 
über die Einbeziehung relevanter Bestimmungen für Einrichtungen, die im Rahmen ihrer üblichen 

beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit Finanztätigkeiten ausüben  

Relevante Teile der folgenden Rechtsinstrumente Umsetzungsfrist 

27 Richtlinie 86/635/EWG des Rates vom 8. Dezember 1986 über den Jahresab­
schluss und den konsolidierten Abschluss von Banken und anderen Finanzinstitu­
ten (ABl. L 372 vom 31.12.1986, S. 1). 

Geändert durch: 

31. Dezember 2016 (2) 

28 Richtlinie 2001/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Sep­
tember 2001 (ABl. L 283 vom 27.10.2001, S. 28). 

29 Richtlinie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 
2003 (ABl. L 178 vom 17.7.2003, S. 16). 

30 Richtlinie 2006/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 
2006 (ABl. L 224 vom 16.8.2006, S. 1). 

31 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG 
(ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 

31. Dezember 2017 (2) 

32 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfir­
men und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 
27.6.2013, S. 1). 

Geändert durch: 

31. Dezember 2017 (2) 

33 Delegierte Verordnung (EU) 2015/62 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf die Verschuldungsquote (ABl. L 11 vom 17.1.2015, 
S. 37). 

Ergänzt durch: 

31. Dezember 2017 (3) 

34 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 241/2014 der Kommission vom 7. Januar 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmit­
telanforderungen an Institute (ABl. L 74 vom 14.3.2014, S. 8).  

31. Dezember 2017 (3) 
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Relevante Teile der folgenden Rechtsinstrumente Umsetzungsfrist  

Geändert durch: 

35 Delegierte Verordnung (EU) 2015/923 der Kommission vom 11. März 2015 zur 
Änderung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 zur Ergänzung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hin­
blick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforderungen an In­
stitute (ABl. L 150 vom 17.6.2015, S. 1). 

31. Dezember 2017 (3) 

36 Delegierte Verordnung (EU) 2015/61 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates in Bezug auf die Liquiditätsdeckungsanforderung an Kreditinstitute 
(ABl. L 11 vom 17.1.2015, S. 1). 

31. Dezember 2017 (3) 

37 Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. April 2014 über Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
und der Richtlinien 2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG der Kommis­
sion (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 1) und gegebenenfalls der damit verbundenen 
Stufe 2-Maßnahmen 

Geändert durch: 

30. September 2018 (4) 

38 Verordnung (EU) 2016/1033 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Juni 2016 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 über Märkte für 
Finanzinstrumente, der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 über Marktmissbrauch und 
der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen 
und -abrechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer 
(ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 1). 

Ergänzt durch: 

30. September 2018 (5) 

39 Durchführungsrichtlinie (EU) 2015/2392 der Kommission vom 17. Dezember 
2015 zur Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des 
Rates hinsichtlich der Meldung tatsächlicher oder möglicher Verstöße gegen diese 
Verordnung (ABl. L 332 vom 18.12.2015, S. 126). 

30. September 2018 (4) 

40 Delegierte Verordnung (EU) 2016/522 der Kommission vom 17. Dezember 2015 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich einer Ausnahme für bestimmte öffentliche Einrichtungen 
und Zentralbanken von Drittländern, der Indikatoren für Marktmanipulation, der 
Schwellen für die Offenlegung, der für die Benachrichtigung über Verzögerungen 
zuständigen Behörde, der Erlaubnis zum Handel während „geschlossener“ Zeiträu­
me und der meldepflichtigen Arten von Eigengeschäften (ABl. L 88 vom 5.4.2016, 
S. 1). 

30. September 2018 (4) 

41 Richtlinie 2014/57/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 über strafrechtliche Sanktionen bei Marktmanipulation (Marktmissbrauchs­
richtlinie) (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 179). 

30. September 2018 (4)  

Vorschriften für die Erfassung statistischer Daten  

42 Leitlinie EZB/2013/24 der Europäischen Zentralbank vom 25. Juli 2013 über die 
statistischen Berichtsanforderungen der Europäischen Zentralbank im Bereich der 
vierteljährlichen Finanzierungsrechnungen (ABl. L 2 vom 7.1.2014, S. 34). 

Geändert durch: 

31. Dezember 2016 (2) 

43 Leitlinie (EU) 2016/66 der Europäischen Zentralbank vom 26. November 2015 
zur Änderung der Leitlinie EZB/2013/24 über die statistischen Berichts­
anforderungen der Europäischen Zentralbank im Bereich der vierteljährlichen Fi­
nanzierungsrechnungen (EZB/2015/40) (ABl. L 14 vom 21.1.2016, S. 36). 

31. März 2017 (4) 

44 Verordnung (EU) Nr. 1071/2013 der Europäischen Zentralbank vom 24. Septem­
ber 2013 über die Bilanz des Sektors der monetären Finanzinstitute (EZB/2013/33) 
(ABl. L 297 vom 7.11.2013, S. 1).  

31. Dezember 2016 (2) 
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Relevante Teile der folgenden Rechtsinstrumente Umsetzungsfrist 

Geändert durch: 

45 Verordnung (EU) Nr. 1375/2014 der Europäischen Zentralbank vom 10. Dezember 
2014 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1071/2013 über die Bilanz des Sek­
tors der monetären Finanzinstitute (EZB/2013/33) (EZB/2014/51) (ABl. L 366 
vom 20.12.2014, S. 77). 

46 Verordnung (EU) Nr. 1072/2013 der Europäischen Zentralbank vom 24. Septem­
ber 2013 über die Statistik über die von monetären Finanzinstituten angewandten 
Zinssätze (EZB/2013/34) (ABl. L 297 vom 7.11.2013, S. 51). 

Geändert durch: 

31. Dezember 2016 (2) 

47 Verordnung (EU) Nr. 756/2014 der Europäischen Zentralbank vom 8. Juli 2014 
zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1072/2013 (EZB/2013/34) über die Statis­
tik über die von monetären Finanzinstituten angewandten Zinssätze 
(EZB/2014/30) (ABl. L 205 vom 12.7.2014, S. 14). 

48 Leitlinie EZB/2014/15 der Europäischen Zentralbank vom 4. April 2014 über die 
monetären und die Finanzstatistiken (ABl. L 340 vom 26.11.2014, S. 1). 

Geändert durch: 

31. Dezember 2016 (2) 

49 Leitlinie (EU) 2015/571 der Europäischen Zentralbank vom 6. November 2014 
zur Änderung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatis­
tiken (EZB/2014/43) ((ABl. L 93 vom 9.4.2015, S. 82). 

50 Leitlinie (EU) 2016/450 der Europäischen Zentralbank vom 4. Dezember 2015 zur 
Änderung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatistiken 
(EZB/2015/44) (ABl. L 86 vom 1.4.2016, S. 42). 

31. März 2017 (4) 

51 Leitlinie (EU) 2017/148 der Europäischen Zentralbank vom 16. Dezember 2016 
zur Änderung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatis­
tiken (EZB/2016/45) (ABl. L 26 vom 31.1.2017, S. 1). 

1. November 2017 (5)  

(1) Diese Fristen wurden vom Gemeinsamen Ausschuss für das Jahr 2013 festgelegt.  
(2) Diese Fristen wurden vom Gemeinsamen Ausschuss für das Jahr 2014 festgelegt.  
(3) Diese Fristen wurden vom Gemeinsamen Ausschuss für das Jahr 2015 festgelegt.  
(4) Diese Fristen wurden vom Gemeinsamen Ausschuss für das Jahr 2016 festgelegt.  
(5) Diese Fristen wurden vom Gemeinsamen Ausschuss für das Jahr 2017 festgelegt. 
(*) Die Richtlinie 2005/60/EG wurde durch die Richtlinie (EU) 2015/849 aufgehoben, wird aber noch bis zum Ablauf der Umset­

zungsfrist für die Richtlinie (EU) 2015/849 in diesem Anhang geführt.  
(**) Die Richtlinie 2006/70/EG der Kommission wurde durch die Richtlinie (EU) 2015/849 aufgehoben, wird aber noch bis zum Ablauf 

der Umsetzungsfrist für die Richtlinie (EU) 2015/849 in diesem Anhang geführt.“    

23.3.2018 L 81/82 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2018/496 DER KOMMISSION 

vom 22. März 2018 

zur Erstellung der jährlichen Prioritätenliste für die Ausarbeitung von Netzkodizes und Leitlinien 
für 2018 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 714/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die 
Netzzugangsbedingungen für den grenzüberschreitenden Stromhandel und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1228/2003 (1), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 715/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die 
Bedingungen für den Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1775/2005 (2), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Entwicklung und Durchführung von Netzkodizes und Leitlinien ist von grundlegender Bedeutung für die 
vollständige Integration des Energiebinnenmarktes. Mit dem dritten Energiepaket (3) wurde ein institutioneller 
Rahmen für die Entwicklung von Netzkodizes geschaffen, mit denen die technischen, betrieblichen und 
marktbezogenen Regeln für die Strom- und Gasnetze bei Bedarf harmonisiert werden. Die Agentur für die 
Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden (im Folgenden „ACER“), das Europäische Netz der 
Übertragungsnetzbetreiber und das Europäische Netz der Fernleitungsnetzbetreiber (im Folgenden „ENTSOs“) 
sowie die Europäische Kommission arbeiten zu diesem Zweck eng mit allen relevanten Interessenträgern 
zusammen. 

(2)  Die Bereiche, in denen Netzkodizes entwickelt werden können, sind jeweils in Artikel 8 Absatz 6 der Verordnung 
(EG) Nr. 714/2009 und der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 festgelegt. Neben der Möglichkeit, Netzkodizes zu 
erstellen, kann die Kommission auch beschließen, in den in Artikel 18 Absätze 1, 2 und 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 714/2009 und Artikel 23 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 genannten Bereichen Leitlinien zu 
entwickeln. Nach Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 und Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 715/2009 sollte die Kommission zunächst eine jährliche Prioritätenliste erstellen, in der die Bereiche für 
die Entwicklung der Netzkodizes aufgeführt werden. 

(3)  Während der öffentlichen Konsultation (4) sprachen sich die meisten Interessenträger dafür aus, Prioritäten für die 
laufenden Arbeiten festzulegen, und hoben die Bedeutung einer ordnungsgemäßen und gut abgestimmten 
Durchführung der verabschiedeten Netzkodizes und Leitlinien hervor, wobei eine strukturierte Beteiligung der 
Interessenträger gewährleistet werden sollte. In einigen Beiträgen wurde darauf hingewiesen, dass es in Zukunft 
erforderlich sein könnte, eine Änderung der verabschiedeten Netzkodizes und Leitlinien in Betracht zu ziehen. 

(4)  Angesichts der Antworten der Interessenträger und unter Berücksichtigung der künftigen Gesetzgebungsinitiativen 
im Rahmen der Initiative zur Umgestaltung des Energiemarktes, der verschiedenen für die vollständige Integration 
des Energiebinnenmarkts erforderlichen Maßnahmen sowie der Tatsache, dass die Durchführung der Netzkodizes 
und Leitlinien erhebliche Ressourcen aller relevanten Beteiligten einschließlich der Kommission, der ACER, der 
ENTSOs und der Interessenträger erfordert, wurden keine neuen Bereiche in die jährlichen Prioritätenlisten 
aufgenommen. 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Es wird festgestellt, dass keine neuen Bereiche für die Ausarbeitung von Netzkodizes und Leitlinien im Strom- und 
Gasbereich für 2018 ermittelt wurden. 
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(1) ABl. L 211 vom 14.8.2009, S. 15. 
(2) ABl. L 211 vom 14.8.2009, S. 36. 
(3) Das dritte Energiepaket besteht aus der Richtlinie 2009/72/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über 

gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/54/EG (ABl. L 211 vom 14.8.2009, 
S. 55), der Richtlinie 2009/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften für den 
Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/55/EG (ABl. L 211 vom 14.8.2009, S. 94), den Verordnungen (EG) 
Nr. 714/2009 und (EG) Nr. 715/2009 sowie der Verordnung (EG) Nr. 713/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 
2009 zur Gründung einer Agentur für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden (ABl. L 211 vom 14.8.2009, S. 1). 

(4) Die Antworten sind veröffentlicht unter https://ec.europa.eu/info/consultations/public-consultation-priorities-network-codes-and- 
guidelines-2018-based-article-6-1-regulation-ec-no-714-2009-and-regulation-ec-no-715-2009_de 

https://ec.europa.eu/info/consultations/public-consultation-priorities-network-codes-and-guidelines-2018-based-article-6-1-regulation-ec-no-714-2009-and-regulation-ec-no-715-2009_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/public-consultation-priorities-network-codes-and-guidelines-2018-based-article-6-1-regulation-ec-no-714-2009-and-regulation-ec-no-715-2009_de


Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 22. März 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2017/2352 der Kommission vom 14. Dezember 
2017 zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2015/789 über Maßnahmen zum Schutz 

der Union gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Xylella fastidiosa (Wells et al.) 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 336 vom 16. Dezember 2017) 

Seite 35 Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe b zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2015/789, Artikel 4 
Absatz 2 Unterabsatz 4: 

Anstatt:  „Die Breite der Befallszone kann auf mindestens einen Kilometer verringert werden, wenn mit großer 
Sicherheit davon ausgegangen werden kann, dass das ursprüngliche Vorkommen des spezifizierten 
Organismus nicht zu einer Ausbreitung geführt hat, und wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind:“ 

muss es heißen:  „Die Breite der Pufferzone kann auf mindestens einen Kilometer verringert werden, wenn mit großer 
Sicherheit davon ausgegangen werden kann, dass das ursprüngliche Vorkommen des spezifizierten 
Organismus nicht zu einer Ausbreitung geführt hat, und wenn die folgenden Bedingungen erfüllt 
sind:“.  
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